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Antrag der Kommission
Eintreten

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles

Berichterstattung — Rapports généraux

Obrecht, Berichterstatter: Nach Art. 31 bis, Abs. 3
der Bundesverfassung, ist der Bund unter ande-
rem befugt, nötigenfalls in Abweichung von der
Handels- und Gewerbefreiheit, Vorschriften zu er-
lassen zur Erhaltung eines gesunden Bauernstandes
und einer leistungsfähigen Landwirtschaft sowie
zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes. Vor-
aussetzung dazu ist nach der Verfassung, dass das
Gesamtinteresse den Erlass solcher Massnahmen
rechtfertigt und dass der Wirtschaftszweig, der
diesen staatlichen Schutz erfahren soll, diejenigen
Selbsthilfemassnahmen getroffen hat, die ihm bil-
ligerweise zugemutet werden können. Weil die Bun-
desverfassung unter den Elementen, die der Beur-
teilung der Notwendigkeit solcher staatlicher Ein-
griffe dienen, das Gesâmtinteresse in den Vorder-
grund stellt, wird es bei Erlass der Ausführungs-
gesetze zu Art. 31 bis immer unerlässlich sein, sie
schon im Vorbereitungsstadium zur Sache aller
Volkskreise zu machen und in den grundlegenden
Fragen eine Einigung zu suchen, bevor eine Geset-
zesvorlage auf den Tisch des Gesetzgebers gelegt
wird. Zu diesem Vorgehen rät auch schon Art. 32
der Bundesverfassung, der bestimmt, dass solche
Massnahmen zum Schütze einzelner Wirtschafts-
zweige nur durch Bundesgesetze oder allgemein
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verbindliche Bundesbeschlüsse erlassen werden kön-
nen, über die das Referendum verlangt werden
kann.

Dieser Weg ist auch bei der Vorbereitung des
ersten bedeutenden Ausführungsgesetzes zu den
neuen Wirtschaftsartikeln, beim Landwirtschafts-
gesetz, beschritten worden, und er ist, wie wir fest-
stellen dürfen, mit Erfolg und in glücklicher Weise
beschritten worden. Wir haben exe Verlage vor UES',
die in ihren wesentlichen Zügen das Werk der Ver-
ständigung zwischen den grossen Wirtschaftsgrup-
pen des Landes darstellt. Wir dürfen sagen, dass
kaum jemals in der Geschichte unserer Gesetzgebung
in einer Frage, die von Natur aus die Interessen-
gegensätze mobilisieren muss, von allen Seiten so
viel guter Wille, so viel Verständnis für die beson-
deren Interessen einer anderen Wirtschaftsgruppe
und so viel Konzessionsbereitschaft an den Tag
gelegt wurden. Wenn aus dem Vorentwurf vom
Juli 1948, der weitgehend das gesetzgeberische Pro-
gramm der Landwirtschaft enthielt, in der Beratung
der gemischten Expertenkommission eine Gesetzes-
vorlage entstanden ist, die von der Landwirtschaft
als ausreichend anerkannt und von den übrigen
Wirtschaftsgruppen mit Ausnahme einer Einzel-
frage als annehmbar erklärt werden kann, so stellt
diese Tatsache allen Beteiligten ein erfreuliches
Zeugnis aus: der Landwirtschaft das Zeugnis, dass
sie es verstanden hat, im Interesse der Verständi-
gung gewisse Forderungen zurückzustellen oder ab-
zuschreiben, den Vertretern von Industrie, Handel,
Gewerbe und den Arbeitnehmerverbänden das
Zeugnis, dass sie die besondere Lage des Bauern-
standes erkannt und mit Weitblick und teilweise
unter Hintansetzung eigener Interessen die Bereit-
schaft zur Verbesserung seiner Lage erklärt haben.
Ich möchte den Vorsteher des Departementes, der
in den Vorbereitungsarbeiten die Weichen zu stellen
hatte, zu dieser glücklichen Vorbereitung der Vor-
lage beglückwünschen.

Wenn wir auch im wesentlichen vor einer Ver-
ständigungsvorlage stehen, so bedeutet dies selbst-
verständlich nicht, dass damit der verfassungsmäs-
sige Gesetzgeber abzutreten und sich jeglicher
Änderung im vorgelegten Gesetzestext zu enthalten
habe. Die gemischte Expertenkommission, ohne die
wir vor allern bei der Schaffung von Gesetzen wirt-
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schaftlich,er Natur wohl nicht mehr auskommen
werden, ist ein Organ der Gesetzesvorbereitung;
die Verantwortung für die endgültige Ausgestaltung
und den Erlass der Gesetze bleibt ungeschmälert
bei den Räten, die sich durch keine Expertenkom-
mission und durch keine wirtschaftliche Verständi-
gung die Hände binden oder die Verantwortung ab-
nehmen lassen können. Hält man sich indessen den
Weg vor Augen, den ein solches Gesetz noch durch-
laufen muss und der durch die Klippen des Referen-
dums führt, so wird es ein Gebot kluger Politik sein,
die einmal erzielte Verständigung nicht ohne Not zu
gefährden, indem man allzuviel an diesem Verstän-
digungswerk abbröckelt oder indem man alle Postu-
late wieder hervorzieht, auf die man im Interesse
der Verständigung im Vorbereitungsstadium ver-
zichtet hatte.

Von dieser Auffassung ist auch die Kommission
ausgegangen. Sie hat dem bundesrätlichen Vor-
schlag und damit der Verständigungslösung in den
Grundzügen zugestimmt. Ihre zahlreichen Abän-
derungsvorschläge beziehen sich auf Einzelfragen.
Es darf mit Befriedigung vermerkt werden, dass auch
in der Kommission eine seltene Verständigungsbe-
reitschaft herrschte. Sie mögen dies daraus ersehen,
dass die Kommission einstimmig Eintreten beschloss
und in der Schlussabstimmung dem. Gesetz ohne
Gegenstimme bei Stimmenthaltung des Vertreters
der PdA beigepflichtet hat. Auch wo die Kommis-
sion zu Abänderungsvorschlägen gelangte, hat sie
sich in den meisten Fällen einigen können. Es zeigt
sich dies darin, dass Ihnen nur sehr wenige Minder-
heitsanträge aus der Kommission gestellt wurden..
Im besonderen möchte ich anerkennen, dass die
Vertreter der Landwirtschaft dort, wo in der Kom-
mission noch weitere Konzessionen auf den land-
wirtschaftlichen Postulaten als notwendig betrach-
tet wurden, durch weitgehendes Verständnis eine
Einigung ermöglichten.

Dass die Landwirtschaft ohne einen gewissen
staatlichen Schutz in der nächsten Zukunft so we-
nig auskommen wird wie in den letzten drei Jahr-
zehnten, wird von keinem Einsichtigen bestritten.
Die Landwirtschaft, einst der Berufsstand, der dem
Grossteil unseres Volkes Erwerbsquelle war, ist
längst zur wirtschaftlichen Minderheit geworden.
Sie hat in unserem industrialisierten Staat einen
immer schwereren Stand bekommen. Auf der einen
Seite wird ihr Lebensraum fortdauernd eingeschränkt
durch die weitherzige Nutzung des Bodens für
Wohn-, Industrie- und Verkehrszwecke, eine Ent-
wicklung, die dazu geführt hat, dass seit dem Jahre
1905 im Durchschnitt jedes Jahr rund 2000 Hek-
taren der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen
wurden, und dass sich die Zahl der Betriebe in der
Grössenordnung von über l Hektare im Durch-
schnitt um 1000 Einheiten pro Jahr verminderte.
Wirtschaftlich hat sich also die Lage des Bauern-
standes immer schwieriger gestaltet, je mehr der
Lebensstandard der übrigen Bevölkerung sich er-
höhte und je mehr mit der Entwicklung der inter-
nationalen Handelsbeziehungen ausländische Agrar-
produkte die Erzeugnisse der schweizerischen
Landwirtschaft auf den in- und ausländischen Märk-
ten konkurrenzierten. Die Verteuerung des Bodens,
die Steigerung der Baupreise und der Preise für
alle möglichen Betriebsmittel und Hilfsstoffe, aber

auch der Preis der bäuerlichen Arbeitskraft, haben
gegenüber dem Ausland zu einer Preisüberhöhung
für das schweizerische Agrarprodukt geführt, wie
wir sie in ähnlicher Weise auch auf dem Gebiete
der industriellen und gewerblichen Produktion in
unserem Lande erleben. Der Bauer kann in der
Regel sein Produkt dem schweizerischen Konsu-
menten nicht zu dem gleichen niedrigen Preise an-
bieten, zu denen Konkurrenzprodukte der auslän-
dischen Landwirtschaft, die unter ganz anderen
Produktiousbedingungen arbeitet, auf dem schwei-
zerischen Markt angeboten werden. Mitbestimmend
für die ungünstige Preisentwicklung -ist auch die
Tatsache, dass die Landwirtschaft in der Schweiz
als dem Lande der Klein- und Mittelbetriebe weni-
ger rationell arbeiten kann als ein Land mit dem
System der Grossbetriebe, das eine viel rationellere
Ausnützung der Produktionsmittel und eine bedeu-
tend einfachere Absatzordnung ermöglicht. Diese
Lage erfährt noch dadurch eine Erschwerung, dass
die Möglichkeiten einer Konsumlenkung wegen der
besonderen Natur der bäuerlichen Produktionsbe-
dingungen sehr beschränkte sind. Der ausländische
Produzent mit günstigeren Wachstumsbedingungen
kann gleiche oder ähnliche Produkte vorzeitig auf
dem schweizerischen Markt anbieten, so dass der
Konsument vielfach schon eingedeckt ist oder sich
bereits anderen Früherzeugnissen des Auslandes zu-
wendet, wenn die einheimische Produktion den
Markt erreicht. Die Ertragsverhältnisse der Land-
wirtschaft litten auch daran, dass die bäuerliche
Produktion entsprechend unserer freiheitlichen
Wirtschaftsauffassung nicht nach den Möglichkei-
ten des Marktes gelenkt werden konnte und sich
bisweilen in bestimmten Erzeugnissen eine Über-
produktion bildete, die einen natürlichen Preiszer-
fall im Gefolge hatte, während andere Produkte,
für die der Absatz gegeben gewesen wäre, nur un-
genügend angeboten wurden. Ich erinnere nur an
die Milchschwemme der dreissiger Jahre und die
Überproduktion an Mostobst, gegen die wir heute
ankämpfen.

Die Existenzbedingungen der schweizerischen
Landwirtschaft sind schliesslich auch dadurch ge-
fährdet, dass sie sich seit vielen Jahren in einem
fast hoffnungslosen Kampf um die Arbeitskraft
befindet. Die anhaltend gute industrielle Konjunk-
tur, aber auch eine gewisse Rückständigkeit des
landwirtschaftlichen Arbeitsverhältnisses in sozialer
Beziehung verunmöglichen der schweizerischen
Landwirtschaft seit langem, auch nur annähernd
genügend Arbeitskräfte zu erhalten und bewirken,
dass - grob gesprochen - die Landwirtschaft sich
mit dem letzten Aufgebot der schweizerischen
Arbeitskraft zufrieden geben muss. Dieser Mangel
an geeigneter Arbeitskraft nötigt die Landwirtschaft
zu Investitionen in technischen Hilfsmitteln, die oft
die Tragfähigkeit kleinerer und mittlerer Betriebe
übersteigen und die Rentabilität ungünstig beein-
flussen.

Diese wirtschaftliche Entwicklung hat neben der
immer stärkeren Verknappung des landwirtschaft-
lich nutzbaren Bodens zu einem Rückgang der
bäuerlichen Bevölkerung geführt, welcher zum Auf-
sehen mahnen muss. Im Zeitraum von 60 Jahren
hat sich der Anteil der in der Landwirtschaft tätigen
Personen an der Gesamtbevölkerung um die Hälfte,
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nämlich von 40% auf 20%, vermindert. Dieser
Rückgang wäre noch erheblicher gewesen und die
Entwicklung hätte zu einem wirtschaftlichen Zerfall
des ganzen Bauernstandes führen müssen, wenn nicht
schon frühzeitig der Bund die immer schwieriger
werdende Lage der bäuerlichen Minderheit in xmse-
rem Lande erkannt und eingegriffen hätte, zunächst
mit finanziellen und später auch mit rechtlichen
Hilfsmitteln.

Die Entwicklung, die die staatliche Förderung
und Lenkung der landwirtschaftlichen Produktion
vom bescheidenen Subventionsgesetz des Jahres
1893 über die Preisstützungsaktionen der dreissi-
ger Jahre bis zum Anbauzwang der Kriegszeit durch-
gemacht hat, ist in der Botschaft sehr eindrucksvoll
dargestellt. Die Botschaft zeigt, dass der Bund die
Landwirtschaft nie im Stich gelassen hat, sondern
ihr in zum Teil kühnen und wirtschaftspolitisch und
verfassungsrechtlich gewagten Massnahmen zu Hilfe
gekommen ist. Es ist im Gegenteil ungerecht,
wenn da und dort in landwirtschaftlichen Kreisen
der Vorwurf gehört wird, die Landwirtschaft werde
als Stiefkind der schweizerischen Volkswirtschaft
behandelt und der Bund unternehme nichts Wirk-
sames zur Verbesserung ihrer Lage. Im Gegenteil
darf heute rückschauend festgehalten werden, dass
der Bund für keinen Wirtschaftszweig derartige
Kraftanstrengungen unternommen hat wie zur Si-
cherung der Existenzbedingungen unserer Land-
wirtschaft.

Die Botschaft zeigt aber auch, wie schwer das
Problem der Sicherung der Landwirtschaft prak-
tisch zu lösen ist. Die seit Ende des Ersten Welt-
krieges getroffenen Massnahmen sind ein einziges
Suchen und Tasten nach der richtigen und wirk-
samen Forin der Hilfe. Verschiedenes ist erprobt
worden, und dieses Legiferieren auf Probe hat den
Bund immerhin reiche Erfahrungen sammeln lassen,
so dass es heute, wo wir allgemein unser Wirtschafts-
recht von den mannigfachen Formen des Notrech-
tes in die ordentliche Gesetzgebung überführen wol-
len, möglich erscheint, auch den Schutz der Land-
wirtschaft in den Formen des ordentlichen Rechts
zu regeln. Wir haben um so mehr Anlass dazu, als
mit dem Erlass der neuen Wirtschaftsartikel der
Schutz des Bauernstandes nun auch zu einer Ver-
fassungsaufgabe des Bundes geworden ist.

Es ist das Erfreuliche an der heutigen Vorlage, dass
sie eine klare verfassungsmässige Grundlage besitzt
und dass die Frage der Verfassungsmässigkeit ein-
mal bei einer Vorlage wirtschaftspolitischer Natur

'überhaupt nicht diskutiert werden muss. Die Ver-
fassungsrevision von 1947 gibt dem Bunde die Mög-
lichkeit, die vorgesehenen Massnahmen zugunsten
der Landwirtschaft zu treffen. Für den Gesetzgeber
stellt sich heute nur noch die Frage der Opportuni-
tät, das heisst die Frage, ob der Bund heute tatsäch-
lich Gebrauch machen soll von dieser verfassungs-
mässigen Befugnis. Über die Frage der Zweckmässig-
keit und der Notwendigkeit dieses Landwirtschaf ts-
gesetzes herrschte in der Kommission nur eine Mei-
nung. Wir haben gesehen, dass die Landwirtschaft
ohne die Hilfsmassnahmen der letzten Jahrzehnte
wohl völlig hätte zusammenbrechen müssen. Auch
mit Hilfe der staatlichen Massnahmen ist ihre Lage
nicht eine rosige geworden. Die Landwirtschaft hat
an der Konjunktur des letzten Jahrzehnts nur einen

sehr bescheidenen Anteil gehabt, und wo sie ihn
hatte, nur dank günstiger Ernteverhältnisse. Es ist
nicht zu verkennen, dass vorwiegend in den kleine-
ren und mittleren Betrieben viele notwendige Inve-
stitionen; vor allen in Gebäuden, in den letzten
Jahrzehnten nicht mehr aufgebracht werden konn-
ten. Ich möchte darauf hinweisen, dass die Lebens-
verhältnisse in diesen Betrieben, vor allem die
Wohn- und hygienischen Verhältnisse, oft auf einer
Stufe stehen, die kein anderer Volksteil mehr als
tragbar betrachten würde. Ich möchte daran erin-
nern, dass die sozialen Verhältnisse im bäuerlichen
Betrieb am stärksten im Rückstand geblieben sind,
indem der Bauer und seine Arbeitskräfte keine Be-
grenzung der Arbeitszeit, keine Ferienregelung ken-
nen und auch auf andere soziale Vorteile verzichten
müssen, Verzichte, die nur zum Teil durch die gesün-
dere Lebensweise aufgewogen werden, wie sich dies
gerade am brennenden Problem der bäuerlichen
Arbeitskraft mit aller Deutlichkeit zeigt.

Wenn der Gesetzgeber vor die Frage gestellt ist,
ob er von der verfassungsrechtlichen Befugnis Ge-
brauch machen und ein auf die Dauer berechnetes
Landwirtschaftsgesetz erlassen soll, so muss er sich
darüber klar sein, dass ohne staatliche Hilfe der
Bauernstand auch heute und für die nächste Zu-
kunft nicht lebensfähig wäre. Er müsste sozial noch
mehr in Rückstand geraten und damit wohl all-
mählich auf den Aussterbeetat gesetzt werden. Der
Gesetzgeber muss sich darüber klar sein, dass, rein
kaufmännisch betrachtet, die Landwirtschaft heute
im Rahmen unserer Volkswirtschaft ein schlechtes
Geschäft ist. Das meiste, was sie produziert, kann
in normalen Zeiten billiger vom Auslande bezogen
werden. Sie kann somit nur noch mit Hilfe staat-
licher Vorschriften und Zuschüsse rentabel gestaltet
werden. Sie ist auf die Dauer nur lebensfähig, wenn
die 80% Konsumenten sich bereit finden, in ihren
Konsumwünschen und auch in der Preisfrage dem
einheimischen Bauernstand gewisse Opfer zu brin-
gen, und wenn anderseits der Bauernstand sich
bereit erklärt, seiner traditionellen Produktionsfrei-
heit ein gewisses Opfer aufzuerlegen und im Verzicht
auf einen Teil der persönlichen Freiheit seine Pro-
duktion weitgehend der Aufnahmemöglichkeit des
Marktes anzupassen.

Der Gesetzgeber muss sich aber auch klar sein
darüber, dass die Frage der Erhaltung des Bauern-
standes nicht eine kaufmännische Rechenaufgabe,
sondern ein eminent staatspolitisches Problem ist,
dass der Bauernstand erhalten werden muss, auch
wenn er in unserer Volkswirtschaft, streng genom-
men, kein selbsttragender Wirtschaftszweig mehr
sein kann. Wir müssen uns auch klar sein, dass wir
die Landwirtschaft brauchen, wenn ein gesunder
Ausgleich in unserer Bevölkerungsstruktur und
unserer Volkswirtschaft aufrechterhalten werden soll.
Wir brauchen den Bauernstand, weil er uns als be-
völkerungspolitisches Kraftreservoir heute um so
unentbehrlicher ist, je mehr das Arbeitstempo in
ändern Berufen die Menschen verbraucht. Wir brau-
chen ihn um so mehr als Faktor der Stabilität und
der Verwurzelung, je mehr die übrige Bevölkerung
ihre Sesshaftigkeit verliert und von Arbeitsort zu
Arbeitsort, vom Land zur Stadt wandert. Der Bau-
ernstand ist unentbehrlich, weil in internationalen
Krisen, in Zeiten gestörter Zufuhr nur noch er eini-
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germassen die Ernährung unseres Volkes sicher-
stellen kann.

Über das Ziel, den Schutz des Bauernstandes,
besteht Wohl keine Meinungsverschiedenheit, wohl
aber gehen die Meinungen auseinander über die
anzuwendenden Mittel. Die Lösungsversuche der
letzten Jahrzehnte haben gezeigt, dass die wirk-
samen Mittel, die zum Schütze des Bauernstandes
ergriffen werden können, in ihrer Zahl beschränkt
sind, und sie haben gezeigt, dass ein wirksamer
Schutz nicht möglich ist, ohne dass in gewissem
Masse auf die freiheitliche Wirtschaftsform verzich-
tet wird. Aus diesem Grunde hat auch der Verfas-
sungsgesetzgeber bereits vorgesehen, dass die Mass-
nahmen zugunsten des Bauernstandes von der Han-
dels- und Gewerbefreiheit abweichen dürfen. Wer
das Ziel, den Schutz der Landwirtschaft, will, muss
auch die Mittel in Kauf nehmen. Man kann der Land-
wirtschaft nicht helfen ohne einen gewissen Ein-
bruch in die Handels- und Gewerbefreiheit; man
kann ihr nicht helfen ohne die verhassten Subven-
tionen.

Allerdings muss jeder wirtschaftliche Schutz ein
Ausgleich sein'. Er muss, wie die Verfassung sagt,
auf das Gesamtinteresse abgestimmt werden. Es
galt, eine Synthese zu finden zwischen den Inter-
essen des zu schützenden Bauernstandes und den
Interessen der ändern Wirtschaftsgruppen, eine
Synthese aber auch -zwischen den uneilässlichen
Einschränkungen und der Wirtschaftsfreiheit, ohne
die urfer Volk nun eir.mal nicht leben will und ohne
c'eren weitestgehende Berücksichtigung das Volk,
eirf eschlossen der Bauernstand selbst, ein Gesetz
nicht annehmen würde. Die Kommission ist der
Ansicht, dass diese Synthese im vorliegenden Gesetz
allgemein in glücklicher Weise gefunden worden sei.
Das Gesetz verwirklicht nicht etwa das Maximal-
prcgramm der Landwirtschaft. Anderseits enthält
es nirgends Massnahmen, die von den ändern Be-
völkerungskreisen als Zumutung aufgefasst wer-
den müssten. Hier besteht vielleicht eine einzige
Ausnahme im umstrittenen Art. 22, Abs. 2, der
einen gewissen Eingriff in die Konsumfreiheit des
schweizerischen Konsumenten bedeuten könnte.
Die Kcmmission hat aber gerade hier Kautelen
zu schaffen gesucht, die die Anwendung dieser Be-
stimmung auf ausgesprochene Notfälle beschrän-
ken sollen, die auch ohne solche Regelung im Land-
wirtschaftsgesetz die Behörden zum Eingreifen
zwingen würden. Die Vorlage ermöglicht wohl eine
gewisse Lenkung der landwirtschaftlichen Produk-
tion, um sie den Möglichkeiten des Marktes anzu-
passen. Sie verzichtet aber im übrigen auf plan-
wirtschaftliche Experimente, denen das Volk kei-
nesfalls die Zustimmung geben würde.

Immerhin darf gesagt werden, dass die Vorlage
nicht ein reines Geschenk an den Bauernstand ist,
sondern ihm selbst Opfer auferlegt, wie zum Bei-
spiel eine gewisse Einschränkung der Produktions-
freiheit oder die vermehrten sozialen Leistungen.
Die Gesetzesvorlage verlangt also, wie es die bereits
in Kraft getretene Revision des Alkoholgesetzes
schon getan hat, dass die Landwirtschaft, bevor sie
staatliche Hilfe erfahren darf, ihre Produktion so-
weit als möglich der Aufnahmefähigkeit des Mark-
tes anzupassen hat. Es ist dies eine sehr weitgehende
Verpflichtung der Landwirtschaft, für die im Kreise

der Nutzniesser dieses Gesetzes noch sehr stark um
Verständnis wird geworben werden müssen. Diese
Verpflichtung darf man in einem weiteren Sinne
auch zu den Selbsthilfemassnahmen rechnen, deren
Ausschöpfung nach Art. 31 bis, Abs. 4 der Bundes-
verfassung Voraussetzung für die Hilfsmassnah-
men ist, die das Gesetz verwirklichen soll. Im übri-
gen darf man wohl bestätigen, dass der Bauernstand
die Selbsthilfemassnahmen, die ihm billigerweise
zugemutet werden können, erfüllt habe. Kaum in
einem ändern Berufszweige haben die Selbsthilfe-
massnahmen, vor allem auf dem Gebiete des Ab-
satzes und der Produktionsverbesserung, ein sol-
ches Ausmass angenommen wie gerade in der Land-
wirtschaft. Ohne die weitgehende Selbsthilfeorga-
nisation der Landwirtschaft wäre die Durchsetzung
der Hilfe, die das Gesetz dem Bauernstand brin-
gen will, überhaupt kaum denkbar.

Es möge mir gestattet sein, hier bei der Bespre-
chung der Selbsthilfemassnahmen der Landwirt-
schaft eines Mannes zu gedenken, der das Haupt-
verdienst dafür trägt, dass die Selbsthilfemassnah-
men in der Landwirtschaft einen derart hohen Stand
erreicht haben. Es rechtfertigt' sich, dieses Mannes
zu gedenken, weil er in den letzten Tagen seinen
80. Geburtstag in geistiger Frische und mit unge-
brochenem Temperament feiern konnte. Es ist
Prof. Laur, der als Lehrer und als Wirtschaftsführer
wohl das Hauptverdienst für sich in Anspruch neh-
men darf, die Landwirtschaft in ihren Selbsthilfe-
massnahmen so weit gebracht zu haben, dass sie •
den heutigen hohen Stand erreicht hat.

Die Ausstattung des Gesetzes ist eine recht hete-
rogene. Es suchte möglichst eine Kodifikation der
auf die Landwirtschaft Bezug habenden Rechts-
normen zu Werden. Dies konnte ihm von vorne-
herein nur zum Teil gelingen, da wichtige Teilge-
biete des Landwirtschaftsrechtes weiterhin in Son-
dergesetzen geregelt bleiben sollen, wie das Alkohol-
problem, die Getreidewirtschaft, die Bekämpfung
der Tierseuchen, das Bodenrecht. Dem Landwirt-
schaftsgesetz bleibt es vorbehalten, die übrigen Vor-
schriften zu sammeln. Es regelt daher die verschie-
densten Dinge und kann materiell kein in sich ge-
schlossenes Gesetz sein. Ich sehe aus diesem Grunde
davon ab, im Eintretensreferat die verschiedenen
Abschnitte des Gesetzes zu erläutern. Es wird dies
wegen der Verschiedenheit der einzelnen Abschnitte
materiell besser der Detailberatung vorbehalten.

Ein Blick auf den Inhalt des Gesetzes insgesamt
zeigt, dass der Bundesrat keine revolutionären^
Lösungen vorschlägt. Den breitesten Raum nehmen
die Bestimmungen ein, die eine den Verhältnissen
angepasste Übernahme des Gesetzes von 1893 dar-
stellen. Das sind vor allem die Subventionsvor-
schriften. Andere Abschnitte, wie jener über die
berufliche Ausbildung oder über das Versuchswesen,
sind im wesentlichen Zusammenfassungen der bis-
herigen Praxis. Dies gilt auch für den bedeutungs-
vollsten Teil des Gesetzes, die wirtschaftlichen Be-
stimmungen, die, vielleicht mit Ausnahme einer
Vorschrift, lediglich einen Teil des Kriegs- und
Krisenrechtes, das Bundesversammlung und Bun-
desrat geschaffen haben, ins ordentliche Recht über-
zuführen suchen. Eine tatsächlich neue Ordnung,
wie wir sie noch nicht gekannt haben, bringen teil-
weise die Vorschriften über die Bodenverbesserun-
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gen, über das landwirtschaftliche Dienstverhältnis,
über den Rechtsschutz und über die Stellung der
Hauskinder. Im ganzen gesehen darf aber die Vor-
lage in den Kreis jener Gesetze gezählt werden, die
nicht grundsätzlich neue Lösungen bringen, sondern
ausserordentliches Recht in ordentliches Recht über-
führen wollen.

Es sei mir gestattet, noch auf einige Vorwürfe
einzugehen, die der Gesetzesvorlage in der öffent-
lichen Diskussion entgegengehalten werden. Vor
allem,hat man der Vorlage den Vorwurf gemacht,
sie sei insofern gesetzestechnisch unbefriedigend,
als sie allzu viele Ermessensvorschriften, zu viele
kautschukartige Bestimmungen enthalte, und dass
sie einen „Geist der Ermächtigung" atme, der stark
an die Zeit- der Vollmachtengesetzgebung erinnere.
Gewiss ist das Landwirtschaftsgesetz kein schönes
Gesetz, an das der kritische Jurist mit gleicher
Freude herantritt, wie etwa an die Kodifikation
unseres Zivilrechtes oder unseres Strafrechtes. Ge-
wiss erwecken die vielen Ermessensvorschriften, die
•vielen juristisch farblosen Begriffe, wie etwa der
Begriff der Gleichartigkeit, des Konkurrenzpro-
duktes, der Anbaubereitschaft, Bedenken hinsicht-
lich des Vollzuges. Aber wir dürfen nicht übersehen,
dass dieser Mangel in der Natur der Sache begründet
ist. Ich habe schon mehrfach darauf hingewiesen,
dass die Wirtschaftsfragen, die es hier zu lösen gilt,
gesetzgeberisch außerordentlich schwierige Auf-
gaben stellen. Wir haben in dieser Beziehung keine
Rechtstradition wie etwa im Zivil- oder Strafrecht.
Wir müssen in diesen Fragen, auch nachdem wir in
drei Jahrzehnten reiche Erfahrungen gesammelt
haben, nach wie vor teilweise experimentieren. Wir
stossen in gesetzgeberisches Neuland vor, in dem
unmöglich schon alle Grenzen klar abgesteckt sein
können. Wir regeln auch nicht Fragen, die auf Jahre
und Jahrzehnte hinaus ihr Gesicht nicht verändern,
sondern wir regeln wirtschaftliche Verhältnisse,
und Wirtschaft bedeutet ständige Veränderung,
ständige Anpassung. Wir kommen daher um häufige
Ermessensvorschriften, um juristisch farblose Be-
griffe einfach nicht herum.

Ahnlich verhält es sich mit dem Geist der Er-
mächtigung. Gewiss wollen wir, da wir ja ordentli-
ches Recht schaffen, unsere Rechtstradition mög-
lichst aufrechterhalten und die Gesetzgebung nach
Möglichkeit dem verfassungsmässigen Gesetzgeber
belassen und sie nicht in grossen Zügen der Verwal-
tung übertragen. Aber wir dürfen auch hier nicht
übersehen, dass es sich um die Regelung von Wirt-
schaftsfragen handelt, die von Tag zu Tag einen
neuen Aspekt haben können, dass es nicht Tatbe-
stände zu regeln gibt, die auf Zeit und Ewigkeit klar
umschrieben werden können, sondern dass wir auf
dem Gebiete der Wirtschaft nach wie vor ohne ein
gewisses Improvisieren nicht werden auskommen
können. Dieses Improvisieren kann man nicht in
ausführlichen gesetzlichen Regelungen vornehmen,
sondern man muss es notgedrungen der Verwaltung
überlassen. Aus diesem Grunde ist es unerlässlich,
dem Bundesrat gewisse Kompetenzen zu delegieren.
Die Kommission hatte aber die Auffassung, dass der
Entwurf in diesen Delegationen vielleicht doch
etwas zu weit gegangen ist. Sie hat in verschiedenen
wichtigen Fragen den Entscheid über die Regelung
einer' Materie wieder der Bundesversammlung zu-

rückgegeben, so zum Beispiel in der Frage der Not-
massnahmen hinsichtlich der Einfuhr von Kon-
kurrenzprodukten und in der Frage der Regelung
der Milchwirtschaft. Sie hat sich auch bemüht,
überall dort, wo die Zuständigkeitsordnung im Ent-
wurf unklar war und etwa eine Kompetenz nur dem
„Bund" übertragen wurde, die Zuständigkeit des
Bundesrates klar zu umschreiben. Sie hat schliess-
lich dort, wo das Gesetz das Eidgenössische Volks-
wirtschaftsdepartement direkt zuständig erklären
wollte, wie zum Beispiel in der Regelung der Selbst-
versorgungspflicht, die Delegation auf den Bundes-
rat als Gesamtbehörde zurückgeführt.

Man macht dem Gesetz auch den Vorwurf, es sei
aus dem Geist des Subventionsgesetzes vom Jahre
1893 nicht herausgewachsen und habe diesen Sub-
ventionsgeist sogar noch verstärkt. Als das Land-
wirtschaftsgesetz vom Jahre 1893 erlassen wurde,
galt die Bundessubvention allgemein als das zweck-
mässigste Mittel zur Förderung eines Wirtschafts-
zweiges. Man denkt über dieses Mittel der Bu des-
subvention heute etwas anders, und es mag als etwas
unbefriedigend erscheinen, wenn wir auf dem Ge-
biete der Förderung der verschiedenen landwirt-
schaftlichen Produktionszweige ganz und gar auf
dem Boden des Subventionsgesetzes vom Jahre 1893
stehenbleiben. Man hätte sich die Frage stellen
können, ob angesichts der Erweiterung des wirt-
schaftlichen Schutzes, wie sie das neue Gesetz
bringt, auf gewisse finanzielle Förderungsmassnah-
men, die in der Öffentlichkeit vielleicht stossend
wirken, nicht hätte Verzicht geleistet werden kön-
nen. Die Kommission hat sich die Frage gestellt, ob
wirklich bis hinunter zur Kleintierzucht, bis zu den
Studienreisen und bis zu den Auslagen der Kantone
für die Kulturingenieure der Bund all diese einge-
bürgerten Subventionen beibehalten müsse. Die
Kommission hat sich aber schliesslich der Auffassung
angeschlossen, dass diesç finanziellen Unterstützun-
gen, die den Anreiz bilden für gleichartige Unter-
stützung seitens der Kantone, sich nun einmal ein-
gebürgert haben und dass die Landwirtschaft ohne
grosse Umstellung auf diese Unterstützungen nicht
verzichten kann und dass man, wenn man der
Landwirtschaft helfen will, doch nicht hinter das
zurückgehen kann, was ihr bereits das geltende
Recht zuerkennt.

Wenn wir von den Subventionen sprechen, soll
auch kurz die Frage gestreift werden, was das neue
Gesetz kosten, um welche Beträge es den Bund zu-
sätzlich belasten soll. Es ist vorab darauf hinzu-
weisen, dass das Gesetz in den -wirtschaftlichen
Massnahmen grundsätzlich „selbsttragende" Lö-
sungen sucht, das heisst Lösungen, die wohl die
Importe verteuern und damit indirekt den Konsu-
menten belasten, jedoch nicht eine finanzielle Bela-
stung des Bundes mit sich bringen. Es gilt dies für
die Einfuhrregelung nach Art. 22, für die Finanzie-
rung der Anbauprämien durch Preiszuschläge auf
Futtermitteln (Art. 18 und 19), für die Kosten der
Massnahmen zugunsten des Weinbaus nach Art. 44
usw.

Anderseits mag es unbefriedigend erscheinen,
wenn sich gewisse Bundessubventionen, wie dies
übrigens schon bisher üblich war, automatisch nach
den Aufwendungen der Kantone richten, wie etwa
auf dem Gebiete der Tierzucht oder nach dem neuen
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Vorschlag der Kommission bei der Unfallversiche-
rung. Aber hier zeigt die bisherige Erfahrung doch
wohl, dass keine Gefahr besteht, die Kantone könn-
ten hier übermarchen und den Bund zu untragba-
ren Ausgaben veranlassen.

Soweit die Vorlage eine Unterstützung land-
wirtschaftlicher Betriebszweige oder Institutionen
vorsieht, bleibt sie grundsätzlich auf dem Boden
des Gesetzes vom Jahre 1893. Indessen sollen die
Kürzungen, die durch die verschiedenen Finanz-
programme eingetreten sind, nach Auffassung des
Bundesrates dahinfallcn. Auch können einzelne
Änderungen und Verbesserungen gewisse Mehraus-
lagen an Subventionen im Gefolge haben, die sich
jedoch in bescheidenen Grenzen bewegen. Der Um-
fang dieser Erhöhungen ist natürlich schwer ab-
zuschätzen, doch bleibt mit Ausnahme der wenigen
Fälle, wo sich die Bundcssubvention automatisch
nach den kantonalen Aufwendungen richtet, das
Budgetrecht der Räte gewahrt. Nach einer Auf-
stellung, die der Kommission ausgehändigt wurde,
rechnet der Bundesrat mit einer gewissen Erhöhung
der Subventionen für die berufliche Ausbildung, für
das landwirtschaftliche Versuchswesen und für die
Tierzucht. Der grösste Subventionsposten, die Lei-
stungen an die Bodenverbesserungen und an das
Bau- und Siedelungsweseri, bleiben mit 10,5 Mil-
lionen Franken im Rahmen des Finanzplanes, den
uns der Bundesrat mit seiner Botschaft über die
Bundesfinanzreform unterbreitet hat und der sei-
nerzeit von den Kommissionen der beiden Räte
gutgeheissen wurde. Insgesamt wird gegenüber den
effektiven Leistungen in den Jahren 1939 und 1949
mit einer Erhöhung der Subventionen um zirka
8 Millionen Franken gerechnet. Dabei ist aber zu
berücksichtigen, dass für die Meliorationen im
Jahre 1949 nur 5 Millionen Franken ausgegeben
wurden, gegenüber 10,5 Millionen Franken, die für
diesen Zweck im Finanzplau vorgesehen sind. Rech-
net man mit der Zahl, die für die Meliorationen im
Finanzplan enthalten ist, dann kann die Gesamt-
erhöhung der Subventionen, wie sie das Gesetz
mit sich bringen kann, mit 2,5-3 Millionen Franken
berechnet werden. Anderseits hofft der Bundesrat
in den Aufwendungen für Massnahmen wirtschaft-
licher Natur, die, wie bereits ausgeführt, selbsttra-
gend gestaltet werden sollen, gegenüber den bis-
herigen Leistungen eine namhafte Einsparung zu
erzielen. Gesamthaft gesehen dürfte nach den Zu-
sicherungen, die der Kommission gegeben wurden,
mit einer -nennenswerten zusätzlichen Belastung
der Bundeskasse- nicht zu rechenen sein.

Das Landwirtschaftsgesetz wird für unsern
Bauernstand nicht ein Ruhekissen sein. Es wird
den Bauernstand nicht jeder Sorge entheben und
ihm den wirtschaftlichen Erfolg schlechthin nicht
garantieren können. Das kann keine staatliche
Massnahme. Das Gesetz kann nur dafür sorgen, dass
die Schwierigkeiten, denen die Urproduktion in
unserem Industriestaat dauernd ausgesetzt ist, eini-
germassen gemildert werden. Ohne die Tatkraft,
ohne die unablässige Verstärkung der Selbsthilfe
der Landwirtschaft müssten aber diese Massnah-
men fruchtlos bleiben. Der helfende Arm des Staa-
tes soll dem Bauernstand Ansporn geben, sich so
gut wie immer möglich den Bedürfnissen des Marktes
anzupassen, die Produkte zu verbessern und die

Betriebsweise rationeller zu gestalten. Es soll ihm
aber auch ermöglichen, eine gewisse soziale Rück-
ständigkeit allmählich zu überwinden und damit
seine eigenen Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Der Bauer hat es nicht leicht, von den ändern
Gliedern der Volksgemeinschaft verstanden zu
werden. Seine Verwurzelung mit dem Boden, seine.
Arbeit im geschlossenen Hofverband, die ganz be-
sondere Art seiner Tätigkeit lassen ihn zu einem
Menschen eigener Prägung werden. Er ist mit der
Natur verbunden wie kein anderer Berufsstand,
aber er sieht sich auch von den Naturgewalten viel
stärker abhängig als jeder andere arbeitende Mensch.
Eine einzige kalte Nacht, ein Gewitter, eine Seuche
kann den Arbeitsertrag eines ganzen Jahres ver-
nichten. Der Bauer hat es auch schwieriger, seine
Produktion dem Bedarf anzupassen, als etwa der
Industrielle. Wenn er für normale Verhältnisse
pflanzt, so verursacht ihm eine Grossernte Absatz-
sorgen und Preiszerfall, ein Mangeljahr ungenügen-
des Angebot und unzureichenden Ertrag. MUSS es
uns da verwundern, wenn das Wirtschaftsdenken
des Bauern ein anderes ist als das der übrigen Volks-
kreise? Darf man es ihm vorhalten, wenn er, viel-
leicht mehr als sich nach seinem idealen Berufe
erwarten Hesse, nach materieller Sicherung ruft ?

Wir tragen mit diesem Gesetz der besonderen
Art des bäuerlichen Schlages und der bäuerlichen
Wirtschaft Rechnung. Wir wollen über die wirt-
schaftliche Bedeutung dieses Gesetzes hinaus auch
dem bäuerlichen Menschen und seiner Eigenart
Verständnis entgegenbringen, der seine ganz beson-
dere wirtschaftliche, kulturelle und staatspolitische
Aufgabe und Bedeutung in unserer Volksgemein-
schaft hat. Es wäre vielleicht staatspolitisch die wert-
vollste Nebenwirkung dieses Gesetzes, wenn es dem
Bauern das Gefühl der Ohnmacht und der Verdros-
senheit nehmen könnte, das sich heute angesichts
des Mangels an geeigneten Arbeitskräften vielenorts
im Bauernstand geltend macht, und wenn es dem
Bauern auch wieder mehr Raum lassen könnte zur
Pflege der bäuerlichen Kultur, die leider vielfach
nur noch als Treibhauspflanze zum Blühen kommt,
und zur Freude am schönen Beruf, die da und dort
durch die Sorgen um die materiellen Dinge fast
verlorengegangen zu sein scheint.

Ich empfehle Ihnen mit der einstimmigen Kom-
mission, auf das Landwirtschaftsgesetz einzutreten.

M. Torche, rapporteur: Le paysan est celui des
citoyens qui manifeste l'attachement le plus profond
à la liberté. De par le contact étroit et permanent
qu'il nourrit avec la nature, de par les responsa-
bilités constantes qu'il assume à la direction de son
exploitation agricole, il a acquis, au cours de longs
siècles de fidélité à la terre, cet amour profond et
inéluctable de l'indépendance et de la liberté.

Lorsque la patrie lui fait déposer ses outils de
travail pour s'armer de son fusil et servir, nul davan-
tage que le paysan n'a le sens des réalités qu'il va
défendre: la terre des ancêtres, son domaine, sa
famille, la patrie tout entière, son indépendance et
ses croyances, ses libertés. Son devoir de soldat
accompli avec la même conscience qu'il met à son'
travail, le paysan retourne à sa famille, à sa terre,
à ses libertés.
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Le paysan préfère la liberté aux lois. Mais parce
qu'il est un économiquement faible, parce que ce
sont les autres groupements économiques qui do-
minent le monde, le paysan a besoin de lois qui le
protègent pour lui garantir non pas une situation
privilégiée, mais simplement l'égalité, dans la
sauvegarde de ses droits à gagner dignement sa vie
et celle de sa famille, au même titre que n'importe
quel autre travailleur.

Comme l'ouvrier, le paysan veut la sécurité,
mais jamais au prix d'une aumône, d'un privilège.
Sécurité, oui, mais dans la dignité qui implique
son droit sacré à une juste rétribution pour son
travail. Le paysan revendique à juste titre, et la
liberté et la sécurité, prérogatives qui sont difficile-
ment conciliables. Au même titre que l'ouvrier, il
donnera la préférence à la sécurité dont dépend son
existence même.

Le peuple paysan se résigne à certains sacrifices.
Il en a pris l'habitude en apportant la preuve for-
melle qu'il savait consentir à de lourds sacrifices en
faveur de la communauté nationale. Il a accepté
des obligations qui étaient pourtant contraires à sa
nature individualiste. Il l'a fait, conscient de son
devoir à l'égard de la nation tout entière. Celle-ci,
à son tour, se doit de lui accorder, non pas un privi-
lège, non pas une situation de faveur, mais simple-
ment cette sécurité dans la dignité, ce droit à un
salaire que lui mérite son travail de paysan.

Le projet de loi que nous allons étudier et
adopter apporte précisément cette garantie du
maintien de la paysannerie. Nous allons l'envisager,
l'examiner, en nous souvenant non seulement des
besoins de la population agricole, non seulement des
conditions qui sont indispensables pour qu'elle se
maintienne saine et forte, mais également de la
nécessité vitale pour le pays tout entier de pouvoir
compter sur une agriculture toujours prête à
assurer le ravitaillement du pays. C'est pénétrés du
souci de l'établissement de cette harmonieuse inter-
dépendance entre toutes les classes sociales dont
dépend la paix sociale et le maintien de notre patrie,
que nous discuterons et adopterons cette loi nou-
velle sur l'amélioration de l'agriculture et le main-
tien de la classe agricole.

Dans le présent rapport, nous tâcherons tout
d'abord d'établir comment, de par le développe-
ment constant des mesures légales qui ont dû être
prises, oh en arrive à l'établissement d'un nouveau
statut de l'agriculture. Il ne s'agit pas de quelque
révolution, mais simplement de l'aboutissement
normal d'institutions humaines, résultat qui doit
s'exprimer par un statut légal, garantie efficace du
but recherché: le maintien d'une classe nécessaire
au maintien du pays lui-même.

Nous donnerons ensuite le plan du projet de loi,
en tâchant d'expliquer pourquoi, en raison même
de ses objets divers, la loi doit inévitablement com-
porter de nombreux articles. Puis nous nous attache-
rons, avant d'aborder chaque article séparément,
à relever, d'une part, le pourquoi du maintien de
subventions, qui ne doivent pas comporter pour
l'agriculture un asservissement et, d'autre part, la
clef de voûte de tout cet édifice: la garantie de prix
rémunérateurs.

Le projet de loi sur l'agriculture, que nous
devons examiner, ne saurait être considéré comme

la création, de toutes pièces, d'une nouvelle insti-
tution légale. Certes, il innove en bien des points;
il représente une réglementation toute nouvelle des
rapports de droit, d'une part, entre l'agriculture et
les autres classes sociales, d'autre part, entre cette
même agriculture et la Confédération. Mais pour
comprendre le plein sens de cette loi, pour apprécier
à sa juste mesure l'établissement des rapports de
ces classes, diverses dans leurs activités propres
mais unies dans le cadre de l'Etat qu'elles forment,
il nous semble bon de citer la place que doit occuper
cette loi nouvelle dans l'évolution normale et cons-
tante des mesures qui ont été prises jusqu'à main-
tenant au sujet de l'agriculture.

L'histoire de la nation nous a appris la place
prépondérante de l'agriculture suisse. Bien sûr,
l'évolution des conditions économiques dictée par
l'augmentation de la population et l'activité des
personnes a eu pour conséquence inéluctable la
diminution du nombre des personnes occupées à
l'agriculture. Mais, alors que diminuait le nombre
des exploitations agricoles et leur puissance dans
l'économie nationale, on voyait augmenter les
responsabilités que la population paysanne devait
tout de même assumer en faveur des autres groupe-
ments économiques sans cesse plus nombreux, plus
puissants: assurer leur ravitaillement. Son impor-
tance nous est apparue avec une acuité toute parti-
culière lors de la dernière guerre mondiale. L'agri-
culture ne représentait pas seulement l'une des
différentes classes sociales, mais encore cet ensemble
de personnes dont l'activité s'avérait vitale pour le
maintien de la neutralité suisse, puisque l'agricul-
ture avait pour mission d'assurer le ravitaillement
et de l'armée et de toute la population.

A mesure qu'évoluaient les circonstances écono-
miques, le législateur fédéral devait s'occuper spé-
cialement de l'agriculture. En période de guerre, au
moment où l'agriculture pourrait prospérer, le
législateur intervient pour lui dicter des tâches nou-
velles, pour lui imposer des limitations de prix,
pour exiger d'elle des sacrifices, des obligations nou-
velles, auxquels elle a pleinement satisfait. En
période de crise aiguë, au moment où, par suite de
circonstances diverses et non imputables à l'agri-
culture, celle-ci doit travailler, tenir, sans qu'elle
soit en mesure d'obtenir un salaire normal au
paysan, le législateur -intervient également.

La première intervention digne de retenir un
instant notre attention est, sans contredit, l'arrêté
fédéral du 27 juin 1884. Il a pour objet l'amélio-
ration de l'agriculture par la Confédération. Premier
texte législatif important, qui d'ailleurs ne fut pas
soumis au referendum parce que sa portée n'était
pas générale, attendu qu'il n'imposait pas d'obliga-
tions spéciales ni aux cantons, ni aux simples
citoyens. Cet arrêté fut remplacé, le 22 décembre
1893, par la loi, aujourd'hui encore en vigueur, con-
cernant l'amélioration de l'agriculture par la Con-
fédération et l'ordonnance d'exécution du 10 juillet
1894.

C'est à juste titre que l'on a pu caractériser
cette loi d'un seul mot: loi de subventions. Elle
réglait en effet les prestations financières de la Con-
fédération en faveur de l'enseignement agricole et
des stations d'essais, pour l'amélioration de l'élevage
du bétail, pour les améliorations du sol, pour les



Loi sur l'agriculture 8 29 mars 1951

mesures contre les dommages qui menacent la pro-
duction agricole. Ce sont encore des subventions
pour les principales organisations agricoles, pour les
syndicats d'élevage. Ce sont des subsides pour les
expositions, pour les travaux des statistiques.

Une nouvelle loi du 5 octobre 1929 et son or-
donnance d'exécution du 7 avril 1930 viennent

"compléter la loi de 1893. Ce sont alors des mesures
spéciales prises en faveur des paysans de régions de
montagne, dont les besoins sont plus grands parce
que leurs possibilités sont plus restreintes. Autre
innovation digne d'être signalée: il devient possible
d'allouer des subventions à d'autres branches d'ac-
tivité agricole non spécifiées dans la loi ainsi qu'à
d'autres entreprises servant aux besoins de l'agri-
culture en général et travaux importants pour
l'économie nationale. Des subsides peuvent enfin
être accordés aux initiatives prises par les cantons
en faveur de l'agriculture.

Soit en périodes de guerre, soit en périodes de
crise grave, la Confédération a dû intervenir
fréquemment dans le secteur de l'agriculture par des
arrêtés fédéraux urgents et par des arrêtés du Con-
seil fédéral pris en vertu des pouvoirs extraordi-
naires. Il fallait avant tout surmonter les difficultés
qui surgissaient. D'où la promulgation de toute une
série de mesures importantes et de grande portée,
en dépit de l'absence d'une base constitutionnelle
spéciale. Par une loi du 1er avril 1938, la compé-
tence du Conseil fédéral fut singulièrement élargie.
L'approvisionnement de la population et de l'armée
pouvait justifier le décret de mesures allant jusqu'à
l'expropriation et le séquestre. Le Conseil fédéral
pouvait en outre empêcher les hausses de prix in-
justifiées sur les marchandises en stock dans le pays.

La guerre de 1939 permit au Conseil fédéral de
mettre de telles mesures à exécution, comme aussi
d'édicter, vu le bouleversement des conditions éco-
nomiques, de nouveaux arrêtés fondés sur les pou-
voirs extraordinaires. Toutefois, la nécessité d'établir
une législation complète, par la voie de la législation
ordinaire, n'en subsista pas moins. Et c'est pour-
quoi, en 1942 déjà, l'Union suisse des paysans
adressa au Conseil fédéral une requête énonçant des
directives pour le maintien de la paysannerie après
la guerre et les moyens propres à en assurer le
bien-être.

Aux termes de ces directives, le Conseil fédéral
est prié de reconnaître le droit des exploitants des
propriétés agricoles à obtenir un produit du travail
moyen de même niveau que celui qui est indiqué pour
les ouvriers qualifiés par les statistiques de la caisse
nationale suisse d'assurance en cas d'accidents.
Pour assurer l'obtention de ce salaire, la Confédé-
ration doit réglementer l'importation des denrées
agricoles, veiller à l'obtention d'un prix du lait
satisfaisant pour le producteur, veiller à l'écoule-
ment du beurre indigène, à l'obtention de prix
rémunérateurs pour le bétail de boucherie. Entre
autres mesures, il est rappelé la promesse formelle
de la culture rémunératrice d'une superficie de
300 000 hectares.

C'est alors que, dès février 1943, le Conseil
fédéral confia au Département de justice et police
le soin de préparer, en liaison avec le Département
fédéral de l'économie publique, les mesures légis-
latives susceptibles d'assurer cette protection de

l'agriculture qui était jugée nécessaire. Onze sous-
commissions furent chargées de l'étude de secteurs
spéciaux: question constitutionnelle; droit foncier;
formation professionnelle et recherches agricoles;
élevage et garde du bétail; améliorations foncières,
colonisation intérieure; arboriculture fruitière et
viticulture; production végétale, amélioration de la
production agricole; paysans de la montagne,
travail à domicile; économie laitière; direction de
la production, placement, marché; associations
agricoles, prévoyance sociale.

La question constitutionnelle devait marquer
une étape nouvelle et décisive pour l'établissement,
non plus d'une simple série de mesures particu-
lières en faveur de l'agriculture, mais d'un véritable
statut de la paysannerie. Il aura fallu la guerre
mondiale et les nécessités du ravitaillement du pays
pour faire ressortir encore davantage la position
primordiale de l'agriculture dans l'économie suisse.
Le peuple suisse l'a d'ailleurs bien compris, lors-
qu'il s'est déclaré d'accord d'apporter à l'agriculture
une protection appropriée, si son existence devait
être menacée. Ce fut, le 6 juillet 1947, l'adoption
des articles dits économiques de la constitution
fédérale. L'agriculture était expressément désignée
comme devant être mise au bénéfice des prescrip-
tions qui pouvaient au besoin déroger au principe
constitutionnel de la liberté du commerce et de
l'industrie.

La grande question constitutionnelle étant ainsi
heureusement réglée, les différentes commissions
purent se mettre au travail. D'emblée, il est apparu
assez délicat d'insérer dans la même loi et des dispo-
sitions strictement juridiques - celles ayant trait
au droit foncier — et toute une série de dispositions
ayant un caractère nettement économique. C'est
avec raison que les sous-commissions arrivèrent à
la conclusion qu'il fallait séparer du reste du projet
les mesures strictement juridiques avec incidence
sur le code civil, le code des obligations et la loi sur
la poursuite. C'est ainsi que le projet sur le maintien
de la propriété foncière rurale — on l'a appelé le
droit foncier - est examiné pour lui seul.

Les commissions menèrent à bien leur travail.
Des prises de contact eurent lieu entre l'Union
suisse des paysans, l'Union suisse des arts et
métiers, le directoire de l'Union suisse de commerce
et de l'industrie et l'Union centrale des associations
patronales suisses. De tels contacts entre des
groupements différents aboutirent à une entente
complète, sauf sur un seul point. Et c'est ainsi que
fut élaboré ce projet de loi qui nous est aujourd'hui
soumis pour examen et adoption.

Nous venons de situer la place que doit occuper
cette nouvelle loi dans le déroulement historique
des mesures prises par le législateur au sujet de
l'agriculture. Ainsi que le peuple suisse l'a claire-
ment manifesté, il importe que la loi serve à con-
server une forte population paysanne et à assurer
la productivité de l'agriculture. Cette loi doit donc
toucher à tout un ensemble de secteurs particuliers
et fort divers qu'elle doit considérer^ d'où néces-
sairement un nombre considérable d'articles.

Le projet que nous allons étudier comprend huit
titres, avec un titre préliminaire et des dispositions
finales. Dans le titre préliminaire se trouvent pré-
cisées quelques règles générales sur le champ
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d'application de la loi, la prise en considération
spéciale des régions de montagne, ainsi que sur les
commissions qui seront appelées à apporter leur
concours pour l'application de la loi.

Le titre premier règle la formation profes-
sionnelle, d'importance capitale pour former une
paysannerie capable d'un effort productif, ainsi que
les recherches. Le titre deuxième, le plus important
et le plus délicat de la loi, contient les dispositions
générales de caractère économique. Ce sont alors les
prescriptions applicables en matière de production
et d'écoulement, d'importation et d'exportation et
de prix. Ce sont encore les dispositions régissant les
enquêtes et les statistiques, ainsi que les expositions
agricoles.

Le titre troisième contient les dispositions spé-
ciales, pour certaines branches de la production, pro-
duction végétale, la viticulture, l'élevage du bétail,
l'industrie laitière. Le titre quatrième traite de la
protection des plantes et des matières auxiliaires de
l'agriculture. Le titre cinquième a pour objet les
améliorations foncières, le titre sixième, le louage
de services dans l'agriculture, avec le contrat de
travail, l'assurance contre les accidents.

Le titre septième contient les dispositions rela-
tives aux contributions fédérales, le chapitre
huitième, la protection juridique et les dispositions
pénales. Enfin, les dispositions d'exécution et les
dispositions finales règlent la compétence, les mo-
dalités de la loi, la modification ou l'abrogation de
l'ancien droit, ainsi que l'entrée en vigueur de
la loi.

Le but de la présente loi est l'amélioration de
l'agriculture et le maintien de la paysannerie. Il ne
faudrait toutefois pas se méprendre sur les moyens
propres à atteindre un tel but. Il serait faux de
penser qu'il s'agit essentiellement de moyens venant
de l'extérieur, d'une aide de la Confédération et des
cantons, d'une part sous forme de directives ou
d'ordres et, d'autre part, sous forme d'aide finan-
cière, de subventions.

Il importe bien davantage de donner à l'agri-
culture les possibilités d'un rendement tel, que le
paysan reste fidèle à la terre parce qu'il est en
mesure de gagner sa vie et d'élever sa famille.
Cette sécurité à laquelle il a un droit incontestable
doit tout d'abord s'établir en elle-même. D'où la
nécessité de réaliser un certain nombre de conditions
indispensables à ce rendement: une agriculture
capable, des terres fécondes.

Pour que la situation de notre agriculture soit
favorable, il est absolument nécessaire que la ma-
jorité des agriculteurs soit en mesure de s'adapter
aux temps nouveaux, de se servir autant que
possible des progrès de la science. Industrialisation,
mécanisation, rationalisation sont devenues telles
que le paysan a dû rompre brutalement avec la
routine manuelle héritée des ancêtres. Il n'est plus
possible de se contenter de ce que la terre peut
produire, car il serait exclu de pouvoir se suffire à
soi-même en des temps où les charges de toutes
sortes pèsent lourdement sur l'économie familiale
agricole.

Le rythme de l'exploitation d'un domaine, par
la force des choses et par l'évolution due aux
progrès, a de plus en plus tendance à rejoindre
celui d'une exploitation industrielle. Il importe
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donc que chaque exploitant de domaine soit parti-
culièrement capable. S'il entend obtenir le rende-
ment le meilleur, il doit acquérir une formation pro-
fessionnelle particulièrement solide. Le temps n'est
plus où la principale qualité exigée du paysan
résidait dans la santé et la force physique. Cette
main robuste et laborieuse du paysan doit être
dirigée par un esprit clair et meublé de connais-
sances professionnelles très étendues.

D'où la nécessité pour le paysan de suivre des
écoles d'agriculture et, pour les stations fédérales,
de pouvoir procéder à des recherches scientifiques.
Les bienfaits de telles écoles d'agriculture sont in-
déniables. Ce sont elles qui ont permis d'immenses
progrès. Il importe de les développer et, surtout, de
permettre à un nombre toujours plus considérable
de jeunes paysans de les suivre. Les efforts con-
sentis pour la formation professionnelle dans tous
les métiers ont été grands et chacun en comprend
la nécessité. Cette nécessité est encore plus accen-
tuée dans l'agriculture, tant il est vrai qu'il est
difficile de devenir un excellent agriculteur en
raison même des difficultés et des risques du métier.

Une formation professionnelle assurée à la
grande majorité des paysans ne saurait porter de
fruits si les travailleurs ne pouvaient exercer leur
activité intelligente sur des terres fécondes. D'où la
nécessité des améliorations foncières. Il s'agit d'amé-
liorer cette terre dont les superficies sont de plus en
plus limitées ; cette terre qui est appelée à assurer à
la fois la vie de celui qui l'exploite et le ravitaille-
ment de la population suisse en constante aug-
mentation.

Ces améliorations ont pour objets à la fois les
assainissements des terres, les remaniements par-
cellaires, la création de nouveaux domaines par la
colonisation intérieure. Ces améliorations foncières
sont sujettes à des fluctuations selon la nécessité
plus ou moins urgente d'assurer le ravitaillement du
pays, selon les considérations de politique agricole
et sociale, selon la situation du marché du travail,
selon les taux des subsides, selon aussi le prix des
produits agricoles.

Cet améliorations foncières, qui ont été réalisées
à un rythme accéléré en temps de guerre, doivent
continuer en temps de paix. Elles ne doivent pas
être ralenties. Elles demeurent l'une des conditions
essentielles d'une exploitation rationnelle de la
terre et, partant, du maintien et du développement
de l'agriculture.

La formation professionnelle de plus en plus
développée, lès améliorations foncières de plus en
plus poussées, nous apparaissent comme d'une ab-
solue nécessité. Toutefois, elles se heurtent d'emblée
à une difficulté d'importance: le paysan n'est pas
en mesure de consentir aux frais qu'elles nécessitent.
Il est donc nécessaire d'avoir recours aux contri-
butions financières.

Les subventions pour les écoles d'agriculture,
pour les stations qui procèdent aux recherches et
statistiques, ne sauraient faire l'objet de discussions.
Elles doivent être admises sous réserve évidemment
que les cantons, pour leur part, accordent égale-
ment des subventions.

Lorsqu'il s'agit d'améliorations foncières, de
remaniements parcellaires, il est bien évident que
chaque paysan pris isolément n'est pas en mesure
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de consentir aux lourds sacrifices qu'ils entraînent.
Seules, des subventions permettront ces réalisations
de première nécessité en fonction de cette technique
agricole dont personne ne peut plus se dispenser.
Là encore, l'octroi de subventions apparaît comme
indispensable. Les cantons, en vertu de leurs obli-
gations naturelles, doivent également fournir leurs
prestations.

Le projet de loi n'innove en rien au sujet de ces
subventions avec le but précis que nous venons de
déterminer. Il ne s'agit donc pas de nouvelles tâches
de la Confédération entraînant d'importantes con-
séquences d'ordre financier. Mais, il importe que,
dans l'avenir, on ne soit plus obligé de recourir à
des arrêtés fédéraux extraordinaires pour apporter
une aide en temps de crise. Jusqu'à maintenant,
trop souvent, de telles subventions étaient destinées
à lutter contre des crises qui, d'ailleurs, ne se lais-
saient pas résorber par de tels moyens.

Les nouvelles dispositions légales auront pour
but non plus .de parer à des crises mais elles devront
permettre de prévenir ces crises, en poursuivant ce
changement d'orientation qui a été amorcé avant
la guerre. Grâce à une formation professionnelle
plus poussée et plus généralisée, grâce aux amélio-
rations foncières encore développées, grâce aux re-
maniements parcellaires que postule une exploitation
de plus en plus rationnelle, nous obtiendrons avec
le concours indispensable de subventions nécessai-
res, cette agriculture capable de se maintenir en
s'améliorant, ces paysans en mesure de rester fi-
dèles à un métier qui leur permet de vivre.

Il ne faut donc pas être opposé à de telles sub-
ventions dont la justification est évidente. Le pay-
san en reconnaît la nécessité et il ne s'en offusque
pas, car il aurait trop de fierté pour accepter de
pratiquer son métier sous un régime qui serait de
faveurs. Non, le paysan ne veut pas d'un traite-
ment de faveur. Il ne veut pas que l'ensemble des
autres groupements économiques aient comme l'air
de lui venir constamment en aide au moyen de sub-
ventions.

Ces subventions qui semblent revêtir ce carac-
tère d'aumône et contre lesquelles les paysans s'in-
surgent ce sont bien les subventions accordées pour
les prix de ses produits. Nous en arrivons ainsi à
examiner maintenant le problème des prix des pro-
duits agricoles.

Les lois les plus judicieuses peuvent réglementer
la profession d'agriculteur, les subventions les plus
généreuses être octroyées; l'ensemble des paysans
peut avoir reçu la meilleure fçrmation profession-
nelle ; les terres peuvent être améliorées en vertu des
meilleurs principes, la loi, les subventions et l'in-
telligence du travailleur produire avec le minimum
de frais le maximum de produits de qualité, et ce-
pendant l'agriculture peut connaître non pas le
brillant essor, mais la situation la plus lamentable.
Il suffit que les' prix des produits agricoles ne soient
pas rémunérateurs.

On a dit et répété que la nouvelle loi ne devrait,
au fond, comporter qu'une seule disposition, celle
de la garantie, en tous temps, de prix rémunérateurs
et l'agriculture serait prospère. Cela est vrai. Les dis-
positions légales concernant les prix des produits
agricoles représentent la clef de voûte de tout cet
édifice. Sans la garantie de la prise en charge de

toute la production agricole, sans son écoulement
à des prix rémunérateurs, il ne saurait jamais exister
d'agriculture prospère et viable. Il importe donc
que nous nous arrêtions, d'emblée, à ce problème
des plus délicats et de la plus haute importance.

Disons, tout d'abord, que l'ensemble de la pay-
sannerie et toutes ses organisations ne revendiquent
jamais pour leurs produits les prix les plus élevés.
Ils reconnaissent qu'ils doivent, eux aussi, apporter
leur concours actif à l'abaissement du coût de la vie.
Mais ils demandent, à juste titre, que les produits
agricoles soient vendus à des prix tels, qu'ils puis-
sent former un salaire convenable. Le paysan ne
demande pas de réaliser un salaire plus élevé que
les autres travailleurs. Il demande l'égalité de droit
à un salaire au même titre que les autres ouvriers.

La population agricole ne cessera pas de dimi-
nuer — et ceci représente un danger mortel pour le.
pays - si l'on né réussit pas à assurer à l'agriculture
des prix représentant, pour des gens occupés dans
cette branche, un revenu qui, eu égard aux diffé-
rences de conditions entre la ville et la campagne,
correspond à peu près à celui des autres personnes
qui gagnent leur vie principalement de leurs mains.
Le maintien d'une paysannerie apte à assurer en
tout temps le ravitaillement du pays est fonction
directe d'un salaire convenable, donc de prix rému-
nérateurs pour les produits de l'agriculture.

Il s'agit maintenant d'examiner de plus près ce
problème des prix des produits agricoles. Deux cons-
tatations d'importance s'imposent à nous: d'une
part, le prix de revient de ces produits et, d'autre
part, la concurrence des produits importés.

Le prix de revient des produits agricoles est fata-
lement particulièrement élevé en Suisse. Le prix des
terres est très élevé du fait du manque d'équilibre
entre la demande et l'offre. Et il n'est pas possible
de désirer que la population agricole diminue afin
de rétablir cet équilibre. Nous en arriverons à une
population agricole encore diminuée et il y aurait
un péril grave pour l'avenir du pays tout entier.
Les frais de construction et d'entretien des immeu-
bles sont également lourds à supporter.

Le paysan ne peut pas exercer d'influence sur
le coût du sol, des bâtiments, des matières auxiliai-
res telles qu'engrais, fourrages, semences; sur les
machines, les outils, les carburants, la lumière, le
service o*es intérêts, les fermages, les salaires. Et il
importe de remarquer que cette impuissance du
paysan à diminuer les frais de production réside dans
le fait que la Suisse est un pays fortement industria-
lisé. Les industries, les arts et métiers déterminent
des salaires élevés ainsi qu'un niveau de vie élevé.

Il n'est pas non plus possible de rechercher en-
core davantage à réduire le nombre des petites ex-
ploitations qui nécessitent des frais de production
élevés. Ce serait aller à fin contraire du but recher'
che qui est celui du maintien d'une paysannerie
saine et forte que de ne rechercher que des grandes
exploitations dans lesquelles il est plus facile d'uti-
liser un équipement moderne et important de ma-
nière à diminuer les frais généraux.

Ainsi donc, en dépit d'une exploitation agricole
rationnelle, en dépit d'une formation profession-
nelle davantage généralisée, malgré les améliora-
tions foncières et l'utilisation d'un équipement mo-
derne, le prix de revient des produits agricoles en
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Suisse restera plus élevé qu'à l'étranger. A l'étran-
ger, par suite de salaires moins élevés, par suite de
matières premières meilleur marché, par suite de
charges sociales moins lourdes, par suite également
d'une monnaie de moindre valeur, il est possible
de lancer sur le marché des produits agricoles dont
le prix de revient est moins élevé. Il est ainsi pos-
sible de vendre des produits agricoles meilleur mar-
ché qu'à l'intérieur de notre pays, et cela en assu-
rant tout de même un salaire équitable à celui qui
produit.

Il faut admettre que le prix de revient de nos
produits agricoles est élevé, sans que le paysan n'y
soit pour rien. Le paysan subit, il importe de le
répéter, les conséquences du fait que notre pays est
fortement industrialisé. Vouloir 'prétendre que les
prix des produits agricoles doivent être les plus bas
possible de façon à abaisser le coût de la vie, ce
serait vouloir ne pas assurer un salaire convenable
au paysan, ce serait vouloir la ruine de cette agri-
culture, que l'on reconnaît par ailleurs comme d'une
importance vitale pour le pays.

L'autre constatation d'importance qui doit re-
tenir notre attention est celle de la concurrence des
produits étrangers. Notre pays vit essentiellement
de l'industrie. L'économie nationale est tout en-
tière marquée par la nécessité d'importations con-
sidérables. Il faut veiller au plein emploi de la main
d'œuvre, c'est-à-dire à la prospérité des industries et
des fabriques. Mais celles-ci exigent des exportations.
Or, qui dit exportations dit aussi importations.

Il est donc nécessaire que la Suisse importe pour
pouvoir exporter, la prospérité des industries étant
à ce prix. Mais dans le volume des importations,
nous retrouvons nécessairement des produits agri-
coles. Et, si l'on tient compte du fait que ceux-ci
nous arrivent à des prix bas, l'on comprend aisé-
ment le péril qui guette l'agriculture. Que des pro-
duits agricoles nous arrivent en grande quantité de
l'étranger ou simplement en quantité suffisante
pour que l'offre soit supérieure à la demande, c'est
l'effondrement des prix de nos propres produits,
c'est la crise agricole, c'est la ruine de l'agriculture.

Il est donc nécessaire, si l'on entend prévenir de
telles crises, si l'on a constamment en vue le main-
tien d'un paysannerie saine, de veiller à maintenir
un certain équilibre entre la production et la de-
mande. Comment réaliser cet équilibre? Il serait
faux de vouloir diminuer l'intensité de la produc-
tion agricole, car les frais généraux restant sensi-
blement les mêmes et la quantité produite dimi-
nuant, ce serait, encore une fois, le prix de revient
qui augmenterait et, partant, les prix des produits
qui devraient être plus élevés, sans assurer pour
autant un salaire convenable pour celui qui tra-
vaille la terre.

Cet équilibre entre production du bétail et ses
dérivés et cultures ne doit pas, en temps normal,
être assuré par des ordres ou des réglementations.
Il faut que l'Etat intervienne le moins possible au
sein de la paysannerie. Cet équilibre s'établira tout
normalement sous l'influence des prix payés. Mais
la détermination des prix qui seront payés au pro-
ducteur doit tout de même résulter de directives
précises. Il faut absolument que l'agriculteur puisse
compter sur des prix rémunérateurs pour les pro-
duits de 300 000 hectares en cultures. C'est d'ail-

leurs là une promesse formelle, la seule qui ait été
faite aux paysans.

Cette superficie des 300 000 hectares représente
la condition essentielle pour éviter une surpro-
duction dans le secteur bétail et produits laitiers et
aussi pour pouvoir parer à toute éventualité au cas
où la Suisse doive se suffire à ellermême. Que le
paysan soit assuré du placement de ses blés, de ses
cultures à un prix rémunérateur, et tout naturel-
lement il reviendra à cette superficie de 300 000
hectares que déjà maintenant il s'est vu contraint
d'abandonner au risque grave d'une surproduction
dans certains secteurs de la production.

La loi que nous étudierons en détail a été con-
çue avec suffisamment de souplesse pour ne pas s'im-
miscer trop dans l'agriculture, pour ne pas être une
loi de bureau, mais tout de même pour orienter la
production de telle sorte que l'on puisse maintenir
la culture des champs à un niveau exigé par une
saine économie.

En admettant que la loi permette le maintien
de cet équilibre au sein de l'agriculture, on pour-
rait croire que les produits se placeraient facile-
ment, parce qu'il n'y aurait pas de surproduction et
qu'ils pourraient être payés au producteur de façon
à lui assurer un salaire convenable, au même titre
que les ouvriers des autres groupements économi-
ques. Mais ce serait une erreur. Car reste toujours
pour l'agriculture la hantise des importations qu'exi-
gent pourtant une saine économie politique dans un
pays fortement industrialisé. La loi se doit donc de
réglementer ces importations dans la mesure où
l'exige le maintien des prix des produits du pays et
leur placement normal.

Les représentants du commerce, de l'industrie,
des arts et métiers déclarèrent que la protection
telle que la réclamait l'agriculture contre la con-
currence étrangère était incompatible avec les exi-
gences de notre économie si étroitement lice à celle
des pays étrangers. Ils ne pouvaient admettre que
la protection douanière s'étendît à tous les produits
faisant concurrence à ceux de notre agriculture. Ils
auraient voulu que cette protection fût limitée aux
produits du même genre. Ils admettaient, il est vrai,
que le Conseil fédéral pût, sous certaines conditions,
étendre ces mesures aux produits agricoles atteints
par la concurrence, même s'ils n'étaient pas du
même genre.

Il est un fait évident qui ne supporte pas la contra-
diction: la protection douanière envisagée sous ce
seul angle de produits de même genre serait totale-
ment insuffisante. Un seul exemple suffit à le prouver.
Si le prix du beurre et, partant, celui du lait, devait
constamment s'aligner sur les prix des huiles et des
graisses étrangères, il est bien évident que l'on irait
rapidement et fatalement au-devant d'une catas-
trophe. Et il ne vaudrait alors plus la peine de
mettre sur pied une nouvelle loi pour le maintien
de la paysannerie.

Tous les milieux sont d'accord quant à l'amélio-
ration de l'agriculture. Les représentants du com-
merce, de l'industrie et des arts et métiers sont
également d'accord de consentir des limitations aux
importations. Ils ont manifesté un état d'esprit ré-
jouissant lors des tractations qui ont eu lieu. Il faut
seulement trouver ce juste milieu postulé par tous
les groupements économiques, l'agriculture y com-
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prise. Les délibérations qui interviendront permet-
tront, nous en avons la conviction, de trouver la
solution la meilleure qui puisse être admise par
tout le monde.

Nous trouvons aujourd'hui évident que la loi sur
l'agriculture déroge au principe de la liberté du
commerce et de l'industrie. C'est une nécessité
qu'avait déjà comprise le peuple suisse lorsqu'il
votait les articles dits économiques, le 6 juillet 1947.
Nous ne faisons aujourd'hui que donner suite à
cette volonté clairement et judicieusement exprimée.

Nous espérons que, dans les délibérations qui
vont suivre, chacun saura ne pas s'arrêter aux in-
térêts immédiats, soit de l'agriculture, soit des
autres groupements économiques. Des sacrifices doi-
vent être consentis de part et d'autre. Les groupe-
ments de l'industrie, du commerce, des arts et
métiers ont admis que les importations de produits
agricoles soient limitées de manière à maintenir un
salaire agricole convenable. Les représentants de
l'agriculture comprennent le sens des devoirs qui
leur seront imposés. Ils ne peuvent revendiquer
un régime de pleine liberté, qui leur serait d'ailleurs
fatal, ni ne veulent un régime de subventions pour
compenser des prix insuffisants.

Lors de la préparation de la présente loi, il a
été heureusement possible de réaliser le plein accord
des parties en cause, parties dont les intérêts ma-
tériels immédiats sont parfois contraires. Il ne reste
plus qu'à préciser la question de la réglementation
précise des importations. Nous demeurons persua-
dés qu'avec votre sens de l'équité et votre désir de
trouver le juste milieu, sera définitivement mise au
point cette question délicate.

Nous sommes appelés à voter la loi qui doit amé-
liorer l'agriculture et maintenir la paysannerie. Nous
ne devons pas perdre de vue un instant que le sort
de l'agriculture est fonction de ce statut nouveau.
Il est indispensable et urgent. Indispensable puisque
laissée à elle-même dans un régime de pleine liberté,
la paysannerie ne. peut subsister. Urgent, car, dans
des secteurs très importants, la loi doit remplacer
des arrêtés qui ne peuvent avoir de durée illimitée.

Mais, tout en assurant à l'agriculture une situa-
tion stable et viable, nous aurons toujours en vue
également le bien du pays tout entier. Il est normal
que notre pays soit de plus en plus industrialisé. Il est
normal qu'on recherche le plein emploi de la main-
d'œuvre. Mais cette prospérité économique décou-
lant de la bonne marche de nos industries, de nos
fabriques, ne doit, en aucun cas, provoquer, petit
à petit mais sûrement, l'asphyxie de l'agriculture. En
sauvegardant l'agriculture, c'est le pays lui-même
que l'on sauve, tant il est vrai que, privée d'une
population agricole qui ne doit et ne peut diminuer,
la Suisse ne serait plus en mesure de défendre, en
tout temps, son indépendance.

Grâce à cette nouvelle loi, nous pensons qu'il
sera possible, en évitant à la fois trop de libéralisme
et trop de dirigisme, d'améliorer l'agriculture, de
maintenir la paysannerie et, partant, d'assurer éga-
lement cette harmonieuse interdépendance des dif-
férents groupements économiques, condition de la
paix sociale qu'il est de notre devoir de défendre.

Voilà pourquoi nous formons le vœu que, de nos
délibérations, naisse cette nouvelle loi qui soit
adoptée spontanément et par les milieux agricoles

et par les représentants de l'industrie, tous égale-
ment soucieux de l'intérêt du pays tout entier.

Nous ne saurions terminer ce rapport d'entrée
en matière sans exprimer de justes remerciements
au chef du Département fédéral de justice et police,
le conseiller fédéral de Steiger, président de la Con-
fédération ainsi qu'à ses collaborateurs juristes et
techniciens, de même qu'au chef de la division de
l'agriculture, qui ont su, par un travail patient et
intelligent, distinguer l'essentiel du détail, l'indis-
pensable du superflu, et mener à chef une œuvre
dont l'importance sociale et économique ne saurait
être assez soulignée.

Au nom. de la commission unanime du Conseil
national, j'ai l'honneur, de vous proposer l'entrée
en matière sur le projet du Conseil fédéral.

Allgemeine Beratung — Discussion générale

Bucher: Das Landwirtschaftsgesetz, mit dem
sich unser Rat von heute Morgen an wohl einige
Stunden zu befassen haben wird, wird die Erfüllung
einer seit Jahren gehegten Hoffnung unseres Bauern-
standes, aber auch die Einlösung eines längst gege-
benen Versprechens der ändern Bevölkerungskreise
gegenüber unseren Bauern bilden. Dieses Verspre-
chen und seine Einlösung sind nicht allein der Aus-
druck des Dankes und der Anerkennung für die
Leistungen unseres Nährstandes in den schweren
Jahren des Zweiten Weltkrieges, sondern ebenso
sehr der Ausfluss der Erkenntnis, dass die Erhal-

, tung eines gesunden Bauernstandes eine staats-
politische Notwendigkeit für unser Land ist und
bleiben wird. Es ist klar, dass der als notwendig
anerkannte besondere Schutz der Landwirtschaft
nicht ohne Opfer und Konzessionen wirksam wer-
den kann. Wir müssen Abweichungen von der Han-
dels- und Gewerbefreiheit in Kauf nehmen, wozu
uns die Verfassung auf Grund der revidierten Wirt'.
Schaftsartikel ja ausdrücklich ermächtigt. Die Land-
wirtschaft selber muss nicht geringe Opfer an per-
sönlicher Freiheit in Kauf nehmen, wenn sie des
angestrebten Schutzes teilhaftig werden will. Von
den Miteidgenossen aller übrigen Stände aber müs-
sen Konzessionen aller Art verlangt werden, nicht
zuletzt auch ein ehrliches Verständnis für die be-
sonderen Nöte des Bauernstandes.

Die zur Beratung stehende Vorlage scheint uns
eine glückliche zu sein. Sie hält weises Mass und ver-
zichtet auf unzumutbare Forderungen. Dem Kom-
missionsentwurf kommt der Charakter eines echten
Verständigungswerkes zu. Dieser Geist des Verstän-
digungswillens, der die Beratungen der Kommission
beherrscht hat, soll nun auch über den Beratungen
hier im Plenum unseres Rates schweben und wirk-
sam bleiben. Und dieser Geist des Sichverstehens
und des Sichentgegenkommens müsste auch unser
Volk beherrschen, falls es später einmal dazu kom-
men sollte, dass der endgültige Entscheid über dieses
Landwirtschaftsgesetz der Urne entsteigen muss. Ge-
tragen von diesem Geiste des Sichverstehens und des
Sichentgegenkommenwollens darf ich Ihnen namens
der einstimmigen radikaldemokratischen Fraktion
Eintreten auf das Landwirtschaftsgesetz empfehlen.

Clavadetscher: Der weitsichtige Präsident der
USA, Truman, hat das grosse Wort geprägt: „Ein
jeder Staat ist so stark wie seine Landwirtschaft."
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Die Wahrheit dieses Spruches hat vor allem Frank-
reich im letzten Weltkrieg bitter zu spüren bekom-
men. Jahrzehntelang hat unser westlicher Nachbar
in unverantwortlicher Weise seine Landwirtschaft
vernachlässigt. Der Ruf nach billigen Lebensmitteln
hat alle vernünftigen staatspolitischen Erwägungen
übertönt. Der französische Bauernstand wurde
rücksichtslos der ausländischen Konkurrenz, spe-
ziell der jenigen der Kolonien, ausgeliefert. Das führte
zwangsläufig zu einer extensiven Bewirtschaftung,
zur Verlotterung und Verarmung der französischen
Landwirtschaft. An dieser Tatsache darf das Schwei-
zervolk nicht achtlos vorbeisehen. Auch in unse-
rem Lande übt der regelmässige Blutstrom aus der
Landwirtschaft in die städtischen Gewerbe und
Industrie eine gesunde, nicht zu verkennbare Funk-
tion aus. Leider hat dieser Zustrom in die Städte
und in die Industriezentren zufolge der wirtschaft-
lichen und sozialen Besserstellung in den letzten
Jahren allzu grosse Dimensionen angenommenj die
zu den grössten Befürchtungen Anlass bieten. Die
Dörfer entvölkern sich und die Städte und Indu-
striezentren dehnen sich aus. Man hat schon den
Spruch gehört, die Stadt fresse das Land auf. Tat-
sache ist, dass in den letzten Jahren der Hochkon-
junktur die Industrie mit ihrer grossen, fast nicht
zu befriedigenden Nachfrage nach Arbeitskräften
eine eigentliche Saugwirkung auch unter der Land-
bevölkerung ausübte. Die Statistik zeigt uns ein
sehr deutliches Bild von der starken Zunahme der
Gesamtbevölkerung in der Schweiz, aber der gleich-
zeitig bedenklichen Abnahme des landwirtschaft-
lichen Anteils.

1888 hatten wir bei einer Wohnbevölkerung von
2 917 754 einen landwirtschaftlichen Anteil von
l 076 713, im Jahre 1941 betrug die Wohnbevöl-
kerung 4 265 703, der landwirtschaftliche Anteil
davon nur noch 866 720. Die Ausscheidung der
letzten Volkszählung von 1950 ist mir noch nicht
bekannt. Ich bin aber davon überzeugt, dass die
absolute Abnahme des landwirtschaftlichen Anteils
der Schweizer Bevölkerung, vor allem aber die rela-
tive, noch drastischer zum Ausdruck kommen wird.
Diese Entwicklung darf auch in der Schweiz nicht
unbeachtet bleiben, und es darf sicher als erfreu-
lich bezeichnet werden, dass das Schweizervolk durch
Annahme der revidierten Wirtschaftsartikel der
Bundesverfassung vom 6. Juli 1947 den Weg zu
einer bessern Existenzsicherung der Landwirtschaft
geebnet hat. Wenn seither in gewissen Kreisen der
Landwirtschaft mit grosser Ungeduld auf das Er-
scheinen der heutigen Botschaft des Bundesrates
über die Förderung der Landwirtschaft und die Er-
haltung des Bauernstandes gewartet worden ist, so
ist das wohl begreiflich. Ich stelle aber mit Genug-
tuung und Überzeugung fest, dass sowohl von Seiten
des Bundesrates als auch von allen ändern Stellen
eine grosse und weitsichtige Arbeit im Rahmen des
Möglichen geleistet worden ist. Mit vieler Mühe und
grossen Anstrengungen aller Art wurde versucht,
die Berührungspunkte gegenseitig abzuklären, die
scharfen Kanten abzufeilen und nach Möglichkeit
eine Verständigung unter den verschiedenen Wirt-
schaftsgruppen herbeizuführen, damit das neue
Landwirtschaftsgesetz durch die eidgenössischen
Räte leichter beraten werden könne. Für diese ge-
waltige und umsichtige Vorarbeit gebührt unserem

verehrten Herrn Bundespräsidenten von Steiger
und seinem ganzen Mitarbeiterstab der beste Dank.
Ich möchte nicht verfehlen, auch dem Präsidenten
unserer vorberatenden Kommission, Dr. Obrecht,
den besten Dank und meine vollste Anerkennung
für die korrekte, wohlüberlegte Leitung der Verhand-
lungen abzustatten. Es darf mit grosser Befriedi-
gung festgestellt werden, dass in der Kommission
ein guter Geist der Zusammenarbeit herrschte und
viel guter und aufrichtiger Wille vorhanden war.
Es wäre zu wünschen, dass wir von der Beratung
in unserem Parlament auch das gleiche Zeugnis ab-
legen könnten. Wenn man Gelegenheit hat, im
Volke draussen über den Entwurf zum neuen Land-
wirtschaftsgesetz zu referieren, so findet man er-
freulicherweise viel guten Willen und Verständnis
zur Sache.

Um so bedauerlicher ist es, wenn gewisse Leute
versuchen, die ruhige und sachliche Atmosphäre zu
vergiften und statt Frieden Unfrieden schaffen
wollen. Wenn man die Februarnummer der „Schwei-
zerischen Blätter für Handel und Industrie" - Redak-
tor ist Herr Dr. P. Béguin, Genf - zur Hand nimmt,
so strotzt der Artikel ,,0 du teure Bauersame"
von Verunglimpfungen und Entstellungen aller Art.
Wer auf diese Art und Weise in unserem Schweizer-
land Druckerschwärze braucht, den kann man wirk-
lich nicht mehr ernst nehmen. Es ist mir nicht be-
kannt, in welchem Umfang diese Zeitschrift veraus-
gabt wird und wo sich all die Leser rekrutieren. Ich
bin aber überzeugt, dass es in den Kreisen des Han-
dels und der Industrie auch noch viele einsichtige
und verständnisvolle Vertreter gibt, die mit einem
derartigen Vorgehen nicht einig sind. Diese Herren
wissen genau, dass die Subventionen, für deren
Zusammenstellung Herr Béguin so viel Zeit ver-
wendet hat, viel kleiner ausgefallen wären, wenn
die schweizerische Landwirtschaft in den Kriegs-
und Mangeljahren sich preislich hätte entwickeln
können. Im Interesse der gesamten Volkswirtschaft
hat sie aber bei allen Produktenpreisen eine starke
Drosselung durch die Preiskontrollstelle in Kauf
genommen und dafür keine Reserven anlegen kön-
nen, wie dies bei verschiedenen anderen Wirtschafts-
gruppen der Fall war. Ist es da nicht mehr als recht
und billig, wenn die vielen Versprechungen ein-
gelöst werden, die man der Landwirtschaft von allen
Seiten machte, nämlich die, man werde dafür sor-
gen, dass sie ihre Produkte auch nach dem Krieg
unter normalen Bedingungen zu kostendeckenden
Preisen absetzen könne. Die Landwirtschaft will
keine Sonderstellung, sie wünscht für sich lediglich
eine Ordnung, die ihrer Eigenart entspricht, eine
Lösung, mit der auch sie bestehen kann, und zwar
so, dass zu ihren Ungunsten keine allzu grosse Dis-
krepanz entsteht zwischen der Entlöhnung ihrer
Arbeit und derjenigen anderer Kreise.

Es ist auch nach Annahme der neuen Agrar-
gesetzgebung dafür gesorgt, dass die gebratenen
Tauben den Bauern nicht in den Mund fliegen. Nach
wie vor wird und soll der Bauer streng arbeiten und
sparsam bleiben müssen. Ausserordentliche Fak-
toren, wie zum Beispiel Ertragsausfälle durch Witte-
rungsverhältnisse, Hagel und Schädlinge aller Art,
werden je und je eine wesentliche Rolle spielen. Sie
können auch durch Versicherungen nur bedingt
kompensiert werden.
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Die Landwirtschaft ist sich dessen wohl bewusst,
dass sie vor dem staatlichen Schutz alle Möglich-
keiten der Selbsthilfe auszuschöpfen hat. Sie muss
die Produktionsrichtung der gesamten Landwirt-
schaft derart wählen, dass der Absatz weitgehend
gesichert ist. Die Qualitätserzeugung muss auf der
ganzen Linie gefördert, und es muss ihr grösste Auf-
merksamkeit geschenkt werden. Mit Qualitätspro-
dukten können wir der ausländischen Konkurrenz am
längsten standhalten. Die Landwirtschaft hat aber
auch die Pflicht, nach Möglichkeit für den richtigen
Absatz ihrer Produkte zu sorgen. Sie wählt hierzu,
.wenn nötig, auch den genossenschaftlichen Weg.

Das Dienstbotenproblem bereitet unserem Bau-
ernstand ausserordentliche Sorgen. Sicher möchte
mancher Bauer die wirtschaftlichen und sozialen
Grundlagen für seine Dienstboten gerne verbessern
und sie den ändern Berufskategorien anpassen. Der
Landwirt ist aber in seinen Dispositionen weitge-
hend auf den Erlös seiner Produkte angewiesen.
Wir freuen uns, dass im neuen Agrargesetz das
landwirtschaftliche Dienstverhältnis ebenfalls durch
Normalarbeitsverträge geregelt wird. Der Vorstand
des Schweizerischen Landwirtschaftlichen Dienst-
botenverbandes erklärt sich mit den Ausführungen
in Art. 96 befriedigt.

Eine wichtige Selbsthilf emassnahrne ist. die beruf-
liche Ausbildung und Ertüchtigung unserer bäuer-
lichen Jungmannschaft weiblichen und männlichen
Geschlechts und die stetige Weiterbildung und Auf-
klärung der älteren Leute. Das gesteckte Ziel muss
darin bestehen, mit einem minimalen Arbeitsauf-
wand einen maximalen Ertrag aus unserem Boden
herauszuholen. Das führt zu einer Produktionsko-
stensenkung, die auch dem Konsumenten zugute
kommt. Die beste berufliche und ethische Erziehung,
die wir für unsere Bauernjugend anstreben, muss
jedoch versagen, wenn es nicht gelingt, die bäuer-
lichen Existenzgrundlagen sicherzustellen.

Die grösste Gefahr liegt in einer schrankenlosen
Importpolitik. Die Handelspilitik der offenen Tür
versteht der Bauer nicht, wenn er nicht für seine
eigenen Produkte einen angemessenen Schutz ge-
niesst. Es dürfte Ihnen bekannt sein, dass die aus-
ländische Produktion unter wesentlich günstigeren
Bedingungen erfolgt als die unsrige, speziell von der
Lohnseite her. Wenn im „Brückenbauer" zu lesen
war: „Wir warnen die Bauern vor einer Import-
feindlichkeit", so ist dazu zu sagen, dass der Bauer
nur so lange importfeindlich gesinnt ist und gesinnt
sein darf, als er zufolge allzu grosser und billiger
Einfuhr von landwirtschaftlichen Konkurrenzpro-
dukten sein Einkommen nicht mehr findet. Wir
wissen genau, dass wir selber ein Interesse an ge-
wissen Importen haben, da unsere Landwirtschaft
auch Zuchtvieh, Käse usw. exportieren muss. Wenn ,
dem Grundsatz, dass Importe landwirtschaftlicher
Erzeugnisse vermehrt in den Dienst des Exportes
landwirtschaftlicher Produkte gestellt werden, ver-
mehrt Rechnung getragen wird, können viele un-
liebsame Diskussionen ausgeschaltet werden.

Bis dahin hat sich die Landwirtschaft allgemein
gegenüber dem Gedanken der Abwertung negativ
verhalten. Sie hat auf die Versprechungen und
Mahnungen des Bundesrates gehorcht. Die auslän-
dische Abwertung und ihre Folgeerscheinungen
dürfen aber nicht auf dem Rücken der schweizeri-

schen Landwirtschaf t ausgetragen werden. Wir aner-
kennen, dass die Vorlöge, die wir heute .zu beraten
haben, der Landwirtschaft einen gewissen Schutz,
bringt und der Erhaltung eines gesunden Bauern-
standes und einer leistungsfähigen Landwirtschaft
wesentlich Rechnung trägt, trotzdem die Bauern-
schaft in ihren ursprünglichen Forderungen im
Interesse einer Verständigungslösung viele Abstriche
machen musste. Es scheint mir aber auch angezeigt,
hier festzustellen, dass die Landwirtschaft neben
den vielen Abstrichen, die bereits in der jetzigen
Vorlage berücksichtigt sind, nicht nur Vorteile ge-
niesst; sie übernimmt mit dem neuen Agrargesetz
neben der Landesversorgung auch ganz wesentliche
und einschneidende Verpflichtungen aller Art, spe-
ziell in bezug auf die Regelung der Produktion usw.
Wir Landwirte wissen, dass der staatliche Schutz
in Zukunft nur so weit gehen kann, dass diejenigen
Bauern, die auf einem unter normalen Bedingungen
erstandenen Hof wirtschaften, bei einem Lohnan-
sprüch eines gelernten Arbeiters auf ihre Rechnung
kommen. Diesem Grundsatz kann mit der jetzigen
Vorlage Rechnung getragen werden, sofern materiell
keine Änderungen mehr erfolgen. Ich empfehle
Ihnen daher, für Eintreten zu stimmen.

M. de Courten: Le projet de loi «sur l'amélio-
ration de l'agriculture et le maintien de la popu-
lation paysanne» est sans doute dans son ensemble
une œuvre compréhensive des exigences fondamen-
tales de notre vie économique et nationale.

Il part de cette vue profondément juste que la
classe paysanne représente non seulement une caté-
gorie économique dont il faut défendre les privi-
lèges, mais surtout un élément humain indispen-
sable à la vie et à la civilisation nationale, qui devra
toujours être présent dans un pays bien équilibré.
Cette conscience était déjà celle du législateur au
moment où furent votés les articles économiques.

Ce qui me paraît particulièrement remarquable
dans le projet de loi qui nous est soumis, est le sens
de l'évolution de l'agriculture dont il est pénétré.
Il est certain en effet que le monde agricole dans
aucune région ne peut plus rester, s'il veut con-
tinuer à exister, un monde clos sur lui-même dans
une individualité routinière en marge des trans-
formations énormes que subissent autour de lui
toutes les autres branches de l'économie et du
travail humain, sous l'influence de la technique et
de la science. Ce qui est par conséquent nécessaire
à l'agriculture, c'est non seulement de la protéger
économiquement, mais plus profondément, de l'ai-
der à évoluer en fonction des exigences du monde
moderne. Il est indispensable pour cela que les
progrès de la science et de la technique soient mis
au service de l'agriculture comme de l'industrie et
utilisés très largement par le paysan.

Les agriculteurs trouveront ainsi dans leur
métier un moyen de renouveler et de rajeunir leurs
qualités foncières avec un genre de vie où ils
pourront continuer à être un facteur puissant de
civilisation, cohérent avec les autres forces qui
agissent au sein du monde contemporain. C'est,
pourquoi les articles de la loi concernant l'enseigne-
ment agricole et les recherches scientifiques dans le
domaine de la vie rurale semblent être une partie
précieuse de ce travail législatif.
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Avec un économiste français, je crois cependant
que l'évolution générale et nécessaire de l'agricul-
ture contemporaine doit viser deux objectifs prin-
cipaux:

1. Augmenter la variété des produits offerts,
qui ne doivent plus être seulement des aliments,
mais également des matières premières pour l'indu-
strie ;

2. rendre les familles capables de combiner les
activités agricoles et industrielles et de gagner ainsi
une sécurité économique stable.

Aussi je souhaite vivement que les dispositions
présentes sur l'amélioration de l'agriculture se com-
plètent un jour par des mesures qui tendraient à
opérer largement, dans toutes les régions où cela
sera possible, une sorte de mariage entre l'agri-
culture et l'industrie. Ce serait, à mon avis, le
moyen de les sauver et de les développer l'une et
l'autre sur notre sol. On a trop souvent opposé ce
qui devrait être uni. Cette compénétration respec-
tive de ces deux branches fondamentales de l'éco-
nomie humaine suppose à la fois une décentrali-
sation et une déconcentration de l'industrie avec
une orientation progressive de l'agriculture vers la
production de matières industrielles.

Si, en raison de l'exiguïté de nos moyens na-
turels, nous ne pouvons pas compter sur une très
puissante industrie, capable de rivaliser à elle seule
avec celle des grands pays qui nous entourent, ni
non plus sur une agriculture très vaste, nous devons
tâcher d'être le pays dans lequel l'industrie et
l'agriculture seront le mieux équilibrées et le plus
capables d'assurer aux citoyens une vie de sécurité
et d'abondance dans un cadre fait à la mesure de
l'homme.

Beck: Ich möchte mir als Mitglied der Kom-
mission auch einige Bemerkungen zu diesem Ge-
setzesentwurf gestatten. Für die zukünftige Ent-
wicklung der schweizerischen Landwirtschaft ist
das projektierte Gesetz bekanntlich von aller-
grösster Bedeutung. Seit die Schweiz aus einem
Agrarstaat zu einem Industriestaat geworden ist,
ist die Notwendigkeit der Existenzberechtigung der
Landwirtschaft in der Schweiz sehr oft Gegenstand
heftiger Auseinandersetzungen gewesen. Viele sehen
das Heil unseres Landes in einer weiteren Indu-
strialisierung und in der Ernährung unseres Volkes
durch Importgüter; man muss das in neuesten
Presseerzeugnissen feststellen. Diese Politik würde
das Verschwinden unserer immer noch leistungs-
fähigen Landwirtschaft und die Entvölkerung der
.abgelegenen Bergtäler und Bergdörfer zur Folge
haben. Eine selbständige Ernährungsbasis unseres
Volkes in Zeiten des Krieges wäre gefährdet. Die
kulturelle und bevölkerungstechnische Bedeutung
der Landwirtschaft, aus der Kräfte fliessen, die dem
Menschenverbrauch in Städten und Industrieorten
steuern soll, wäre in Frage gestellt. Aber auch vom
wirtschaftlichen Gesichtspunkte aus müssten grosse
Verluste in Kauf genommen werden ; denn die Kon-
sumkraft der schweizerischen Landwirtschaft ist
sicher nicht zu unterschätzen. Wir notieren zum
Beispiel für das Jahr 1948 folgende Zahlen: Die
Landwirtschaft wendete auf: 180 Millionen Franken
für Gebäudereparaturen, 260 Millionen Franken für
die Reparatur von Geräten und Maschinen, 190 Mil-

lionen Franken an Barlöhnen, um nur einige Haupt-
positionen zu nennen. Es gibt deshalb viele Kreise
in unserem Volke, die sich für die Erhaltung und
Förderung der Landwirtschaft innerhalb der Volks-
wirtschaft einsetzen.

Das Ziel der heutigen Vorlage besteht in der
Schaffung der Voraussetzungen für die bessere
Nutzung des Grund und Bodens der Heimat durch
möglichst zahlreiche gesunde Bauernfamilien und
der Sicherung der Nahrungsmittelversorgung des
Schweizervolkes. Bekanntlich befasst sich nicht
unser Land allein mit solchen Fragen. Seit 40 Jahren
findet die Agrarpolitik in allen Ländern zuneh-
mende Beachtung. Einen grossen Raum in diesem
Fragenkomplex beansprucht die Preispolitik. Die
schweizerische Landwirtschaft ist eng mit dem
Marktgeschehen verbunden. Vom Gesamtwert der
von ihr produzierten Konsumgüter werden 70,
80 bis 90% auf den Markt gebracht. Grosse Be-
deutung kommt ferner dem Kauf von Materialien
für Hof und Haus zu. Dementsprechend ist die
landwirtschaftliche Kaufkraft in unserer Volkswirt-
schaft ein ganz bedeutender Faktor. Die Konse-
quenz dieser Feststellungen lässt sich in dem Satz
zusammenfassen: Die schützenswürdige Berufs-
gruppe der schweizerischen Landwirtschaft benötigt
zu ihrer Erhaltung eines gesetzlichen Schutzes.

Nun haben der Bundesrat und zahlreiche Fach-
leute in verdankenswerter Weise einen Entwurf zu
einem neuen Landwirtschaftsgesetz aufgestellt, der
auf den Wirtschaftsartikeln der Bundesverfassung
aufbaut. Da und dort wird der Entwurf in der
Presse als Subventionsgesetz abgestempelt. Diese
Auffassung ist irrig. Die Bauern sind ja bekanntlich
keine Freunde von Subventionen. Ihre Existenz
lässt sich auch auf anderen Grundlagen sicher-
stellen. Soweit das Gesetz Massnahmen aus öffent-
lichen Mitteln unterstützt, wie das Bildungs- und
Versuchswesen, handelt es sich um die Förderung
von Sektoren, die jeder anderen Berufsgruppe als
selbstverständlich auch zukommt. Bodenverbesse-
rungen, Käserei- und Stallinspektionen usw. sind
Dinge, deren Förderung im allgemeinen volkswirt-
schaftlichen und volkshygienischen Interesse liegen.
Wenn darüber hinaus Massnahmen finanzieller
Natur notwendig sind, um einzelnen Betriebs-
zweigen überhaupt die Existenz zu ermöglichen,
sind diese durch die Weltwirtschaft auch in jedem
anderen Lande bedingt. Trotz des grossen Um-
fanges des Entwurfes, der durch die Vielseitigkeit
der Landwirtschaft bedingt ist, sind es die Art. 22
bis 22 ter, die den eigentlichen Kernpunkt der Vor-
lage darstellen. Die Kommission hat diese Bestim-
mungen mit grossem Verantwortungsbewusstsein
geprüft und mit Zustimmung des Bundesrates neu
gefasst.

Das Echo in der Presse ist aber nicht sehr viel-
versprechend. Die Gesellschaft zur Förderung der
schweizerischen Wirtschaft schreibt zum Beispiel
in ihrem Mitteilungsblatt vom 19. März zum Art. 22:
„In der Grundtendenz der Bestimmungen ist eine
Änderung nicht eingetreten, so dass kaum mit einer
Aufgabe der Opposition dagegen gerechnet werden
kann." Die „Schweizerische Handelszeitu.ng"
schreibt, der Verdacht, dass die Anwendung des
Landwirtschaftsgesetzes durch die Ausweitung des
Ermessensspielraumes zu einer Willkürherrschaft
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führen könnte, sei weitverbreitet. — Diesen Verlaut-
barungen darf nun doch entgegengehalten werden,
däss nach der neuen Fassung des Art. 22bis der
Entscheid über Notmassnahmen der Bundesver-
sammlung zusteht. Dadurch ist die Gefahr einer
willkürlichen Auslegung des Gesetzes nach mensch-
lichem Ermessen praktisch ausgeschaltet. Über die
Bedeutung dieses Artikels gegenüber der Land-
wirtschaft müssen wir uns übrigens im klaren sein.
Es kann der Fall eintreten, dass die bestehenden
Absatzmöglichkeiten im Inlande nicht nur durch
die Einfuhr gleichartiger Produkte, sondern auch
durch Produkte mit gleicher Wirkung gefährdet
werden. Dieser Ausdruck bildet für gewisse Leute
eine schwarze Wand. Wir möchten aber in diesem
Zusammenhang auf die letztjährigen Erfahrungen
hinweisen, die bei der Verwertung der inländischen
Obst- und Gemüseernte gemacht, werden mussten.
Nach dieser Richtung müssen doch Sicherheiten in
das neue Gesetz eingebaut werden, wenn der Ge-
setzesentwurf seinen Titel zu Recht behalten soll.
Die Grundsätze unseres Berufes bilden Leistungs-
fähigkeit, das heisst intensive Betriebsweise und
gute Qualität der Produkte. Dazu kommt die
Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse des Konsums. ^
Zu diesem Zweck sind Richtlinien über die Pro-
duktion nicht zu umgehen. Aber wenn sich diese
erfolgreich auswirken sollen, sind die Einfuhrpolitik
für landwirtschaftliche Konkurrenzprodukte und
die Preispolitik mit diesen Richtlinien in Überein-
stimmung zu bringen.

Nun zu den Bestimmungen über das landwirt-
schaftliche Dienstverhältnis. Ein weitergehender
Ausbau dieses Abschnitts in sozialer Hinsicht wäre
zu begrüssen. Insbesondere würde der Einbau von
Familien- und Kinderzulagen für landwirtschaft-
liche Dienstboten dem Gesetz viele Freunde ge-
winnen. Ein diesbezüglicher Antrag in der Kom-
mission fand keine Zustimmung. Wir können uns
mit dieser Situation abfinden, wenn die Gewissheit
besteht, dass die landwirtschaftliche Beihilfen-
ordnung, die bis Ende 1952 befristet ist, eine
dauernde Lösung fände. Vielleicht kann Herr Bun-
despräsident von Steiger in dieser Richtung eine
beruhigende Erklärung abgeben.

Das „Rencontre Suisse" in Lausanne (eine Ver-
einigung,, die sich mit wirtschaftspolitischen Fragen
beschäftigt) hat im November 1950 die Interessen-
gegensätze zwischen Industrie und Landwirtschaft
einer eingehenden Prüfung unterzogen. Es ist unter
dem Präsidium von Oberstdivisionär Grosselin zur
Schlussnahme gelangt: „Das Gedeihen unseres
Landes erfordert gleichzeitig die Erhaltung eines
lebensfähigen Bauernstandes und einer blühenden
Industrie. Die beiden Zweige unserer Wirtschaft be-
dingen sich gegenseitig und sind einander solida-
risch verpflichtet."

Es ist zum Schluss festzustellen, dass die Land-
wirtschaft zu den wirtschaftlich schwachen Gliedern
unseres Volkes gehört, und da das Bauerntum
nicht nur eine wirtschaftliche Angelegenheit, son-
dern eine Lebensform darstellt, in der hohe ideale
Werte liegen, so verdient sie vermehrten Schutz
durch ein neues Landwirtschaftsgesetz. Sie über-
nimmt aber - das muss hier festgehalten werden -

. .mit der Vorlage einschneidende Verpflichtungen
gegenüber dem Volksganzen, eine Tatsache, die er-

warten lässt, dass die ändern Berufsgruppen zu
einer Einigung, speziell in den ausschlaggebenden
wichtigen Artikeln, Hand bieten. In diesem Sinne
stimme ich ebenfalls für Eintreten.

Gadietlt: Die demokratische Fraktion stimmt
ebenfalls für Eintreten, und wir möchten gleich
vorweg unserer Genugtuung über diese Vorlage
Ausdruck geben. Einmal verdienen die Abteilung
für Landwirtschaft und das Eidg. Justizdeparte-
ment den Dank für die materiell gründliche Durch-
arbeitung und die politisch umsichtige und ge-
schickte Vorbereitung dieses so überaus wichtigen
Gesetzeswerkes.

Grösste Genugtuung aber darf man empfinden
über den Geist, mit dem die vorberatende national-
rätliche Kommission den Entwurf behandelte. Ich
habe in meiner fünfundzwanzigjährigen Zugehörig-
keit zum Nationalrat noch in keiner Kommissions-
beratung für eine wichtige wirtschaftspolitische
Vorlage so ausnahmslos viel guten Willen und auf-
richtige Verständigungsbereitschaft und auch Hilfs-
bereitschaft von rechts bis links erlebt wie in der
Kommission für die Beratung des neuen Landwirt-
schaftsgesetzes. So ist denn auch eine gut eidge-
nössische Lösung, nämlich ein allseitig tragbarer
Kompromiss gefunden worden.

Gewiss müssen wir zugeben, dass wir als ausge-
sprochene Landwirtschaftsvertreter dabei bis an
die Grenze dessen und vielleicht noch etwas
darüber hinausgegangen sind, was wir als absolut
notwendig erachten. Um so mehr dürfen wir hoffen,
dass die Vorlage ohne wesentliche Änderungen und
vor allem möglichst bald in Kraft treten könne. Sie
ist materiell notwendig und zeitlich in höchstem
Mass dringlich, geht es doch um nicht mehr und
nicht weniger als um die Existenzsicherung unserer
Landwirtschaft.

Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte mahnt
zum Aufsehen. Während die Gesamtbevölkerung
der Schweiz seit 1888 bis heule um über 50% an-
gewachsen ist, zeigt der Anteil unserer landwirt-
schaftlichen Bevölkerung nicht nur relativ, sondern
sogar absolut einen steten Rückgang. Der Anteil
von 37%% ist auf knapp 20% zurückgefallen.
Dafür gehen die Industrialisierung und die Ver-
städterung weiter. Während 1850 erst 12 % des
Schweizervolkes in Gemeinden und Städten von
über 5000 Einwohnern lebten, sind es heute deren
48%. Von den 3100 Schweizer Gemeinden haben
trotz der immer weiter steigenden Zahl der Gesamt-
bevölkerung in der Periode 1930-1941 nicht weniger
als 1366 Gemeinden und -1941-1950 noch immer
942 Gemeinden einen Bevölkerungsrückgang er-
litten, der vielfach verbunden ist mit einem be-
ängstigenden wirtschaftlichen und damit zum Teil
auch kulturellen und sozialen Niedergang. Es han-
delt sich dabei meist um abgelegene kleinere Land-
und Berggemeinden. Die Zahl der Landwirtschafts-
betriebe ist in den letzten Jahrzehnten — und diese
Entwicklung geht weiter - Jahr für Jahr um über
1000 Betriebe zurückgegangen. Die Landwirtschaft
hat allein in den letzten wenigen Jahren wieder
rund 50 000 eigene, meist junge Leute verloren
durch Abwanderung in andere Erwerbszweige. Sie
musste dafür 25 000 ausländische Arbeitskräfte
einstellen. Es droht also der schweizerischen Land-
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Wirtschaft neben allen ändern Gefahren auch noch
die der Überfremdung.

Einer der Hauptgründe für diese bedenkliche
Entwicklung liegt in der Tatsache, dass das Ein-
kommen der Landwirtschaft im Durchschnitt seit
Jahrzehnten niedriger war als in den übrigen Er-
werbsgruppen; wenn auf rund 20% bäuerliche Be-
völkerung nur rund 11 % des gesamten Volksein-
kommens entfallen, so vermag auch die behauptete
höhere Kaufkraft des Bauernfrankens diesen Aus-
fall bei weitem nicht auszugleichen.

Das Schweizervolk und die Schweizer Behörden
stehen daher vor der schicksalsschweren Frage, ob
sie bereit und entschlossen sind, die schweizerische
Landwirtschaft wenigstens auf ihrem heutigen be-
drohlich reduzierten Bestand zu halten und einen
weitern Rückgang zu verhindern. Dieses Ziel kann
nur erreicht werden, wenn man bereit ist, das heu-
tige Einkommen der Landwirtschaft nicht nur zu
erhalten, sondern ihr mittleres Einkommen zu er-
höhen, und wenn man ferner bereit ist, diejenigen
staatlichen Massnahmen zu bewilligen, die dafür
nötig sind. Ich sage ausdrücklich und absichtlich:
die staatlichen Massnahmen, denn man soll und
darf nicht verschweigen, dass dieses Ziel ohne zum
Teil schwere und an sich höchst unsympathische
staatliche Eingriffe nicht erreicht werden kann. Es
ist unmöglich, dem Bauer zum Beispiel die Ab-
nahme seiner Produkte zu einem ausreichenden
Preis zu garantieren und ihm gleichzeitig die unein-
geschränkte Wirtschaftsfreiheit zu versprechen.
Man kann auch hier nicht den Fünfer und das
Weggli bekommen.

Die schweizerische Landwirtschaft steht deshalb
vor dem fast tragischen Entscheid, gewisse Ein-
schränkungen in Kauf zu nehmen und dafür eine
minimale Existenzsicherung zu erhalten oder aber
an der schrankenlosen wirtschaftlichen Freiheit zu-
grunde zu gehen. Wer etwas anderes behauptet,
verschweigt den Bauern die halbe Wahrheit. Ebenso
nötig und entscheidend wichtig sind entsprechende
Massnahmen an der Grenze.

Zwar wurde gerade letzter Tage wieder die Be-
hauptung aufgestellt, es genüge, den Gesamtindex
zu regulieren, weil „Holz-, Fleisch-, Zuchtvieh- und
Milchpreise sich immer wieder dem Verlauf des Ge-
samtindexes anpassen". Eine solche Behauptung
ist ganz einfach tatsachenwidrig. Es sei nur daran
erinnert, dass zum Beispiel die Viehpreise, die weit-
gehend über das Einkommen des Bergbauern ent-
scheiden, trotz der Hochkonjunktur der Kriegs-
und Nachkriegszeit bis zum Herbst 1948 nicht ein
einziges Mal auch nur die Aufzuchtkosten deckten.
Gerade für den Bergbauern hängt vom Preis für das
Einzelprodukt mindestens soviel ab wie vom theo-
retischen Durchschnittspreis aller Waren.

Besonders glücklich darf sich die Landwirt-
schaft schätzen, dass wir seit dem Jahre 1947 in den
neuen Wirtschaftsartikeln eine einwandfreie ver-
fassungsrechtliche Grundlage für das neue Land-
wirtschaftsgesetz haben, wie das der Herr Kom-
missionspräsident schon ausführte. Damit ist jenem
zwar beliebten, aber nicht ungefährlichen Spiel der
letzten Jahre der Riegel gestossen, jeweilen Be-
stimmungen und Massnahmen, mit denen man
materiell nicht einverstanden war, als Verfassungs-
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ritzungen oder gar schwere Verfassungsbrüche vor
dem Volk zu diffamieren.

Gestatten Sie mir noch einige wenige Bemer-
kungen zum Sonderproblem der Berggebiete : Es ist
bekannt, dass der Bergbauer unter ungleich schwe-
reren Existenzbedingungen sein Leben fristen muss
als die Bewohner des Flachlandes. Aber wir haben
immer vor der Illusion gewarnt, dass mau den Berg-
bauern wirksam helfen könnte, ohne gleichzeitig
der ganzen schweizerischen Landwirtschaft eine ge-
wisse Existenzsicherung zu geben. Absatz der Pro-
dukte zu ausreichenden Preisen auch für die Land-
wirtschaft des Flachlandes ist Voraussetzung für
die Existenzmöglichkeit der Bergbauern. Dagegen
sind im Hinblick auf die besondern Schwierigkeiten
des Bergbauers zusätzliche Hilfen nötig, um so mehr
als er der direkten grossen Hilfe über Getreide,
Milch, Obst, Zuckerrüben usw. naturgemäss nur in
recht beschränktem Umfange teilhaftig werden
kann.

Dafür hoffte er, dass ihm über das neue Land-
wirtschaftsgesetz sein wichtigster Erwerbszweig,
nämlich die Aufzucht, reserviert werden könne. Es
hat sich jedoch gezeigt, dass eine bindende Ver-
pflichtung für eine derartige Abgrenzung nicht reali-
sierbar ist, und so blieb es beim allgemeinen Grund-
satz in Art. 55. Wir sind auch für diesen und ins-
besondere für die programmatische Festlegung in
Art. 2, und besonders für den Art. 103 dankbar,
durch welchen man endlich die ungerechte Praxis
des heute noch in Kraft stehenden Gesetzes von
1893 korrigiert.

Wenn aber diese Zielsetzung nicht bloss dekla-
matorischen Wert haben soll, so müssen dem Bunde
die nötigen Mittel zur Verfügung gestellt werden,
um wirksam helfen zu können. Das war bisher leider
nicht der Fall, und zwar besonders nicht auf dem
für den Bergbauern weitaus wichtigsten Gebiet,
nämlich bei der Tierzucht. Bisher galt der Grund-
satz, dass der Bund nicht mehr leiste als der Kanton.
Wir haben schon in der Kommission dargetan,
warum wir verlangen müssen, dass wenigstens unter
schwierigen Verhältnissen die Leistungen des Bun-
des für die Förderung der Tierzucht und der Tier-
versicherung die doppelte Höhe der Leistung eines
besonders finanzschwachen Kantons erreichen sol-
len. Wir hatten gehofft, diesen Grundsatz in impera-
tiver Form in das Gesetz hineinzubringen, mussten
uns aber damit begnügen, dass durch eine Ergänzung
der beiden Art. 53 und 56 dem Bund wenigstens
diese Möglichkeit gegeben werde. Ich möchte aber
auch hier der bestimmten Erwartung Ausdruck
geben, dass er von dieser Möglichkeit tatsächlich
Gebrauch mache.

In diesem Zusammenhang muss ich auch zu
Art. 2 eine für uns wichtige Feststellung wieder-
holen, die wir ebenfalls bereits in der Kommission
anbrachten. Art. 2 sagt: „Bei der Durchführung des
Gesetzes ist auf die erschwerten Produktions- und
Lebensbedingungen in den Berggebieten besonders
Rücksicht zu nehmen.

Der Bundesrat bestimmt die Abgrenzung der
Berggebiete." Wir stimmen dieser Formulierung zu,
mussten es aber entschieden ablehnen, wenn diese
Abgrenzung ausschliesslich oder auch nur vor-
wiegend etwa nach dem Produktionskataster vor-
genommen werden wollte. Dieser stellte nämlich
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weitgehend und in sehr enger Interpretation auf die
geographischen Produktionsbedingungen ab, wäh-
rend Art. 2 mit vollem Recht den Rahmen viel
weiter zieht und ausdrücklich und allgemein auch
von den Lebensbedingungen spricht. Wir müssen
verlangen, dass neben den topographischen Ver-
hältnissen u, a. auch die allgemeine Verkehrslage
zu den schweizerischen Wirtschaftszentren und ganz
besonders die Zugehörigkeit eines Gebietes zu
einem finanzschwachen Kanton weitgehend Berück-
sichtigung findet. Sinn und Wortlaut des Art. 2 ver-
langen, dass beispielsweise Kantone, in denen %
oder noch mehr des gesamten Kulturlandes im
eigentlichen Berggebiete liegen, als Gesamtkantone
den Berggebieten im Sinne des Gesetzes zugezählt
werden, zum mindesten in bezug auf die Tierzucht,
die Tierversicherung, das Bildungswesen und die
Massnahmen nach Art. 39, 94 und 98.

Über die für die Berggebiete wichtige Frage der
Elementarschadenversicherung wird sich beim Po-
stulat der Kommission Gelegenheit bieten, zu spre-
chen. In diesem Sinne möchte ich den Antrag auf
Eintreten unterstützen.

Münz: Alle Eingriffe in die Produktions- und
Absatzverhältnisse der Landwirtschaft haben eine
gemeinsame Wurzel: Der bäuerliche Anteil am
schweizerischen Volkseinkommen wird als unge-
nügend betrachtet. Der Wohlstand in unserem Lande
ist seit vielen Jahrzehnten dauernd gestiegen. Allein
seit 1938 dürfte das Realeinkommen pro Einwohner
um mindestens 10 bis 15% höher geworden sein.

Die Frage ist die: Hat der Schweizer Bauer an
dieser Wohlstandssteigerung auch teilgenommen?
Aus gewissen amtlichen Statistiken ist heraus-
gelesen worden, dass die selbständig wirtschaftenden
Bauern nur noch mit etwa 7 bis 8% am schweize-
rischen Volkseinkommen beteiligt sind. Herr Ga-
dient hat ebenfalls auf die ganz ungenügenden
Anteile der Bauernschaft hingewiesen. Man über-
treibt nicht, wenn man sagt, dass der Schweizer
Landwirt im Durchschnitt wohl nicht mehr als halb
soviel verdient wie der Durchschnittsschweizer. Im
Gegensatz zu diesen Einkommensverhältnissen
steht die Arbeitsbelastung, die oft eine ganz ausser-
ordentliche ist. So erklärt sich auch die Landflucht.
Die lange Arbeitszeit, die notwendigerweise un-
genügend geregelte Freizeit, die grosse Angebunden-

..heit, die vielfach ungenügenden Wohnberhältnisse
im Gegensatz zum sonst üblich gewordenen Kom-
fort, das Fehlen von Ferien führen zu Unzufrieden-
heit und Abwendung vom Bauernberuf.

Man hat den üblichen landwirtschaftlichen Ein-
kommensschätzungen allerdings gelegentlich die
wissenschaftliche Basis abgesprochen. Sei dem nun
aber wie es wolle: der Landwirt hat zweifellos an
der Wohlstandssteigerung des Landes weniger
Anteil als andere Volksklassen. Das ist leicht er-
klärlich. Im Gewerbe, im Handel und in der Indu-
strie ist die Produktivität der menschlichen Arbeit
viel rascher und ausgiebiger gewachsen als in der
Landwirtschaft. Vielfach ist die Arbeitsweise des
.Bauern seit Jahrzehnten gleich geblieben. Natürlich
verwendet man da und dort Motoren und es gibt
viele hilfreiche Maschinen. Aber der Mechanisierung
oder gar Automatisierung sind immer enge Grenzen
gezogen. Vor allem gilt das für den Kleinbetrieb und

für unsere Gelände. Das Schneiden der Obstbäume,
das Ernten der Früchte, das Melken, das Mist-
vertragen und vieles andere gestaltet sich doch heute
in den meisten Betrieben ähnlich wie vor Jahr-
zehnten, wenn nicht sogar vor Jahrhunderten. Die
Produktivität der bäuerlichen Arbeit ist dank der
landwirtschaftlichen Schulung und der Maschinen
gewachsen, aber viel weniger rasch als in der übrigen
Wirtschaft. So muss auch ein Konsumenten-
vertreter zugeben, dass es der Landwirtschaft oft
beim besten Willen nicht möglich ist, zu den
gleichen Preisen zu produzieren wie das Ausland.
Würde man die Landwirtschaft schutzlos der inter-
nationalen Konkurrenz preisgeben, so wäre eine
völlige Verelendung nicht abzuwenden.

Jeder Konsumentenvertreter ist sich allerdings
bewusst, dass steigende landwirtschaftliche Preise
automatisch den Lebensstandard der Konsumenten-
schaft herabsetzen. Trotzdem ist die Notwendigkeit
eines gerechten Ausgleichs zu bejahen. Man muss
das ständig steigende Volkseinkommen brüderlich
unter die verschiedenen Volksschichten verteilen.
Praktisch heisst das: eine gewisse Sicherung des
Absatzes muss da sein, und zwar zu Preisen, die den
rationell arbeitenden Landwirten einen angemes-
senen Lebensstandard ermöglichen. Wir müssen
bekennen, dass wir keinen ändern Ausweg sehen als
eine gewisse Mischung von •• staatlichem Inter-
ventionismus und freiem Wettbewerb. Aber es ist
beizufügen : Diese staatlichen Eingriffe dürfen nicht
zu weit,gehen. Es muss gesagt werden, dass auch
andere Volksschichten ihre Risiken und Unsicher-
heiten haben. Der Arbeitnehmer ist nicht vor Kün-
digung geschützt, der Unternehmer muss mit
Konjunktureinbrüchen, mit Absatznöten, mit der
Konkurrenz, mit Modewechseln usw. rechnen. Daher
darf auch der Schutz der Landwirtschaft nicht so
weit gehen, dass Selbsthilfewillen und Anpassungs-
bereitschaft an neue Bedürfnisse leiden.

Die Agrarpolitik der letzten Jahrzehnte in der
Schweiz hat immer wieder zu berechtigter Kritik
Anlass gegeben. Namentlich war der Spielraum des
freien Ermessens der Behörden oft zu gross. Das
gilt bis zu einem gewissen Grad auch für das vor-
liegende Agrargesetz. Wir hätten lieber gesehen,
wenn man klipp und klar gesagt hätte: ,,Das wird
gemacht und das wird nicht gemacht." Der Tren-
nungsstrich zwischen Erlaubtem und Verbotenem
hätte überall deutlicher gezogen werden müssen.

In der bisherigen Agrarpolitik war namentlich
das System der historischen Kontingente ein grosser
Fehler. Diese Kontingente führten zu dem, was die
Bauernschaft sonst bekämpft: zu grossen, mühelos
und risikolos erzielten Gewinnen beim Verkauf
landwirtschaftlicher Produkte. Dieses verfehlte
System ist heute noch nicht überwunden. So war
noch dieses Jahr im Januar und Februar bei der
Festsetzung der Blumenkohl-Einfuhrkontingente
die Einfuhr von 1939 mit massge'behd. Wer 1939
Blumenkohl einführte, konnte, ohne einen Streich
zu arbeiten, seine Einfuhrberechtigung für teures
Geld verkaufen; ohne eine Leistung für die All-
gemeinheit konnten gewisse Kreise auch via Käse-
union herrlich und in Freuden leben. Aber alle diese
Gewinne nützen dem Schweizer Bauern meist keinen
Deut, und die Konsumenten haben die Zeche zu
bezahlen.
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Man sollte so rasch wie möglich mit dem System
der historischen Kontingente Schluss machen. Es
ist bedauerlich, dass erst in neuester Zeit die zu-
ständigen Einfuhrbehörden gegenüber dem un-
verfälschten Leistungssystem eine kleinere Zurück-
haltung zeigen. Es soll nur der einführen können,
der sich über entsprechende Leistungen gegenüber
dem Schweizer Bauern ausweist, und zwar sollte
beim ersten Kilogramm Kirschen und Erdbeeren,
das ins Land gebracht wird, das Leistungssystem
zu spielen beginnen. Wir wissen wohl, wo der Wider-
stand liegt; er ist bei den Firmen zu finden, die nur
einführen wollen, die sich nur dem finanziell inter-
essanten Importgeschäft widmen und es ver-
schmähen, das weniger interessante Geschäft der
Verwertung einheimischer landwirtschaftlicher Pro-
dukte an die Hand zu nehmen. So müssen wir fest-
stellen, dass sich die Schutzpolitik zugunsten der
Bauernschaft in Tat und Wahrheit sehr häufig als
eine Schutzpolitik zugunsten gewisser Handelskreise
entpuppt. Wir empfinden es als nicht richtig, wenn
an einem Wagen Importäpfel oder Importblumen-
kohl 800, 1000 oder 1500 Franken verdient werden,
ohne dass damit das geringste Risiko oder Arbeit
verbunden gewesen wäre. Grosshandelsgewinne bis
zu 30% bei der Einfuhr, zum Beispiel von Kopf-
salat, sind aus der neuesten Zeit ohne weiteres
nachzuweisen. Grossverteiler müssen, wenn sie ihre
Kunden richtig bedienen wollen, von den import-
berechtigten Firmen eben diese Kontingente mit
dieser Verteuerung abnehmen und sind dann ge-
zwungen, contre cœur diese Margen zu überwälzen
auf die Konsumenten. Ich glaube, dass diese Ver-
hältnisse die Landwirtschaftspolitik in weiten
Kreisen diskreditiert haben. Wegen dieser Miss-
stände sind weite Kreise, die einem legitimen
Schutz des Bauern durchaus gewogen wären, zu
grundsätzlichen Gegnern der Berner Agrarpolitik
geworden.

Die Abnahmegarantien gegenüber der Land-
wirtschaft sollten nie unbeschränkt und unbefristet
gegeben werden. Das Volk wird schwerlich ein
Landwirtschaftsgesetz durchgehen lassen, das nicht
klar und eindeutig zum Beispiel das Recht des
Konsumenten auf Abwechslung bei den Früchten
schützt. Gerade die Südfrüchte als Vitaminträger
haben einen grossen gesundheitlichen Wert. Man
sollte die Konsumfreiheit niemals so einengen, dass
das Volk in eine Abwehrstellung hineingerät, die
dann auch jenen Massnahmen gefährlich wird, die
aus dem Allgemeininteresse nur warm befürwortet
werden können. Wenn wir unumschränkte Abnahme-
garantien geben, also keinerlei Anpassung an die
Konsumentenwünsche mehr zulassen wollten, dann
könnte zum Beispiel ein Zustand entstehen, wo
wir so viel Äpfel — gute Äpfel übrigens - so viel
Birnen, so viel Zwetschgen, so viel Kirschen, so viel
Kohl und Kabis bekämen, dass überhaupt in
keinem Zeitpunkt mehr •—-namentlichin Anbetracht
der Kühlhäuser — Orangen, Mandarinen, Bananen,
Blumenkohl usw. hereingelassen werden könnten,
ohne den Absatz der einheimischen Konkurrenz-
produkte zu gefährden. Ich möchte sagen: Ein
Anspruch des Schweizer Konsumenten auf Süd-
früchte — hier liegt ja eine der umstrittensten
Fragen — muss anerkannt werden. Ein solcher An-
spruch ist ja von einsichtigen Baüernvertretern

auch immer zugestanden worden. Es muss nament-
lich eine Agrarpolitik betrieben werden, die trotz
aller Staatsintervention einen Anreiz lässt, das zu
produzieren, was von den Leuten auf dem schweize-
rischen Markte gewünscht wird. Es führt zu unglaub-
lichen Abwehrreaktionen, wenn man den Leuten
zum Beispiel vorschreiben'wollte, immer nur Kohl
und Kabis zu konsumieren und auf den Blumenkohl
zu verzichten. Der Bogen darf nicht überspannt
werden, sonst könnte es so gehen wie bei der ATO !
Jede Importdrosselung schmälert automatisch auch
die Transferbasis unseres Exportes.

Ich möchte zum Schluss feststellen, dass auch
für unsere Fraktion das Landwirtschaftsgesetz im
grossen und ganzen dennoch akzeptabel ist. Die
Grenze des Annehmbaren dürfte aber speziell bei
Art. 22 überschritten worden sein. Unsere Bedenken
sind hier noch weit grösser als diejenigen, die der
Herr Kommissionsreferent zum Ausdruck gebracht
hat. Hier haben wir wirklich schwere Bedenken.
Die mengenmässige Beschränkung der Einfuhr bei
nicht gleichartigen Produkten geht ausserordentlich
weit. Und wenn man hier in der praktischen Hand-
habung nicht sehr, sehr vorsichtig ist, so wird ein
grösser Widerstand bei breitesten Volksschichten
wach werden. Auch Art. 22, l B, ruft Bedenken.
Wir möchten hier warnen vor diesen Überzöllen.
Sie verstossen bis zu einem gewissen Grade auch
gegen die Verfassungsbestimmungen hinsichtlich der
Zölle. Es handelt sich hier oft um lebenswichtige
Lebensmittel, die nach der Verfassung massig zu
taxieren sind, was bei den Überzöllen nicht der
Fall ist.

Das allerwichtigste Mittel zum Schütze der
Landwirtschaft sehen wir im Leistungssystem. Das
Leistungssystem hat den enormen Vorteil, dass es
im Gegensatz zu den historischen Kontingenten die
Ware verhältnismässig wenig verteuert. Was noch
entscheidender ist - das Leistungssystem verstösst
nicht gegeri die Rechtsgleichheit. Wer der schweize-
rischen Landwirtschaft so und so viel abnimmt, der
soll - ob er Hans oder Heiri heisst — das Recht
haben, einzuführen. Wer das unrentable Geschäft
mit der Inlandproduktion aber verschmäht, soll
auch keinen oder nur einen sehr beschränkten An-
spruch haben auf Einfuhrkontingente.

Zum Schluss wäre noch ein Wunsch an die land-
wirtschaftlichen Verbände und Organisationen zu
richten. Es wäre der Wunsch, die landwirtschaft-
lichen Organisationen möchten bisweilen etwas
vertrauensvoller mit den grossen Konsumenten-
organisationen des Landes zusammenarbeiten. Zwi-
schen dem kärglichen Einkommen des Kleinbauern
einerseits und dem Verdienst des Handels anderseits
besteht noch häufig ein stossender Gegensatz. Der
Bauer versteht es mit Recht nicht, wenn der
Händler an seinen Produkten manchmal soviel ver-
dient wie derjenige, der die Frucht hervorgebracht
hat. Es muss einmal gesagt werden, dass es vielfach
die schweizerischen Konsumentenvertreter in den
Fachausschüssen waren, die freiwillig und gerne auf
Importe verzichtet haben, wenn sie sahen, dass mit
dieser Geste der Landwirtschaft ein bedeutender
Dienst geleistet werden kann. Eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit mit den Konsumentenorganisa-
tionen hat sich immer gelohnt ; die Ziele beider
Gruppen in diesem Punkte sind ja auch die gleichen.
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Übersetzte Handelsmargeh schädigen nämlich nicht
nur die Konsumenten, sondern ebensosehr den
Bauern, und wer es fertigbringt, durch technische
Bessergestaltung der Absatzorganisation bei den
landwirtschaftlichen Produkten mit minimalen Ver-
teilerkosten auszukommen, der fühlt sich in der
glücklichen Lage, beiden das zu geben, was recht
und billig ist: dem Landwirt den anständigen Preis
und dem Konsumenten das wohlfeile Produkt,
damit das Einkommen der breitesten Schichten
einen möglichst guten Lebensstandard zulässt.

Müller-Ölten: Der hervorragende Agrarpolitiker,
Prof. Julius Landmann, hat im Jahre 1928 über die
Agrarpolitik des schweizerischen Industriestaates
eine ausserordentlich interessante Abhandlung mit
grosser Dokumentation geschrieben. Die Botschaft
des Bundesrates zum Agrargesetz ist ein Pendant
dazu. Die Dokumentation in dieser Botschaft ist
tatsächlich eine Fundgrube für jeden Politiker.
Prof. Landmann hat damals schon auf die nötige
Agrargesetzgebung hingewiesen. Sein Hauptargu-
ment lag auf der Sicherung durch Agrarschutzzölle.
Dieses Mittel, wohl das erste und beste, würde aber
allein nicht genügend zur Sicherung beitragen, da
sich bei der zwischenstaatlichen Regelung Wirkung
und Gegenwirkung teilweise neutralisieren. Er
sagte: „Die Tatsache, dass der Landwirt in der
Schweiz typischerweise Klein- oder Mittelbauer ist,
lässt die Förderung der Landwirtschaft und Mass-
nahmen des Agrargesetzes zugleich als ein Stück
Sozialpolitik erscheinen und schafft eine politische
Atmosphäre, in welcher sich die Grosszahl unserer
Mitbürger den Forderungen agrarpfleglicher Mass-
nahmen kaum entziehen können." Daraus zieht
Herr Prof. Landmann den Schluss: „Agrarschutz
kann zu einem guten Teil an einen gewissen poli-
tischen Idealismus des Städters appellieren, das
Bewusstsein, dass diese bäuerliche Landwirtschaft
mit zu den demokratischen Institutionen des
Landes gehört, ja einer der wesentlichen Träger
dieser Institution ist und deshalb erhalten werden
muss, auch dann, wenn dies der städtischen Be-
völkerung einige Opfer auferlegen sollte."

Bei den gegebenen Verhältnissen ist das auch
ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit. Der Ausbau
einer agrarrechtlichen Regelung ist eines der wich-

• tigsten Mittel zur Lösung der sozialen Frage. Die
Agrarpolitik muss endlich aus der Unzulänglichkeit
der herkömmlichen, blossen Sozialpolitik heraus-
geführt werden in das Gebiet der gesetzgeberischen
Realisierung und einer konstruktiven Agrarhilfe.
Mit blossen Palliativmitteln ist auf die Dauer nicht
auszukommen. In diesem Sinne muss bei der Be-
handlung der Vorlage das Wohlwollen der nicht-
landwirtschaftlichen Bevölkerung angesucht wer-
den, und das insbesondere in den wirtschaftlichen
Fragen, denn diese sind ja entscheidend darüber,
ob auch die Landwirtschaft Anteil nimmt an der
allgemeinen Besserstellung der verschiedenen Wirt-
schaftsgruppen. Die heutige Einkommensverteilung
auf die einzelnen Gruppen ist eine Mahnung, auch
der Landwirtschaft gerecht zu werden.

Nur eine intensive Landwirtschaft kann in Be-
tracht kommen. Diese Intensität ist in der Kriegs-
zeit unsere Rettung, unsere wirtschaftliche Sicher-
heit. Sie ist aber auch im Frieden das grosse Pro-

blem, das wir meistern müssen; ihm gilt der wirt-
schaftliche Teil des Landwirtschaftsgesetzes. Ei-
weissbedarf, Fettbedarf, Kohlehydratbedarf müssen
sonnvoll berücksichtigt werden durch Preisparität
und Absatzmöglichkeiten. Wer Zweifel hat, ob die
vermehrten Leistungen und Erträge nicht zu teuer
bezahlt werden, der verkennt die Bedeutung der
Landwirtschaft gerade im Industriestaat als wirt-
schaftliche Grundlage im Krieg und im Frieden, auch
als militar- und bevölkerungspolitischem Faktor.

Die Ansicht von Prof. Laur ist verständlich.
Wenn die Erhaltung einer schweizerischen Schweiz
mehr wert ist als vielleicht eine dicht bevölkerte,
aber internationale Schweiz, der muss verlangen,
dass alles für die Erhaltung des schweizerischen
Bauernstandes getan wird, auch wenn deshalb
Milch, Obst, Fleisch, auch etwas teurer bezahlt
werden. Anderseits ist auch der Bauer bereit, gegen-
über Industrie und Gewerbe einen höheren Preis
auszulegen. Ich erinnere an die Traktoren.

Wenn in der Vorlage die GGF, die Butyra, die
Käseunion, nicht genannt werden — ich begrüsse
das — so ist doch klar, dass solche oder ähnliche
Institutionen bei der Regelung von Überproduktion
oder auch zur Verhinderung einer solchen nötig sind.
Es müssen Organe da sein, die Produktion, Handel
und Verbrauch umfassen und der staatlichen Kon-
trolle unterstellt sind. Eine absolut dauernde
Sicherheit mit .Einkommensgarantie für eine Wirt-
schaftsgruppe gibt es, mit Ausnahme vielleicht der
Staatsangestellten, nicht. Aber es muss doch die
Sicherung des landwirtschaftlichen Lebensraumes
durch eine Preispolitik angestrebt werden, die den
in der Landwirtschaft tätigen Arbeitskräften die
Erzielung eines im Vergleich zu Einkommen und
Lebenshaltung der übrigen Volkskreise angemes-
senes Realeinkommen ermöglicht und dadurch der
Landflucht vorbeugt. Das Ziel aller Gutgesinnten
deckt sich sicher mit dieser Forderung, aber man
muss auch die Mittel bewilligen. Ich glaube, gerade
die neue Fassung von Art. 22bis sei geeignet, dies
zu erreichen. Für denjenigen, der in diesen Fragen
nicht sachverständig ist, ist es ja nicht leicht, die
Dinge in ihrer Gesamtheit zu übersehen und die
kausalen Zusammenhänge der Tatsachen zu er-
fassen. Wer sich in diese Materie vertieft, wird zur
Einsicht gelangen, dass der bundesrätliche Entwurf,
wie er aus den Beratungen der Expertenkommission
herausgewachsen ist, eine wohl abgewogene Lösung
des schwierigen Problems darstellt. Die aktiven
Zielsetzungen des Entwurfes sind gesund und
werden mit Mitteln zu verwirklichen gesucht, die
mit den obersten Grundsätzen unseres demokra-
tischen Rechtsstaates in Einklang stehen. Eine or-
ganische Einordnung der landwirtschaftlichen Be-
lange in das Werk der Gesamtheit auf Grund ver-
nünftiger Einsicht lässt sich mit unseren demokra-
tischen Anschauungen sehr wohl vereinbaren und
ist auch ohne Bürokratismus möglich.

Der Entwurf enthält freilich, wie schon ange-
deutet wurde, einige Ermessensbestimmungen. Dass
das Normative immer mehr der „Massnahme"
weichen muss, ist zu bedauern, aber im Wirtschafts-
recht ist das unvermeidlich und hängt mit dem
sozialen Gestaltungswandel unserer Zeit zusammen.

Wir haben eine landwirtschaftliche paritätische
Sachverständigenkommission vorgesehen. Es ist
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•wichtig, dass die verwickelten Fragen der Preis-
bildung durch eine solche Kommission begutachtet
werden. Die staatliche Autorität muss eingesetzt
werden für Vernunftbeschlüsse gegenüber even-
tuellen Machtbeschlüssen. Die vorgesehene Land-
wirtschaftskommission als Schlichtungsinstanz ent-
spricht, in Verbindung mit den Fachausschüssen der
Idee der Verständigung. Sie ist zweifellos dazu be-
rufen, eine wichtige Mission zu erfüllen. Wir haben
über die Zahl der Mitglieder der paritätischen Kom-
mission abgestimmt. Es waren 21 oder 25 Mitglieder
vorgeschlagen. Wir haben sie auf 15 festgelegt, wie
der Bundesrat es vorgesehen hatte. Ich würde es
sogar begrüssen, wenn die Zahl noch kleiner wäre.
Dann würde die Kommission beweglicher. Darin
wären trotzdem Handel, Produktion und Konsu-
menten entsprechend vertreten.

Schwierigkeiten werden wir vielleicht morgen
bei Art. 22bis haben. Es wird das Wort „gleich-
artig" auszulegen sein. Ich möchte sagen: Man soll
den Rahmen nicht zu weit, aber auch nicht zu eng
ziehen. Man soll die Sache ungefähr im Rahmen
halten, wie es die Botschaft ausdrückt. Dazu soll
man den Verstand gebrauchen. Man hat von Gleich-
heit gesprochen. Vollständige Gleichheit in jeder
Hinsicht heisst Identität. Aber dieser Ausdruck
wäre wohl zu eng. Ich möchte mich nicht, wie schon

• in der Expertenkommission, zu lange über das Wort
,,Gleichartigkeit" streiten, damit wir nicht etwa
wiederholen, was in der Weltgeschichte auch schon
geschehen ist. Auf dem Konzil zu Nizäa, im Jahre
325, entstand ein Streit zwischen orientalischem
Starrsinn und griechischem Sophismus über die
zwei Wörter Homousios und Homoisios. Das eine
heisst gleich und das andere heisst ähnlich. Das
Konzil wurde in drei Wochen nicht fertig mit dieser
Frage.

Dann möchte ich auch daran erinnern, dass wir
das demokratische Prinzip nicht verlassen dürfen.
Ich werde deshalb auch in der Detailberatung gerade
bei den Meliorationen darauf hinweisen und einen
Minderheitsantrag begründen. Ohne ein Mindest-
mass von staatlicher Intervention lassen sich die
agrarpolitischen Postulate nicht verwirklichen. Ich
sagte bereits: Man kann nicht gleichzeitig die Ziele
bejahen und die Mittel, die zu ihrer Erreichung not-
wendig sind, versagen.

Der Entwurf strebt eine möglichst freiheitliche
Lösung an und sieht Lenkungsmassnahmen nur so-
weit vor, als sie unumgänglich sind. Auf der Basis
einer vernünftigen Einsicht kann die Freiheit auch
in einer gelenkten Landwirtschaft gewahrt werden:
vorab durch möglichst klare Umschreibung des
Masses und des Zieles der Wettbewerbsregelung und
der gesetzlich zulässigen Mittel, bei aller gebotenen
Rücksichtnahme auf die nötige Elastizität und An-
passungsfähigkeit an die wirtschaftliche Lage.
Rechtspolitisch entspricht der Entwurf den Postu-
laten, für deren Verwirklichung die Katholisch-
konservative Partei sich immer eingesetzt hatte. Sie
kann deshalb auch mit Überzeugung auf die Be-
ratung des Entwurfes eintreten.

Stähli: Gestatten Sie mir, im Narneii der Bauern-,
Gewerbe- und Bürgerfraktion einige Bemerkungen
zur Eintretensfrage. Im Jahre 1765 hat ein waadt-
ländischer Pfarrer eine Arbeit, über die Hebung der

Landwirtschaft yerfasst, die von der Ökonomischen
Gesellschaft des Kantons Bern in Druck gegeben
wurde. In dieser Arbeit finde ich folgenden Passus :
„Alle Regierungen, die den Wohlstand ihres Volkes
zu Herzen nehmen, sollen über die verschiedenen
Klassen ihrer Untertanen wachen und darnach
trachten, das Verhältnis derselben untereinander
wohl einzurichten." Das ist die Aufgabe, die wir mit
dem neuen Landwirtschaftsgesetz beinahe 200 Jahre
später anstreben. Das bisherige Landwirtschafts-
gesetz vom Jahre 1893 ist in einer ausgesprochenen
Notlage entstanden. Seinem Wesen nach war es ein
Subventionsgesetz. Dem föderalistischen Ausbau der
Schweiz gemäss waren die Kantone die Träger der
Förderung der Landwirtschaft. Ihre Tätigkeit
wurde durch Bundesbeiträge angeregt. Die Lei-
stungen des Bundes wiederum waren an ent-
sprechende Aufwendungen der Kantone geknüpft.
Dabei waren die Bundessubventionen nach oben
begrenzt. Dieses Gesetz wurde im Jahre 1929 revi-
diert im Sinne vermehrter Rücksichtnahme auf die
Berggebiete, aber auch in bezug auf die Erteilung
dei1 Kompetenz an den Bundesrat, weitere Zweige
der Landwirtschaft zu fördern. Man hat somit die
finanzschwachen Gebiete in vermehrtem Masse be-
rücksichtigt. Das Landwirtschaftsgesetz hat auf
dem Gebiet des Bildungswesens und in der Förde-
rung der landwirtschaftlichen Technik ganz sicher
grosse Erfolge erzielt. Heute ist es überholt und
muss ersetzt werden.

Welches sind die neuen Ziele ? Im Jahre 1938,
nach langer Krise, die sich in der Landwirtschaft
besonders im mangelnden Absatz der Milchprodukte
und des Zuchtviehs äusserte, setzte der Bundesrat
eine grosse Expertenkommission ein, damit sie die
allgemeinen Gesichtspunkte unserer Agrarpolitik für
die Zukunft festlege. Damals wurden folgende drei
Ziele aufgestellt:

1. Vermehrte Anpassung der Produktion an den
Landesbedarf; 2. Erzielung von auskömmlichen,
möglichst stabilen Preisen für die landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse ; 3. Einflussnahme auf die Güter-
preise und die hypothekarische Verschuldung.

Inzwischen ist die Belastungsgrenze für Hypo-
theken im Gesetz über die landwirtschaftliche Ent-
schuldung verankert worden. Die Bekämpfung der
Bodenspekulation ist Aufgabe des kommenden
neuen Bodenrechtes. Diese drei Ziele waren mit den
bisherigen gesetzlichen Grundlagen nicht zu er-
reichen. Das neue Gesetz soll somit eine Lücke
schliessen, die bisher stets als unangenehm empfun-
den wurde.

Welches sind die Hauptaufgaben der neuen Vor-
lage? Zunächst bedeutet sie eine Angleichung des
bisherigen Gesetzes an die neuen Bedürfnisse. Dabei
wird auf die bisherige Entwicklung Rücksicht ge-
nommen. In einem besonderen Abschnitt enthält sie
verschiedene wirtschaftliche Bestimmungen. Damit
betreten wir mit unserer Gesetzgebung Neuland.
Immerhin kann man sich auf die Erfahrungen
stützen, die mit den Vollmachtenbeschlüssen gemacht
wurden.

Es ist gesagt worden, dass geheime und offene
Gegner die Vorlage bekämpfen. Nach dem Er-
scheinen des ersten Entwurfes im Jahre 1948 setzte
in einem Teil der Presse eine heftige Kritik ein.
Nach diesen Stimmen erteilte die Vorlage zuviele
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Ermächtgiungen an den Bundesrat und sie enthielt
ungenaue Formulierungen, die zu Misstrauen führ-
ten. Im Vorort des Schweizerischen Handels- und
Industrievereins ist die Fassung des Art. 22 nach
Vorschlag des Bundesrates als untragbar bezeichnet
worden. Andere Kritiken gingen noch weiter. Herr
Clavadetscher hat Ihnen von einem Handelsblatt
berichtet, in dem von der teuren „Landwirtschaft"
gesprochen wird.

Um kein Missv^erständnis aufkommen zu lassen,
möchte auch ich mit Freuden festhalten, dass die
nationalrätliche Kommission die ganze Vorlage von
hoher Warte aus behandelt hat. Nicht nur das.
Sie hat sich bemüht, Lösungen zu suchen, die für
alle Gruppen des Schweizervolkes tragbar sind. Da
immer wieder in einzelnen Zeitschriften die Not-
wendigkeit und das Mass des Schutzes der Land-
wirtschaft in Zweifel gezogen wird, darf ich mich
mit diesem Gedanken etwas auseinandersetzen. Ich
werde sehr kurz sein, nachdem der Herr Kommis-
sionspräsident ja gerade diesen Gesichtspunkt
ausserordentlich gut und geschickt beleuchtet hat.
Einmal muss festgehalten werden, dass kaum ein
anderer Beruf wie der des Bauern sich so mit der
Natur auseinandersetzen muss. Unser Klima ist
durch grosse Unbeständigkeit bekannt. Von Jahr
zu Jahr, von Monat zu Monat zeigt die Witterung
die grössten Schwankungen; Frost, Hagel, Seuche
können unerwartet enorme Schäden verursachen.
Das beeinflusst den Aufwand für verschiedene Kul-
turen und die Erträge in Quantität und Qualität.
Das ist entscheidend für das bäuerliche Einkommen.

Durch den Übergang von der Hauswirtschaft zur
Marktproduktion ergeben sich neue Schwierig-
keiten bei der Verwertung der Produkte durch die
Schwankung der Preise. Ich erwähne als Beispiel
die Kartoffelverwertung von 1948 und den Gemüse-
und Obstabsatz von 1950. Ich las damals einen
Artikel mit dem Titel: „Der Fluch einer grossen
Ernte". Das ist wohl eine Übertreibung, die aber
bei der Schwierigkeit des Ahsatzes und bei den
Schleuderpreisen infolge sehr grosser Importe ver-
ständlich erscheint^

Es ist bereits angetönt worden, dass der frühere
Schutz der Entfernung nicht mehr besteht. Heute
ist es möglich, Konkurrenzprodukte der Landwirt-
schaft aus der ganzen Welt zu beziehen. Es kommen
Wirtschaften mit ganz ungleichem Preisniveau in
direkte Berührung. Industrieländer wie die Schweiz
haben hohe Produktionskosten. Die Sicherung des
Absatzes ist für den Bauern ein Element der Sta-
bilität. In der Vorlage wird der Landwirtschaft als
Nährstand, als Gruppe der Landesversorgung im
Rahmen unserer Volkswirtschaft eine Sonderstel-
lung eingeräumt. Wirtschaftlich betrachtet ist diese
Stellung gerechtfertigt.

Die Vorlage hat aber noch eine andere Seite. Ich
denke an die Landesversorgung bei gestörter Zu-
fuhr. In den Weltkriegen 191/418 und 1939/45
wären die Zufuhren mehrere Jahre gestört. Wir
mussten aus dem eigenen Land leben. Das erfor-
derte eine Umstellung in der landwirtschaftlichen
Produktion, und die Ländesbehörden stellten stren-
ge Bedingungen für die Ablieferung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse auf. Im letzten Weltkrieg
wurde die Ackerfläche von 200 000 auf 365 000 ha
erweitert. Darin gipfelte unser Kampf gegen Hunger,

und dieser Kampf wurde mit Erfolg geführt, nach-
dem man weitherum in Europa Hunger litt und
viele Menschen elend zugrunde gingen. Die Durch-
führung dieser Massnahmen bedeutete einen unge-
wöhnlichen Eingriff der Behörden in die Freiheit
des einzelnen Bauern. Der hinterste Bauernbetrieb
wurde von der Umstellung erfasst und musste mit-
machen. Die Umstellungen waren im einzelnen Be-
trieb oft schwerwiegend. Aber erst dadurch wur-
den die Voraussetzungen geschaffen, um die Land-
wirtschaft ganz in den Dienst der Volksernährung
zu stellen. Aber nicht nur das. Der Bundesrat ver-
ordnete die Ablieferungspflicht der Erzeugnisse zu
Höchstpreisen, und in jener ernsten Zeit hat unser
Bauernstand die Verpflichtungen gegenüber der
Gesamtheit des Volkes erfüllt. Dabei ermahnte
man damals die Bauern von höchster Stelle, nicht
zu überfordern und die Lage nicht auszunützen. So
blieben die Produktenpreise im letzten Krieg teil-
weise sogar tiefer als in den Jahren 1918/20. Vom
Bundesrat und den eidgenössischen Räten wurde
auf die Nachkriegszeit verwiesen. Man hat für die
Nachkriegszeit eine Ackerfläche von 300 000 Hekt-
aren in Aussicht genommen. Man versprach dem
Bauern für später, seine Existenz angemessen zu
sichern, und nun ist heute der Zeitpunkt da, wo der
fällige Wechsel eingelöst werden muss.

Alle Industriestaaten haben sich heute mit der
Stellung ihrer Landwirtschaft im Rahmen der
Gesamtwirtschaft auseinanderzusetzen. Die Hebung
des Lebensstandards eines Teils der Bevölkerung
erfasst automatisch auch den Bauernstand, und.
wenn man nicht Schritt halten kann, wenn keine
Angleichung kommt, erfolgt die Abwanderung, wie
das von verschiedenen Rednern betont wurde.

In einem demokratischen Land wie die Schweiz
mit ausgesprochener Verflechtung von Industrie
und Landwirtschaft ist das viel mehr der Fall als
im Ausland. Für die Vergleiche greife ich 3 Staaten
heraus, in denen die Industrie dominiert oder eine
hervorragende Stellung einnimmt. Es sind dies
England, Belgien und Schweden. In England, der
Wiege des Freihandels, wird die Ausdehnung des
Ackerbaus seit 1920 gewaltig gefördert. Damals hat
der Anbau der Zuckerrübe begonnen. Heute ist
diese Kultur auf 175 000 Hektaren angewachsen.
Vor Ende des Weltkrieges hat Churchill verkündet,
dass das, was in der Landesversorgung im Kriege
erreicht wurde, in der Nachkriegszeit erhalten wer-
den soll. 1947 hat das englische Parlament ein neues
Landwirtschaftsgesetz geschaffen. Gestützt darauf
werden für die wichtigsten Produkte Minimalpreise
einerseits und Anbauprämien anderseits festgesetzt.
Durch besondere Massnahmen zur Marktregelung,
teilweise mit staatlichen Beiträgen, wird das Preis-
gefüge sichergestellt. Diese Minimalpreise werden
1-2 Jahre zum voraus bestimmt. Dadurch ist unter
Berücksichtigung der Produktionskosten der land-
wirtschaftliche Arbeitsverdienst dem allgemeinen
Einkommensniveau angeglichen worden.

Belgien. Dieses Land ist industriell noch stärker
durchsetzt als die Schweiz. Daher ist der Anteil
der Landwirtschaft kleiner als bei uns. Dennoch
bestehen staatliche Massnahmen zur Förderung des
Ackerbaus. Im Vordergrund steht auch dort die
Entwicklung des Zuckerrübenbaues. Der Import
landwirtschaftlicher Produkte wird mengenmässig
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kontrolliert und nimmt Rücksicht auf die inlän-
dische Produktion. Die Preise werden durch öffent-
liche Mittel des Staates gestützt. Ich habe hier vor
mir einen Auszug aus einem Verwaltungsakt des
belgischen Staates. Gestatten Sie mir, das vorzu-
lesen: „Les frais élevés de la production rendent
l'agriculture belge partiellement particulièrement
vulnérable à la concurrence des importations. Aussi,
le gouvernement a-t-il cherché à protéger sérieuse--
ment cette industrie par des mesures directes et
indirectes, telles que la politique de sanction des
prix et la contrôle sévère des importations".

Auch Schweden verfolgt die Hochhaltung der
inländischen landwirtschaftlichen Produktion mit
dem Ziel, die Landesversorgung unter allen Um-
ständen sicherzustellen. Dabei werden dem Bauern
feste Preise zugesichert. Auch dort herrscht eine
ausgesprochene Marktregelung, die durch halb-
staatliche Organisationen durchgeführt wird. Auch
aus Massnahmen Schwedeiis darf ich Ihnen wenige
Sätze vorlesen:

„Mise à part l'importance croissante de l'agri-
culture, l'essor agricole résulte principalement de
la politique des prix. Cette politique répondait en
partie à la nécessité de rendre le pays indépendant
en matière de produits alimentaires et en partie au
désir de remédier à la pénurie de main d'œuvre
agricole. Elle a été conçue de manière à assurer aux
propriétaires d'exploitations familiales un revenu
comparable à celui des citadins."

Sie sehen daraus, dass die gleichen Probleme,
die in unserem Landwirtschaftsgesetz enthalten sind,
auch anderswo einer Lösung harren oder bereits
gelöst sind.

Ich darf kurz auf das Votum des Herrn Münz
zurückkommen. Er hat die Kontingente kritisiert.
Ich bin mit ihm einverstanden, muss Sie aber darauf
aufmerksam machen, dass in Art. 23ter, Al. 3, eine
periodische Neuordnung dieser Kontingente vor-
gesehen ist, wobei man den Bedürfnissen der Wirt-
schaftsentwicklung Rechnung tragen soll. Im wei-
tern muss ich ihm sagen, dass in der Landwirtschaft
die Natur eine wichtige Rolle spielt. Die Anpassung
an den Markt ist eine Pflicht. Sie ist im Gesetzes-
entwurf vorgesehen. Aber restlos ist das Ziel wegen
der Ungleichheit der Ernten nicht möglich, zwischen
Produktion und Absatz absolute Harmonie zu er-
zielen. — Endlich hat er gesagt: „Bei der Anwendung
von Art. 21 bis sollten nicht zu grosse Überzölle
geschaffen werden." Soviel ich weiss, sollen die
Überzölle unter anderem dazu beitragen, dass die
Importgewinne nicht zu gross werden. Das ist gerade
das, was Herr Münz der Kritik unterstellt hat. — Im
übrigen bin ich einverstanden mit seinen Aus-
führungen betreffend das Leistungssystem.

Der Bauer ist kein Freund von Staatseingriffeii.
Selbst wenn er ohne Schutz nicht mehr auskommt,
denkt er an die Freiheit. Den Mittelweg zu finden
zwischen Schutz mit behördlichen Eingriffen und
Freiheit, das war immmer schweizerische Staats-
kunst. Deshalb sind Eingriffe des Staates in der
Vorlage auch erst dann vorgesehen, wenn die Mög-
lichkeiten der Selbsthilfe ausgeschöpft sind.

Somit wird unsere Vorlage nicht etwa der Aus-
druck der Erfüllung aller Wünsche des Bauernstan-
des sein. Sie ist ein Werk der Verständigung. Über-
dies bringt das Gesetz der Landwirtschaft nicht

nur Schutz. Der Bauer hat mit einer Reihe von
Pflichten zu rechnen, und mancher Landwirt wird
mit sauersüsser Miene von den Lasten Kenntnis
nehmen, die der Anbau im Krieg und im Frieden,
die Durchführung der Selbstversorgung und die
Mitarbeit der Organisationen bei der Überschuss-
verwertung betreffen.

Ich möchte schliessen, indem ich sage : Die Vor-
lage ist kein Ruhekissen. Der Schutz des Gesetzes
wird im günstigsten Fall so sein, dass eine tüchtige,
arbeitsame Bauernfamilie auf ihrem Betrieb auch in
Zukunft eine angemessene Existenz findet.

Im Namen der einstimmigen Fraktion, der ich
angehöre, beantrage ich Ihnen Eintreten.

Schuler: Ich möchte zum vorliegenden Entwurf
eines Landwirtschaftsgesetzes nur einige grund-
sätzliche Bemerkungen machen.

Ich werde für Eintreten auf die Vorlage stimmen,
obwohl ich der Ansicht bin, dass diese der speziellen
Lage der Bergbauern nicht genügend Rechnung
trägt.

Bekanntlich ist es eine Eigenheit der schweize-
rischen Landwirtschaft, dass sie sich in viel stärke-
rem Masse für den Absatz ihrer Produkte auf dem
Inlandmarkt als für den Export interessiert. Es ist
dies sehr begreiflich, denn beim Export sind wir
nicht so leicht in der Lage, die Preise durch staatli-
che Massnahmen zu beeinflussen, wie dies im Inland
der Fall ist.

Nun ist aber speziell für unsere Bergbauern der
Viehexport eine Lebensnotwendigkeit. Beim Export
spielt bekanntlich neben der Qualität der Preis eine
ausschlaggebende Rolle. Und da unsere Preise, ent-
sprechend unseren Kosten, hoch sind, sollte bei uns
dem Problem der Kostensenkung in der Landwirt-
schaft mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden als
bisher. Ausländische Staaten, wie beispielsweise die
USA, Kanada, Dänemark und andere, tun dies seit
Jahren mit grossem Erfolg. Dabei bin ich mir der
Verschiedenheit der Verhältnisse in diesen Staaten
vollauf bewusst.

In der vorliegenden Vorlage wird von einer Stüt-
zung der inländischen Preise für landwirtschaftliche
Produkte gesprochen, während Massnahmen zur
Förderung der für den Export so wichtigen Kosten-
senkung kaum erwähnt werden. Dies empfinde ich
als eine Lücke in der Vorlage. Man wird mir ent-
gegenhalten, die Kostensenkung müsse durch Ratio-
nalisierung und Mechanisierung angestrebt werden.
Die Mechanisierung eines landwirtschaftlichen Be-
triebes aber setzt eine Mindestbetriebsgrösse voraus,
die von unseren Bergbauernbetrieben nur in den
seltensten Fällen erreicht wird. Und dann ist ; die
Mechanisierung eine sehr teure Angelegenheit. Für
Bergbauernbetriebe kommt die Anschaffung land-
wirtschaftlicher Maschinen höchstens auf genossen-
schaftlicher Basis in Frage. Aber auch so ist die
Anschaffung von Maschinen für unsere Bergbauern
noch eine grosse Belastung. Dies besonders, wenn
man bedenkt, wieviel grösser der Verschleiss an
Maschinen bei gemeinsamer Benützung ist als bei
Einzelbesitz. Hier hätte der Staat zum Beispiel
durch Subventionierung der Anschaffung solcher
Maschinen den Bergbauern helfen können, ihre
Produktionskosten etwas zu senken,
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Ich bedaure, dass im Entwurf nichts vorgesehen
ist, das den am Export ihres Viehs interessierten
Bauern auf diese oder jene Art ermöglicht hätte,
ihre Produktionskosten zu senken. Gewiss sind auch
die Bergbauern an einer Stützung der Inlandpreise
interessiert, doch spielt für sie neben der Milch-
produktion der Viehexport die ausschlaggebende
Rolle.

Schütnperli: Die sozialdemokratische Fraktion
hat mich beauftragt, ihre Zustimmung zum Ein-
treten auf den vorliegenden Gesetzesentwurf zum
Ausdruck zu bringen und unsere Haltung in aller
Kürze zu begründen.

1. Wir anerkennen, dass das Ziel des Gesetzes
im wohlverstandenen Interesse von Land und Volk
liegt. Dieses Ziel ist am konkretesten ausgedrückt
in Art. 27 der Vorlage, wonach die vorgesehenen
Massnahmen so anzuwenden sind, „dass für die ein-
heimischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse guter
Qualität im allgemeinen Preise erzielt werden kön-
nen, die die mittleren Produktionskosten rationell
geführter und zu normalen Bedingungen übernom-
mener landwirtschaftlicher Betriebe decken". Was
hier, für die Landwirtschaft verlangt wird, verlangen
mutatis mutandis auch wir. Das verlangt jeder Stand
für sich selber ebenfalls. Grundsätzlich müssen wir
und wollen wir darum das Gleiche auch den Bauern
zugestehen.

2. Die Mittel, die zur Erreichung des erstrebten
Zieles eingesetzt werden sollen, halten wir für zweck-
mässig. Sie entsprechen unserer seit jeher vertrete-
nen Anschauung. Man kann diese Mittel in zwei
wesentliche Gruppen zusammenfassen. Es handelt
sich im wesentlichen um eine planmässige Lenkung
der landwirtschaftlichen Produktion. Bei freier Aus-
wirkung der natürlichen klimatischen Verhältnisse
und der internationalen Konkurrenz ergäbe sich
mit Sicherheit eine höchst einseitige Verteilung der
verschiedenen Produktionsrichtungen innerhalb un-
serer Landwirtschaft. Das vorliegende Gesetz ist
gedacht als Grundlage zu einer bewussten Korrektur
dieser unerwünschten Entwicklung. Der Ackerbau
soll planmässig ausgedehnt und die Viehhaltung soll
ebenso gezügelt werden.

Zum zweiten handelt es sich um die Regulierung
der Einfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen.
Diese Einfuhr kann nach dem Gesetz unter be-
stimmten Voraussetzungen mengenmässig be-
schränkt oder mit zusätzlichen Zöllen belastet oder
mit der Verpflichtung zur Abnahme inländischer
Produkte verbunden werden. Dabei soll der Ge-
winn, der durch die Verteuerung ausländischer Pro-
dukte erzielt werden kann, grundsätzlich zur Ver-
billigung der einheimischen Erzeugnisse verwendet
werden. Es gehört wesentlich zur Charakterisierung
der geplanten Lenkung der landeseigenen Produk-
tion, dass sie, wo immer möglich, mit indirekten
Mitteln, das heisst möglichst freiheitlich erreicht
werden'soll. Das neue Programm für den Ackerbau,
die Anpassung der Tierbestände an "die eigene
Füttergrundlage, die Selbstversorgung mit betriebs-
eigenen Produkten, diese wirksamen Massnahmen
in der zukünftigen Produktionspolitik sollen vom
Bauern, wo immer möglich, durch eine Summe von
freiwilligen, individuellen Entschlüssen verwirklicht
werden. Der notwendige Anreiz dazu wird durch

zweierlei Massnahmen des Staates geschaffen:
einmal durch eine entsprechende Preispolitik und
sodann nach Art. 26 dadurch, dass der Bundesrat
die Abnahme landwirtschaftlicher Erzeugnisse durch
den Bund oder durch Verbände von der Befolgung
gewisser Richtlinien abhängig machen kann. Ich
wiederhole : wir halten diese teilweise Ersetzung der
bäuerlichen Wirtschaftsfreiheit, aber auch der Frei-
heit der Konsumenten durch Eingriffe des Staates
für richtig, zweckmässig, ja unumgänglich nötig zur
Erhaltung des schweizerischen Bauernstandes.

3. Die rechtlichen Grundlagen für das neue Ge-
setz sind durch die neuen Wirtschaftsartikel der
Bundesverfassung in einwandfreier Weise geregelt.
Darüber ist keine weitere Diskussion nötig. Es darf
immerhin mit Genugtuung festgehalten werden :
Gerade auf dem Gebiete der Förderung der Land-
wirtschaft musste so oft mit Notrechtsbeschlüssen,
mit feineren und gröberen Verfassungsritzungen
operiert und laboriert werden, dass die Erreichung
einwandfreier Rechtsverhältnisse als eine ganz er-
hebliche Entlastung des schweizerischen Verfas-
sungsgewissens zu verbuchen ist.

4. Als Vertreter von Bevölkerungskreisen, die
überwiegend aus Konsumenten landwirtschaftlicher
Erzeugnisse bestehen, sind wir zur Übernahme der-
jenigen Opfer bereit, welche zur Existenzsicherung
unserer kleinbetrieblichen und arbeitsintensiven
Landwirtschaft unumgänglich nötig sind. Auch dar-
über möchte ich nicht viel Worte verlieren. Am
besten sage ich das Notwendige im Anschluss an
einen Rat, den ich von einem hervorragenden eng-
lischen Parlamentarier gehört habe. Er sprach
damals vom Frieden und davon, dass jedermann
behaupte, er trete für die Erhaltung des Friedens
ein. „Fragen Sie dann den Bertreffenden", riet er:
„Sind Sie auch bereit, den Preis für den Frieden
zu bezahlen?" Diese Frage nach dem Preis stellt
sich auch hier. Nichts Wesentliches in der Welt ist
zu haben ohne die Aufbringung des entsprechenden
Preises, auch nicht die Existenzsicherung unserer
Landwirtschaft. Wer diese Sicherung wirklich will,
muss auch zur Entrichtung des notwendigen Preises
bereit sein, zu Opfern sowohl auf der Produzenten-
wie auch auf der Konsumentenseite.

Wir Sozialdemokraten sind bereit, dem Schwei-
zervolke und insbesondere der Arbeiterschaft ge-
wisse höhere Preise und bestimmte Einschränkungen
im Kaufe ausländischer Erzeugnisse zur Annahme
zu empfehlen, sowohl hier von der Tribüne des
Parlamentes aus, wie, wenn nötig, in einer Volks-
abstimmung, weil es ohne sie keine wirkliche Förde-
rung des schweizerischen Bauernstandes gibt. W7ir
tun das schliesslich aus jener Solidarität heraus,
welche das Herzstück unserer Gesinnung ausmacht.

5. Es ist jedoch selbstverständlich, dass die
Opferbereitschaft ihre Grenzen hat und an be-
stimmte Voraussetzungen gebunden ist. Glücklicher-
weise sind diese Voraussetzungen im vorliegenden
Gesetze selbst weitgehend erfüllt. Ich möchte die
drei wichtigsten anführen :

1. Voraussetzung: Die vorgesehenen Belastungen
der Konsumenten müssen mit aller denkbaren
Klarheit ausgedrückt sein und der Weg, auf dem sie
nötigenfalls Zustandekommen sollen, muss durch
einen einwandfreien demokratischen Charakter Ver-
trauen erwecken. Es ist nun festzustellen, dass
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Art. 22 in der ursprünglichen Vorlage des Bundes-
rates diesen Anforderungen nicht ganz genügte.
Die Formulierung, dass der Bundesrat unter Um-
ständen „weitere Bedingungen an die Einfuhr
knüpfen" könne, war im Gegenteil unklar und zu
vollmachtenmässig und forderte darum ein gewisses
Misstrauen geradezu heraus. Ich betrachte es als
die wesentlichste Leistung Ihrer Kommission, dass
sie diesen Art. 22 umgegossen hat. Unsere Fraktion
hält es jedenfalls für wichtig, dass nun in der Fassung
der Kommission die Kompetenz zur Ergreifung wei-
terer Massnahmen grundsätzlich der Bundesver-
sammlung und nur in äussersten Notfällen dem
Bundesrate gegeben ist, dass genau ersichtlich ist,
um was für Massnahmen es sich dabei handeln kann
und dass die diesbezüglichen Beschlüsse zu befristen
sind. Die Kommission möchte damit der Land-
wirtschaft nichts nehmen, was ihr der Bundesrat
zugestehen wollte. Aber die neue Fassung schafft
grössere Klarheit und Sicherheit nach allen Seiten,
und sie ist darum vorzuziehen.

2. Voraussetzung: Die Sicherung anständiger
Preise für landwirtschaftliche Produkte darf nicht
in der Form von steigenden Preisen für landwirt-
schaftlichen Boden kapitalisiert werden und nach-
her wieder durch nochmals steigende Produkten-
preise zu einem schlimmen Kreislauf führen. Der
eingangs erwähnte Art. 27 des Gesetzes postuliert
die Produktionskostendeckung in rationall geführten
und zu normalen Bedingungen übernommenen Be-
trieben.

Der eingangs erwähnte Art. 27 des Gesetzes
postuliert die Produktionskostendeckung in „ratio-
nell geführten und zu normalen Bedingungen über-
nommenen Betrieben". Was heisst das: „zu nor-
malen Bedingungen übernommen?" Ihre Kommis-
sion hat diesem Punkte ihre besondere Aufmerk-
samkeit geschenkt und dazu einen Extrabericht der
Abteilung für Landwirtschaft gewünscht und er-
halten. Daraufhin wurde festgestellt, dass „unter
normalen Bedingungen übernommen" nicht heissen
kann: zum Verkehrswert übernommen. Es wird sich
dabei vielmehr um einen Mittelwert handeln, der
vom Ertragswert und Schätzungswert einerseits,
vom Verkehrswert anderseits beeinflusst ist und
wohl am nächsten beim Schätzungswert liegt. Es ist
klar, dass in dieser Frage keine Starrheit möglich
ist. Aber wir legen grossen Wert auf die kategorische
Erklärung, dass die Verhinderung einer weiteren
Bodenpreissteigerung eine erste Sorge des Bundes
sein muss und dass sie eine wichtige Voraussetzung
für unsere Unterstützung der vorgesehenen Land-
wirtschaftspolitik darstellt.

3. Voraussetzung: Die Sicherung des landwirt-
schaftlichen Arbeitsertrages muss unbedingt ver-
bunden werden mit einer Verbesserung des Loses der
landwirtschaftlichen Dienstboten. Ich gebe zu, dass
in dieser Beziehung schon einiges erreicht worden
ist. Aber der Umstand, dass es für weite Gebiete
immer noch wahr ist, dass ein Bauernknecht nicht
heiraten kann, weil er weder über den nötigen Lohn
noch über die erforderliche Wohnung A^erfügt, ist
doch etwas beschämend faul in unserem Staate.
Vom Standpunkte der sozialen Gerechtigkeit aus,
aber auch im wohlverstandenen Interesse der Land-
wirtschaft selbst, begrüssen wir daher ganz beson-
ders die Bestimmungen über den landwirtschaft-
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liehen Dienstvertrag und die Unfallversicherung.
Die Art. 96 und 98 enthalten nach unserer Über-
zeugung das Minimum dessen, was in dieser Be-
ziehung absolut unerlässlich ist. Wenn wir die not-
wendigen Preise bezahlen, so haben wir nicht bloss
das Recht, sondern die Pflicht, dafür zu sorgen, dass
die Kantone durch Normalarbeitsverträge oder
durch Gesetze den Knechten und Mägden, die heute
allzuoft das Schlusslicht am Zuge der sozialen Ent-
wicklung tragen, einen gerechten Anteil am Arbeits-
ertrag sichern können. Und indem alle Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe ihre Arbeitnehmer
gegen Betriebsunfälle zu versichern haben, ver-
schaffen wir denjenigen wenigstens einen gewissen
Schutz, welche ihre körperliche Leistungsfähigkeit
für kürzere oder längere Zeit verlieren.

Ich komme zum Schluss und fasse zusammen :
Das vorliegende Gesetz ist zwar nicht in jeder Be-
ziehung ideal, aber es stellt doch einen der tief-
greifendsten Versuche unseres Bundesstaates dar,
die Weiterexistenz eines wichtigen Wirtschafts-
zweiges und Volksteiles unserer Eidgenossenschaft
zu sichern. Was alle Anstrengungen des einzelnen
Bauern und des ganzen Bauernstandes nicht ver-
mögen, das soll von Bundes wegen dazu getan
werden. Wir stimmen darum für Eintreten auf das
vorliegende Landwirtschaftsgesetz.

M. de Senarclens: Notre groupe, pensant inter-
préter l'opinion du parti libéral suisse, votera l'en-
trée en matière proposée par la commission, car il
estime qu'il est temps de donner à notre agriculture
une base permanente dont elle a manqué jusqu'à
présent et qui lui est pourtant indispensable.

Cette déclaration surprendra peut-être ceux
qui imaginent notre parti lié par un libéralisme
manchestérien abandonné en fait depuis plus d'un
siècle, ce qui n'est pas pour dire qu'à notre avis,
l'initiative privée et la liberté ne doivent pas être
instaurées partout et chaque fois qu'elles sont pos-
sibles. Malgré les crises et les périodes de guerre au
cours desquelles un certain dirigisme est inévitable,
aucun phénomène contemporain ne nous engage à
renoncer à une doctrine favorable à cette liberté et
à un interventionisme limité au strict nécessaire.

Nous reconnaissons toutefois que la situation de
l'agriculture est particulière. Plus que tout autre,
elle est liée à des conditions qui la mettent dans
l'impossibilité de s'adapter par ses propres forces
aux circonstances créées par une concurrence écono-
mique toujours plus intense. N'est-elle pas, d'une
part, fixée à son sol et, de l'autre, limitée par le
climat, par les périodes de végétation ou de crois-
sance, par le développement des cités détruisant
chaque année l'équilibre de plusieurs centaines de
domaines ? N'est-elle pas obligée de vivre sur un
pied qu'elle n'aurait pas pu choisir si elle devait
subsister par les seuls moyens dont elle dispose?
Or, une paysannerie saine et relativement nom-
breuse reste indispensable à notre pays. Elle nous a
d'ailleurs rendu un trop grand service au cours du
dernier conflit pour être aujourd'hui abandonnée à
elle-même.

Ce projet de loi vient même tardivement et nous
regrettons que les études lui ayant servi de base
aient différé à ce point le moment où nous pouvons
maintenant entrer en discussion; les longs délais
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qui se sont écoulés ont donné à notre paysannerie
l'impression fallacieuse qu'en fait, une fois la
guerre passée, personne ne se souciait de donner
suite à une promesse déjà ancienne. Nous recon-
naissons toutefois que le temps écoulé a rendu
possible de nombreuses discussions et nous espérons
qu'en définitive il se révélera avoir été favorable au
but visé par le Conseil fédéral mais aussi, sans
doute, par une majorité de ce parlement.

Cela dit, nous ne voudrions pas non plus donner
l'impression que nous souscrivons d'emblée à tout
ce qui nous est proposé aujourd'hui par le Conseil
fédéral et la commission. Nous devons au contraire
souligner qu'à notre avis, ce projet comporte cer-
tains défauts qui entraîneraient son échec s'il était
un jour soumis à une votation populaire. Je vou-
drais d'emblée relever celles qui nous ont le plus '
frappés.

Ainsi, nous ne pensons pas judicieux d'avoir
conçu cette loi sans préciser son champ d'application.
En effet, le soin de définir ce que l'on entend par
«agriculture» est laissé au Conseil fédéral, ce qui
n'est ni très courageux, ni très logique. Si le champ
d'activité de l'agriculture est parfois difficile à cir-
conscrire, s'il existe quantité de cas-limite,.il faut
reconnaître que l'économie rurale a trouvé des dé-
finitions qui sont à peu près les mêmes dans tous les
pays d'Europe. Je rappellerai d'ailleurs les travaux
du professeur Laur qui a bien su délimiter le champ
d'activité du moment où toute sa comptabilité en
partie double suit à cet égard une ligne parfaitement
stricte. Il est vrai que, probablement, aucun auteur
sérieux n'a prévu que l'extraction de la tourbe ou
la culture des baies font partie de cette branche de
l'économie.

Il en va de même 'de la définition des régions de
montagne qui devraient être aussi connues depuis
le temps que l'on apporte aux populations mon-
tagnardes une aide différente et d'ailleurs méritée
de celle qui est accordée à la paysannerie de la
plaine. Nous craignons que les adversaires de la loi
ne tirent avantage de ces imprécisions. De plus,
dans l'un de ces premiers articles, apparaît une
commission qui, elle, irrite les milieux agricoles les
plus divers. Nous pensons à la commission, en
somme consultative, prévue à l'article 3 laquelle, à
notre avis, devrait être composée d'un même
nombre d'agriculteurs et de représentants des autres
branches de l'activité économique, son président
étant choisi parmi des personnalités neutres ca-
pables de départager éventuellement les opinions
exprimées. Une telle commission peut rendre de
grands services, mais ses buts devront être encore
expliqués aux intéressés qui ne les ont pas encore
saisis très exactement.

Il nous semble de plus que tout au long de la loi
un manque de clarté existe, notamment là où l'on
prévoit, une fois, de consulter les cantons ou certains
groupements, ailleurs, de les entendre. En français
«d'entente» ou «après avoir entendu les intéressés»
ne sont pas absolument comparables; inutilisable
est, d'autre part, l'expression de l'article 25 «prendre
égard à tous les intéressés». De plus, le terme de
«campagnard» ou «campagnarde» nous a paru assez
malheureux. D'ailleurs, la version française de l'en-
semble de la loi devrait être reprise très sérieuse-
ment.

Dans un autre domaine, nous aurions aussi voulu
que la loi souligne davantage l'impérieuse nécessité
dans laquelle se trouve l'agriculture de fournir des
produits de réelle qualité, condition de l'aide que
nous sommes prêts à lui apporter.

Enfin, nous soulignons qu'à notre avis, l'article 18
va très loin lorsqu'il donne au Conseil fédéral la
faculté d'intervenir dans les exploitations elles-
mêmes, ce qui semble superflu du moment que, par
les prix, le Conseil fédéral peut largement influencer
la production. Inacceptable nous paraît l'article 22bis
introduit par la commission et qui ne tient nulle-
ment compte du fait qu'en temps normal notre po-
pulation n'acceptera jamais que sa consommation
soit dirigée. Cet article, à lui seul, donnerait en cas
de référendum, des chances importantes aux adver-
saires de la loi et les représentants de notre agri-
culture devraient le reconnaître avant qu'il ne soit
trop tard. Ici, rien ne sert de vouloir lutter contre
des moulins à vent; c'est parce que nous voulons
que cette loi aboutisse que nous nous oppose'rons à
de telles conceptions, comme nous nous opposerons
à ce malheureux article 121 relatif aux baies, cham-
pignons, herbes et autres produits recherchés par
ceux qui veulent joindre, au cours de leurs prome-
nades dominicales, l'utile à l'agréable.

C'est dire que si nous nous réservons de revenir
aussi sur d'autres -articles, nous reconnaissons que
ce projet de loi est digne de notre meilleure atten-
tion et qu'il convient en tout cas d'entrer en matière,
quitte à renvoyer l'un ou l'autre des articles à la
•commission ou au Conseil fédéral. C'est dans cet
esprit que nous en aborderons l'examen.

Gysler: Es geht beim Landwirtschaftsgesetz in
der Hauptsache darum, ob wir eine einigermassen
ausreichende Lebensmittelgrundlage im Lande be-
halten und mit dem Versprechen^ den Anteil der
Bauernschaft an der Gesamtdurchführung nicht
unter 20% sinken zu lassen, ernst machen wollen.
Leider ist das Verhältnis der schweizerischen Land-
wirtschaft zum Markte so geartet, dass das Ziel nur
mit ernsthaften Eingriffen in den Konkurrehz-
mechanismus erreicht werden kann. Wir vermögen
den Rückgang der schweizerischen Landwirtschaft
eben nicht aufzuhalten, wenn wir ihr nicht einen
Schutz vor der ausländischen Konkurrenz ange-
deihen lassen. Auch nach der starken im Gange be-
findlichen Steigerung der Produktionskosten in
Übersee wird der Import in einigermassen normalen
Zeiten immer wieder zu billigeren Preisen, als die der
einheimische Erzeuger verlangen muss, möglich sein.
Ferner hat die einheimische Produktion mit schwieri-
gerer Absetzbarkeit der Überschüsse zu rechnen,
weil sich die Nachfrage nach den Landesprodukten
nicht beliebig steigern lässt und steigerungsfähig
erweist, und damit die Gefahr von schweren Preis-
einbussen entsteht.

Wir wissen, dass der Bauer grösstenteils keine
nennenswerten Vermögensreserven besitzt, er muss
seine Produktionskosten decken können. Nachdem
wir den Schutz nur mit einer teilweisen Aus-
schaltung der Marktfreiheit verwirklichen können,
ist es natürlich, dass gegen einzelne Bestimmungen
dieses Gesetzes Kritik erhoben wird. Die Spitzen-
verbände der Wirtschaft haben sich sicherlich be*
müht, jede Benachteiligung der ändern Wirtschafts-
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zweige zu vermeiden, um die Verteuerung der
InlandVersorgung in einem für die Allgemeinheit
tragbaren Ausmasse zu halten. Man nahm beson-
ders darauf Bedacht, dem Staate nicht zu weit-
gehende Kompetenzen einzuräumen, die eines Tages
zur einseitigen Begünstigung einiger Wirtschafts-
zweige auf Kosten der ändern verleiten könnten.
Wir dürfen uns wohl darauf berufen, aus der ur-
sprünglichen Vorlage manche schwer verdaulichen
Stücke herausgebrochen zu haben. Man darf sicher,
wie es der Herr Kommissionspräsident getan hat,
sagen : es handelt sich hier um eine wohlausgewogene
Vorlage, um eine Verständigungsvorlage. Die parla-
mentarische Kommission hat trotz nachhaltiger
Auseinandersetzungen über die Aufgaben und die
vorgeschlagenen Mittel keine nennenswerten Kor-
rekturen an diesem neuen Entwurfe vorgenommen.
Allerdings kann ja auch nicht von einer hundert-
prozentigen, vollständigen Einigung gesprochen
werden, weil namentlich die Auffassungen hinsicht-
lich des Art. 22bis auseinandergehen. Dieser Artikel
22bis will das Gleichgewicht zwischen dem Inland-
angebot an landwirtschaftlichen Erzeugnissen und
den Importmöglichkeiten herstellen. Die Meinungen
gingen auch auseinander über gewisse sozialpoli-
tische Forderungen. Wer das gerechte Ziel will, der
muss auch die angemessenen Mittel zu dessen Er-
reichung wollen, besonders dann, wenn sich keine
besseren Möglichkeiten bieten, die Aufgabe über-
haupt lösen zu können. Der gute Wille zur Verstän-
digung gerade bei dieser Vorlage tut wohl not.

In den strittigen Fragen wird man nicht nur
die Grundsatzpolitik des Entweder-Oder, sondern
auch diejenige des Masshaltens befolgen müssen.
Und das ist sicher auf beiden Seiten, bei der Land-
wirtschaft und bei den Beratungen in der Experten-
kommission und in der nationalrätlichen Kommis-
sion geschehen. Allerdings wird ja mit der allfälligen
Verständigung in den Räten bei den gegenwärtigen
politischen Verhältnissen noch nicht alles gewonnen
sein. Ich könnte mir vorstellen, dass man die Räte
mit den Volksentscheiden der letzten Zeit unter
Druck zu setzen sucht. Es sieht so aus, als ob man
heute vor allem mit der Neigung zur Verneinung
rechnen müsste. Es scheint nichts leichter zu sein,
als Misstrauen und Neid zu züchten und alle Ord-
nungen, die nicht von vorneherein jedem gefallen,
zum Scheitern zu verurteilen. Das ist kleinste poli-
tische Kunst, Neid und Hass zu säen. Welches
nachher die Zeche daraus werden wird, dafür hat
man in weiten Kreisen viel weniger Gefühl. Es sind
nicht die Führer der Opposition, welche dann die
Verantwortung für die entstehenden Schäden über-
nehmen. Ich könnte mir zum Beispiel nicht vor-
stellen, wie diejenigen, welche gegen die ATO
waren,.die Schäden, welche durch die Ablehnung
entstanden, übernehmen müssten. Es liegt eine
grosse Aufgabe darin, in der Öffentlichkeit wieder
mehr den Sinn für die Verantwortung zu wecken
und dafür tätig zu sein, dass die staatspolitische
Verantwortung jedes Einzelnen wieder mehr zur
Geltung kommt. Wir werden nicht darum herum-
kommen, einen härteren und konsequenteren Kampf
gegen die Demagogie zu führen und als Volks-
vertreter für Vorlagen, die wir als nötig und an-
gemessen erkannt haben, uns mit aller Entschieden-
heit einzusetzen. Bleiben wir uns bewusst, dass die

Landwirtschaft eine Sonderstellung haben muss.
Sie geht aber gemäss Vorlage nicht so weit wie etwa
der Schutz für die Uhrenindustrie, geht auch lange
nicht so weit wie der Bundesbeschluss von 1933
über die wirtschaftlichen Massnahmen gegenüber
dem Auslande. Es wäre zu weitgehend, wenn wir
etwa davon sprechen wollten, dass die Landwirt-
schaft auf Kosten der übrigen Volksschichten die
volle Existenzsicherheit bekäme. Aber der Bauer,
der sich mit den Angehörigen in redlicher Arbeit
bemüht und sich den veränderten Verhältnissen
anzupassen sucht, hat das Anrecht darauf, dass man
ihm die Möglichkeit befriedigenden Verdienstes
schafft.

Ich empfehle Ihnen, auf die Vorlage einzutreten.

Herzog: Sie haben aus dem Munde unseres
Fraktionsmitgliedes Schümperli bereits gehört, dass
die Fraktion zur Vorlage stehen wird, sofern daran
nicht noch grundlegende Änderungen vorgenommen
werden. Etwa 20% unserer Bevölkerung sind in der
Landwirtschaft tätig. Wir sind der Meinung, dass
dieser Anteil, wenn möglich, erhöht werden, jeden-
falls aber erhalten und gesichert werden sollte. Wir
wollen uns bei dieser Gelegenheit auch der guten
Dienste erinnern, die die Landwirtschaft während
des Krieges dem Lande geleistet hat. Das muss man
bei dieser Gelegenheit wiederholen.

Wenn wir für Eintreten auf die Vorlage sind,
so erlauben Sie mir doch, einige wenige Über-
legungen vom Standpunkt der Konsumenten aus
anzustellen. Wir sind uns bewusst, dass mit der
Annahme des Gesetzes die schrankenlose wirtschaft-
liche Freiheit sowohl für die Produzenten wie auch
für die Konsumenten sehr stark eingeengt wird. Das
ist eine logische Folge, wenn wir der Landwirtschaft
wirksam helfen wollen. Diese Einengung geht also
über die Produzenten landwirtschaftlicher Produkte
hinaus. Dessen wollen wir uns bei der Beratung des
Gesetzes ebenfalls bewusst bleiben. Wir wollen
immerhin bei dieser Gelegenheit jetzt schon er-
klären, dass man den Bogen nicht überspannen darf
bei der Einengung der Konsumfreiheit. Die Kanali-
sierung des Konsums kann nicht so weit gehen, dass
man den Konsumenten in grossen Konsumzentren
oder auf dem Lande allzu einengende Vorschriften
macht. Wir sind auch der Meinung, dass das
Leistungssystem und die Zuteilung der Kontingente
weiterentwickelt werden muss und den jeweiligen
Verhältnissen anzupassen sei. Wir haben uns immer
auf diesen Standpunkt gestellt, und ich darf bei
dieser Gelegenheit daran erinnern, dass die Organi-
sation, der ich angehöre, sich immer auf das
Leistungssystem eingerichtet, dasselbe eigentlich
auch weitgehend entwickelt hat.

Einige Bedenken waren natürlich bei dieser
Gelegenheit wohl am Platze, als wir den ursprüng-
lichen Text des Art. 22 zu Gesicht bekamen. Die
Art. 22, 22 bis und 22 ter, die als die Schicksals-
artikel der Vorlage bezeichnet worden sind, konnten
nun in eine Fassung gebracht werden, der wir zu-
stimmen können, allerdings unter Berücksichtigung
unseres Antrages zum Art. 3. Wir werden Gelegen-
heit haben, dazu unsere Meinung noch zu sagen.

Ich will die Gelegenheit der Eintretensdebatte
nicht vorübergehen lassen, ohne auch auf den Art. 25
hinzuweisen ; ich muss das dann nachher nicht mehr
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tun: 'In der Kommission wurde der Art. 25, Ab-
schnitt c, nach meiner Meinung etwas verbessert,
indem beigefügt wurde, dass die Massnahmen, die
•unter Art. 25, lit. c, erwähnt werden, nur unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse ergriffen
werden können. Ich will hier nachdrücklich darauf
hinweisen, dass wir uns ganz entschieden dagegen
wehren ' würden, diese Massnahmen, die unter
Art. 25, lit. c, vorgesehen sind, einfach tel quel für
die ganze Schweiz gleich zur Anwendung zu bringen.
Die Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse ist
bei der Frage der Einschränkung der Milchverkaufs-
stellen sehr wichtig. Man darf nicht einfach schema-
tisch über die ganze Schweiz, in Zusammenfassung
der grossen Industriezentren, die Massnahmen tref-
fen, wie sie unter Art. 25, lit. c, vorgesehen sind.
Darum bitte ich, die Worte Bunter Berücksichtigung
der örtlichen Verhältnisse" nicht einfach als eine
Deklaration zu betrachten, sondern als eine ernst-
gemeinte Mahnung an diejenigen, die den Abschnitt c
des Art. 25 durchzuführen haben. Wir wer den keinen
anderen Antrag stellen. Ich war ursprünglich der
Meinung, dass Abschnitt c von Art. 25 überhaupt
nicht in 'das Landwirtschaftsgesetz hineingehöre.
Wir hoffen, dass die A.nwendung dieses Abschnittes
gerecht und unter Berücksichtigung der örtlichen
Verhältnisse vorgenommen werde. Wir müssen uns
bewusst sein, dass wir ein Industrieland sind. Wir
wollen die Landwirtschaft erhalten und sie, wenn
möglich, weiter entwickeln. Aber die Importe ver-
schiedener Produkte dürfen durch die Anwendung
der Art. 22, 22bis und 22ter nicht tel quel verunmog-
licht werden. Ich habe das Vertrauen, dass das mög-
lich sei, weil wir ja die Korrektur durch die Be-
ratungen in der landwirtschaftlichen Kommission
und durch die im Gesetz vorgesehenen Fach-
kommissionen haben. Daher glaube ich, dass nach
dieser Richtung keine allzu schwerwiegenden Be-
denken geltend gemacht werden dürfen. Wir müssen
auch bei der Beratung des Gesetzes daran denken,
dass das Gesetz auch das Referendum wird hinter
sich bringen müssen, dass unter Umständen eine
Volksabstimmung zu erfolgen hat. Da bin ich der
Meinung, dass dieses Gesetz das Referendum, das
heisst die Abstimmung nur bestehen wird, wenn es
möglich ist, die Zusammenarbeit aller Volkskreise
über eine eventuelle Abstimmung hinaus für die
Anwendung des Gesetzes zusammenzufassen. Wir
müssen meiner Meinung nach gerade in diesem
Punkte bei der Verwirklichung des Gesetzes an die
referendumspolitische Seite dieser Vorlage denken.
Ich bin der Meinung, dass gerade diese Vorlage dazu
angetan sein kann, die Neigung zur Verneinung in
unserem Volke zu überwinden, um diesem Gesetz
zur Annahme zu verhelfen.

M. Chatldet: Le débat sur l'entrée en matière me
fournit l'occasion de remarquer avec satisfaction
combien le projet de loi sur l'agriculture qui nous est
soumis a été amélioré par rapport au texte de 1948.
Si je me suis permis, à l'époque, de vives critiques
contre des dispositions qui nous paraissaient lourdes,
tracassières et empreintes d'un esprit sectaire, il est
juste de relever maintenant qui le souci d'intérêt
général a dominé les derniers travaux de la commis-
sion d'experts. Quant à la commission du Conseil
national, désireuse, elle aussi, de faire œuvre de con-

ciliation entre des intérêts divergents et souvent
opposés, elle a trouvé le moyen de faire valoir ses
propositions grâce à l'accueil compréhensif qu'ont
bien voulu leur réserver le chef du Département de
justice et policé et le directeur de la division de
l'agriculture.

Certes, on peut regretter encore une tendance
générale de la loi à l'intérventionisme sous sa forme
la plus poussée. Les représentants de l'agriculture
romande auraient désiré faire ressortir plus forte-
ment le rôle des prix en matière d'orientation de-la
production. L'autorité fédérale paraît donner sa pré-
férence àia politique dite «des surfaces» dont on peut
attendre des résultats plus directs et plus précis.
Peut-être cette tendance est-elle déterminée par les
événements de l'heure, tant il est vrai que nous
avons toutes sortes de raisons de demeurer sous
l'emprise d'une certaine psychose de guerre. Je crois
cependant que les textes qui nous sont présentés
sont assez souples et assez larges pour permettre
l'évolution désirable vers laquelle nous chercherions
à nous orienter le jour où la situation internationale
serait quelque peu stabilisée.

Nous nous sommes efforcés de défendre, au cours
des travaux des commissions, les compétences des
cantons et des organisations professionnelles. Nous
l'avons fait plus particulièrement dans les domaines
de la formation professionnelle et des améliorations
foncières, ou on a bien voulu nous donner partielle-
ment satisfaction. Mais nous pensons que cette pré-
occupation doit.dominer aussi les dipositions à carac-
tère économique. La raison d'être de la loi c'est de
fournir au Conseil fédéral et, dans certains cas, aux
Chambres fédérales, la base légale qui leur permette
clé prendre des mesures propres à prévenir les crises
ou à leur porter remède. On dit constamment que le
Conseil fédéral «peut» et non qu'il «doit» intervenir
dans un sens ou dans un autre. Je pense, en effet,
qu'aucun de nous ne veut désirer une agriculture
asservie à un système légal dont il serait impossible
de s'écarter, alors même que les circonstances écono-
miques le permettraient. L'essentiel, pour le main-
tien d'une agriculture matériellement et moralement
saine est que les paysans, individuellement ou par
le moyen de leurs organisations, fournissent un effort
maximum pour réaliser l'équilibre de la production
et son adaptation aux besoins du marché.

Cette condition première étant réalisée, il est
juste que les pouvoirs publics entrent parallèlement
en jeu pour permettre à cet effort de porter ses
fruits. On insiste, avec beaucoup de raisons, sur le
rôle démographique et social de l'agriculture. Ce
rôle est possible avant tout dans la mesure où le
paysan demeure l'homme qui sait prendre ses res-
ponsabilités, se montrer compréhensif en face des
risques naturels du métier, conserver son calme et
sa confiance devant les coups du sort, se souvenant
que dans tout ce qu'il fait, il doit compter avec le
temps et avec des facteurs sur lesquels il n'a aucune
action.

C'est dire que les mesures prévues de la part des
autorités doivent conserver un caractère général et
assurer en quelque sorte ce que nous pourrions ap-
peler la sécurité de durée. L'agriculture doit avoir
devant elle les perspectives d'un avenir où ses con-
ditions d'existence s'apparentent à celles des autres
secteurs de l'activité nationale, pour autant et bien
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entendu que chaque exploitant fasse son devoir et
donne la pleine mesure de son effort.

Si un certain décalage a toujours existé entre les
conditions économiques de l'agriculture et de l'in-
dustrie et du commerce, par exemple, il faut bien
reconnaître que ce décalage s'est accentué avec le
temps. Malgré l'évolution de la technique, malgré la
mise en œuvre des moyens modernes de culture,
malgré le regroupement de la propriété agricole sur
la moyenne exploitation, le rendement agricole ne
peut s'élever au-dessus d'un certain niveau, pas plus
que son travail ne peut dépasser un certain rythme."
Nous sommes loin de la cadence imprimée à l'acti-
vité industrielle et commerciale. Peut être le sort du
paysan n'en est-il que plus sûr. Il n'en reste pas
moins que les conditions générales de chacun des
secteurs ont pris encore de la distance; par ailleurs,
le paysan entend vivre aujourd'hui de façon iden-
tique à celle des hommes qui gagnent leur salaire
dans d'autres métiers. Je crois que c'est là que réside
le malaise paysan dont on parle si volontiers. Je
crois aussi que c'est là que se fera l'épreuve de notre
démocratie: dans la manière dont les autres métiers
et les autres classes sociales comprendront les besoins
de l'agriculture et sauront accomplir certains sacri-
fices en faveur d'une minorité. Je pense, par exem-
ple, à cet égard, aux caisses de compensation de
prix, dont la gestion devrait être confiée aux organi-
sations professionnelles.

Cette bonne volonté, nous avons cru la percevoir
dans l'attitude de nos collègues, aussi bien représen-
tants d'autres branches de production que des
milieux consommateurs. Nous sommes heureux de
penser que nous nous acheminons — par l'assoup-
plissement de la loi sur l'agriculture — vers un
statut économique et social où le paysan réalisera
non seulement un état de sécurité plus grande, mais
l'état de dignité auquel il a droit.

Nous voterons l'entrée en matière avec le senti-
ment que ce geste sera un pas de plus vers l'entente
et l'harmonie de notre peuple.

Qu'il me soit permis de terminer par une re-
marque de caractère plus particulier.

Au moment où notre Conseil aborde l'examen de
la loi sur l'agriculture, le Conseil des Etats étudie le
projet de statut des vins.

L'idée première de l'élaboration d'un statut des
yins résidait dans la nécessité de pouvoir disposer de
ce moyen légal pour la récolte de 1951, la convention
conclue avec les importateurs étant échue à fin 1950.
On pensait que la loi sur l'agriculture serait mise
sous toit à une date plus tardive et qu'il convenait
de gagner du temps en ce qui concerne la viticulture.

Les deux projets — loi sur l'agriculture et statut
des vins — s'inspiraient d'une même idée générale
en ce qui concerne les dispositions à caractère éco-
nomique. On pensait, en effet, que l'entrée en vigueur
de la loi sur l'agriculture ferait tomber sans autre le
statut des vins, dont le texte serait contenu, sous
une forme succincte, dans la loi sur l'agriculture.

Vous avez vu dernièrement que la commission du
Conseil des Etats a apporté des modifications pro-
fondes à l'article 6 du statut des vins, qui a sa base
légale dans les articles 22, 22bis et 22ter de la loi sur
l'agriculture. Le nouvel article du statut des vins ne
reflète plus les tendances des dispositions correspon-
dantes de la loi sur l'agriculture. Dès lors, je ne vois

plus, si le Conseil des Etats devait suivre sa com-
mission, quel serait le rapport entre la loi sur l'agri^-
culture et le statut des vins. Je pense qu'une telle
décision imposerait une modification de la loi, ou
tout au moins, une adjonction à l'article 22 en ce qui
concerne plus spécialement la viticulture

Je voudrais d'ores et déjà réserver cette possi-
bilité, pour le cas où le vote final sur la loi devrait
intervenir avant celui du statut des vins. Les textes
devront être mis en harmonie, pour éviter la situa-
tion ridicule qui ne manquerait pas de se produire
et dans laquelle les vignerons pourraient s'appuyer
sur l'un ou sur l'autre des textes, selon qu'il leur
serait plus favorable.

M. Houriet: Le groupe du parti du travail votera
l'entrée en matière de la loi sur l'amélioration de
l'agriculture... parce que nous estimons qu'en de
nombreux domaines cette loi permettra une plus
judicieuse organisation de la production. Mais nous
tenons à préciser dans le même moment, que nous
ne nous faisons guère d'illusion sur la portée de ses
dispositions principales.

On a cherché,.probablement, au Conseil fédéral,
à donner à l'agriculture suisse une «fiche de consola-
tion» tendant à lui rendre moins sensible l'adhésion
de notre pays à l'U.E.P. (Union européennce de
paiements). Nous sommes persuadés, en ce qui nous
concerne, que l'essentiel des mesures de protection
prévues par la loi dont nous allons nous occuper est
d'un caractère illusoire. Et ce sera particulièrement
le cas en ce qui concerne le régime des importations
de produits agricoles, question vitale pour notre
agriculture. Désormais, par le jeu de l'O.E.C.E.
(Office européen de coopération économique) et de sa
création: l'U.E.P., des mesures discriminatoires du
genre de celles qui sont prévues à l'article 22 seront ir-
réalisables en bien des domaines. Vous me permettrez
de m'en référer seulement àia réponse du Conseil fédé-
ral à la question que je lui posais, concernant l'entrée
du raisin étranger en Suisse: «...aucune suite, dit le
Conseil fédéral, ne peut être donnée aux requêtes
des organisations des producteurs tendant à l'insti-
tution des restrictions. Pareilles mesures ne seraient
d'ailleurs pas possibles à l'heure actuelle, attendu
que le raisin de table figure sur les listes de libération
de contingentements», etc. Et l'on sait combien de
produits concurrençant les nôtres figurent sur ces
listes! Dans ces conditions, nous pensons que les
mesures prévues dans la loi sur l'agriculture seront
très souvent absolument platoniques. Les agricul-
teurs suisses et tout spécialement les producteurs de
fruits et de légumes ne sauraient se réjouir et ima-
giner qu'ils sont désormais à l'abri d'une concurrence
qui les ruine. Nous nous sommes liés (et savons-nous
exactement jusqu'à quel point?) en adhérant à
l'U.E.P. par un accord qui non seulement met en
péril notre neutralité politique, mais qui nous em-
pêche de prendre toutes les mesures susceptibles de
donner à notre agriculture les garanties dont elle a
besoin.

En un mot, pour assurer une protection efficace
de notre agriculture, nous ne sommes plus libres de
prendre toutes les décisions qui pourraient nous sem-
bler nécessaires.

Et c'est à partir de ces considérations que'nous
jugeons, d'une part, la loi qui nous est soumise et,
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d'autre part, les affirmations du message du Conseil
fédéral qui l'accompagne disant: «...les principes ins-
crits dans la loi sur l'agriculture devront désormais
être pris en considération lors de la conclusion d'ac-
cords dans lesquels la Suisse prend des engage-
ments.» Et s'il s'agit là d'assurances concernant l'ad-
hésion éventuelle de notre pays à d'autres accords
(tel l'accord G.A.T.T. ou un Plan Pfimlin) ; nous sa-
vons bien qu'«engagés» comme nous le sommes au-
jourd'hui, il nous deviendra toujours plus difficile de
tenir compte des excellents principes et des assurances
contenus sur ce sujet dans le message en question.

Pour en revenir à la loi elle-même, nous aurions
souhaité qu'en son article 22 (article principal de la
loi), le principe de la subordination des importations
à l'écoulement des produits indigènes ressorte plus
expressément. Nous venons de le dire: l'application
des mesures prévues par cet article sera suffisam-
ment entravée par les accords auxquels nous avons
souscrit, pour que les mesures qu'il nous est encore
possible de prendre soient vraiment prises.

L'article 22bis auquel nous avions donné notre
plein accord à Pontresina a été remanié si profondé-
ment et d'une manière si restrictive qu'il s'agit,
aujourd'hui, d'une sorte de «monstre»... Nous pen-
sons que les agriculteurs qui, toute l'année dernière,
manifestèrent massivement en Suisse romande,
étaient en droit d'espérer des dispositions plus expli-
cites. L'opposition du Vorort, la crainte d'un
éventuel referendum ont prévalu... et nous le regret-
tons... Nous pensons, en effet, qu'il est de la plus
haute importance que les mesures de protection pré-
vues en faveur de notre agriculture permettent une
intervention rapide et une limitation sérieuse de
l'agriculture devrait, du reste, se doubler d'un con-
trôle des marges commerciales protégeant là con-
sommation, car il est clair, à nos yeux, que la fixa-
tion, par exemple, de prix indicatifs à la production
ne saurait suffire pour cette dernière protection.

A Pontresina, nous sous sommes opposés à la
discussion du chapitre traitant de la viticulture.
Nous agirons de même cette fois-ci. Le chapitre en
question contient en quelque sorte les principes fon-
damentaux du statut du vin. Or, nous ne saurions
accepter sans autre (ne serait-ce que provisoirement
comme l'a fait la commission à Pontresina) des prin-
cipes concernant, par exemple, «l'adaptation de la
production aux besoins du marché» tant que ne
serait pas discuté le principe de la priorité à assurer
à l'écoulement des vins du pays (priorité acceptée,
paraît-il, par la commission du Conseil des Etats,
qui s'occupe présentement du statut du vin). Il nous
semble également impossible d'effleurer seulement
la question d'une «réduction de la production du vin
dit de qualité insuffisante» tant que des garanties ne
nous seraient pas données en matière de prix à la
production et tant qu'aucune disposition ne rendrait
possible la réglementation des marges commerciales,
mesure essentielle pour assurer l'écoulement du vin
sur le marché intérieur.

En somme, on voudrait nous voir nous «déter-
miner» avant même que puisse s'engager le débat sur
le fond du problème et sur les incidences que ne
manquerait d'avoir l'adoption des principes direc-
teurs du statut du vin... avant que s'engage la dis-
cussion sur l'ensemble du problème viticole tel qu'il
est posé par le projet de statut.

Ces raisons nous inciteront, par conséquent, à
vous demander de surseoir à la discussion du chapitre
ayant trait à la viticulture et d'attendre, pour ins-
crire dans la loi les principes régissant la matière,
que nous ayons discuté ici-même du statut du vin.

Notre fraction compte enfin intervenir en faveur
des ouvriers agricoles qui, trop souvent, doivent
vivre dans des locaux malsains, dans des conditions
d'hygiène à proprement parler déplorables. Nous ne
sous-estimons pas l'effort tenté en ce domaine dans
la loi, mais il ne nous semble pas possible de laisser,
par exemple, aux seuls cantons le soin d'édicter des
dispositions en la matière. Nous estimons que la Con-
fédération se devrait d'établir un contrat-type mini-
mum, précisant les obligations essentielles de l'em-
ployeur à l'égard de son employé en matière de durée
de travail, de repos, de vacances, de salaire, de loge-
ment, etc.

Les agriculteurs suisses ont engagé d'une manière
éclatante et démonstrative la lutte pour leur sé-
curité économique. La loi qui nous est soumise mar-
quera certainement une victoire de leur part et nous
nous en rejouissons mais, une fois encore, l'effica-
cité de cette loi, ce sont, à notre avis, les agricul-
teurs eux-mêmes qui devront l'assurer.

Ces réserves faites, nous voterons donc l'entrée
en matière, et nous espérons pouvoir adopter l'en-
semble de la loi lors du vote final.

Janner: Come Ticinese mi compiaccio vivamente
della presentazione della legge che stiamo discu-
tendo, legge che costituirà lo statuto dell'agricol-
tura svizzera.

Mi compiaccio specialmente perché questa legge
è stata elaborata nello spirito dell'art. 31 bis della
Costituzione Federale, che interpretato largamente
permetterà non solo di sostenere l'agricoltura, ma
altresi anche di prendere tutti i provvedimenti atti
a salvaguardare le popolazioni delle valli e delle
montagne, provvedimenti che interessano parti-
colarmente il Ticino ed i cantoni di montagna.

Le condizioni dell'agricoltura ticinese sono radi-
calmente diverse da quelle della maggior parte degli
altri Cantoni della Svizzera; è naturale quindi che
la più gran parte delle disposizioni della legge in
discussione non interessino il nostro Cantone. Mi
compiaccio tuttavia, lo ripeto, per la presentazione
di questa legge, la quale, rispettando nei limiti del
possibile le autonomie cantonali, consacra principi
fondamentali di importanza decisiva per l'approvvi-
gionamento del paese e la protezione del ceto agri-
colo.

I problemi base: produzione, smercio, prezzi (che
modestamente abbiamo contribuito a discutere con
la presentazione di una mozione sono affrontati
coraggiosamente. Le disposizioni elencate nel pro-
getto di legge incontrano tutto il mio consenso, ed
in modo particolare mi compiaccio delle disposizioni
contenute nell'ari. 22, concernenti la regolamenta-
zione dello smercio in relazione alle importazioni ed
in relazione alla cosiddetta «prise en charge»; senza
queste disposizioni ogni altro provvedimento sarebbe
inulte ed inoperante. Queste competenze, il pro-
getto, le affida al Consiglio Federale. Ma la mag-
gioranza della Commissione vuole invece riservarle
alle Camere Federali. Dico francamento che sono un
poco preoccupato per questo cambiamento.
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II Ticino è particolarmente interessato a queste
misure di «prise en charge» e non vorrei che esse
fossero rese inefficaci a seguito delle proposte presen-
tate dalla maggioranza della Commissione.

Il capitolo della viticoltura apre nuove speranze
per il Ticino, ma se il vino rosso verrà prodotto,
senza un piano razionale, in tutta la Svizzera, ben
poco serviranno gli sforzi del Ticino per rifornire il
Paese con un vino rosso tipico.

Il frazionamento dei terreni è una piaga dei
Cantoni di montagna e che affligge in modo parti-
colare il Ticino.

L'art. 79 del progetto prevede una nuova reda-
zione dell'art. 703 del Codice Civile. In base al pro-
getto per l'esecuzione di opere di raggruppamento
e di bonifica fondiaria, si richiede l'adesione della
maggioranza degli interessati, o di almeno un quarto
di essi che rappresentino almeno la metà della super-
ficie dei terreni. La minoranza della Commissione
esige il consenso della maggioranza degli interessati,
rappresentanti più della metà della superficie dei
terreni.

Io ritengo entrambe queste misure come poco
felici, perché eccessivamente onerose. Se nei Cantoni
a grande frazionamento di terreni si volessero appli-
care simili norme, si arresterebbe l'opera di raggrup-
pamento e di bonifica fondiaria.

Però il progetto di legge che stiamo discutendo
prevede una riserva in favore della legislazione can-
tonale, la quale potrà alleggerire queste prescrizioni
speciali in materia di raggruppamento di terreni.
Interpreto quindi l'art. 79, e specialmente gli
ultimi due capoversi, nel senso che il quorum di un
quarto dei proprietari e la metà della superficie dei
terreni, possono essere considerati come un limite
massimo, dal quale i Cantoni hanno facoltà di dero-
gare, onde non compromettere sul loro territorio,
l'esecuzione di opere riconosciute di pubblica utilità.

Una legge federale non può tener conto di tutte
le situazioni particolari: i Cantoni in arretrato con
lo sviluppo della loro economia agricola devono poter
completare la loro legislazione, e questo mi pare
assicurato dalle disposizioni contenute nel progetto
di legge che stiamo discutendo, ciò che mi tranquil-
lizza.

Con questa interpretaziune e con queste riserve
voterò quindi l'entrata in materia.

Grendelmeier: Die Grosszahl der Redner hat
heute nur von der Güte der Vorlage gesprochen.
Ich glaude, dass es nicht überflüssig ist; doch wenig-
stens ein paar grundsätzliche Bedenken anzumelden.
Ausgangspunkt für jede neue Gesetzgebung ist die
Frage, ob und wieweit die Vorlage der Allgemeinheit
oder doch wenigstens einer grossen Minderheit dient.
Nach den einzelnen Ausführungen der Vorredner
besteht die Gefahr, dass der kleine Bauer in den
Glauben versetzt wird, das neue Gesetz bringe ihm
den Schutz des wirtschaftlichen Erfolges. Das ist
nun aber selbst nach den Ausführungen des Kom-
missionspräsidenten von heute morgen nicht der
Fall. Herr Obrecht hat heute selber erklärt, dass
dem Bauern der wirtschaftliche Erfolg nicht garan-
tiert werden könne. Das Gesetz bedeutet kein Ruhe-
kissen. Ich frage: Rechtfertigt es sich bei dieser
Sachlage, ein neues Gesetz von über 120 Artikeln
zu schaffen ? Rechtfertigt es sich in diesem Fall, ein

erneutes Mal von der Handels- und Gewerbefreiheit,
die wir, beiläufig erwähnt, immer noch in der Ver-
fassung haben, abzuweichen? Ich frage mich auch,
ob wir uns nicht einer falschen Vorstellung hin-
geben, wenn wir glauben, dass mit Gesetzen die
Wohlfahrt geschaffen und garantiert werden könne.
Ist es nicht eher so, dass wir uns mit den neuen
Gesetzen immer wieder neue Fesseln schaffen ? Oder
glauben Sie wirklich, dass die zahlreichen Ermes-
sens- und Ermächtigungsartikel der neuen Vorlage
der Freiheit und der Gleichheit dienen werden?
Seien wir uns bei der Beratung der Gefahr bewusst,
dass wir uns also hier mit diesem Gesetz wieder neue
Bindungen, neue Einschränkungen, aber auch neue
Strafbestimmungen schaffen, die jeden einzelnen
von uns treffen können. Ich erinnere nur wieder an
die Monopolstellung der Inhaber der Milchgeschäfte
und an den Schluss der Vorlage, Art. 121, wonach
es künftig verboten sein wird, ohne Bewilligung in
den Bergen Beeren und Pilze zu sammeln, inso-
fern man behaupten kann, es sei gewerbsmässig
geschehen. Jedermann, der mit einem Korb Pilze
oder Beeren nach Hause zurückkehrt, muss also in
Zukunft damit rechnen, von der Polizei angehalten
und gefragt zu werden, wo er die Pilze gesucht hat
und ob er eine Bewilligung besitze, solche zu sam-
meln. Ich mache mir daher Sorgen. Denn unter der
Herrschaft der Ermessens- und Ermächtigungs-
politik wird gerade der kleine, aufstrebende Land-
wirt zu leiden haben, also gerade der, von dem man
behauptet, man wolle ihm mit der Vorlage helfen.
Übersehen Sie ferner nicht, dass das Volk ganz
allgemein einen grossen Unwillen gegen neue Ge-
setze hegt. Das Volk will nicht, dass sich die Gesetze
aufbauschen. Der Gesetzesapparat ist heute schon
gross genug. Das Volk ist auch misstrauisch gegen
alle Paragraphen, auch wenn sie noch soviel
Schönes und Gutes versprechen. Und mehr noch,
das Volk fürchtet sich vor allem auch vor den vor-
behaltenen Verordnungen. Wenn das Volk dieses
Gesetz angenommen haben wird, so weiss es noch
immer nicht, wie die künftigen Verordnungen lauten
werden. Ich verweise nur auf Art. l2, 31, 54 und
Art. 49. Es gibt im Gesetz noch andere vorbehaltene
Verordnungen.

Ich stelle selber keinen Antrag. Ich wollte bloss
auf diese grundsätzlichen Bedenken hinweisen, in
der Meinung, dass man in der Detailberatung diese
Bedenken berücksichtigt, wenn wir nicht wieder den
Unwillen des Volkes heraufbeschwören wollen.

Zum Schluss eine Bemerkung zu den Aus-
führungen des Herrn Gysler von vorhin. Wenn das
Volk bisweilen seinen Unwillen in der Ablehnung
von Gesetzen zum Ausdruck bringt, so darf mit
Bestimmtheit davon ausgegangen werden, dass
nicht Neid und Hass wegleitend waren. Eine solche
Interpretation eines negativen Volksentscheides
muss zurückgewiesen werden.

Obrecht, Berichterstatter: Ich werde das Volks-
gemurmel berücksichtigen und nur ganz kurz zu
einzelnen Voten, die in der Eintretensdebatte ge-
fallen sind, Stellung nehmen. Es ist, ich stelle das
mit Befriedigung fest, ein Nichteintretensantrag
nicht gestellt worden, auch nicht vom letzten Red-
ner, der allein in grösserem Umfang Bedenken in
diesen Ratssaal getragen hat. Der muntere Wettlauf
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um das Verständnis und die Hilfsbereitschaft zu-
gunsten der Landwirtschaft, den wir schon in der
Kommission und bei den Vorbereitungen konsta-
tieren konnten, hat auch hier im Saale angehalten.
Es war erfreulich, die Vertreter ausgesprochener
Konsumentenkreise sowie die Vertreter industrieller
und gewerblicher Kreise zu hören, wie sie erklärt

. haben: Wir wissen, dass dieses Gesetz den ändern
Kreisen gewisse Opfer auferlegt, aber wir sehen ein,
dass dem Bauernstand geholfen werden muss;
darum wollen wir diese Opfer auf uns nehmen.
Hoffentlich hält diese Einsicht auch an, wenn der
schwierigere Teil kommt: die Vertretung des
Gesetzes vor dem Volk ! Ich habe mich gefreut über
das Votum des Herrn Schümperli, der das Hohelied
der freiheitlichen Lösungen und der domokratischen
Methoden bei der Ausführung der wirtschaftlichen
Massnahmen gesungen hat ! Die Kommission hat in
dieser Beziehung einen guten Schritt weiter getan
als die Vorlage des Bundesrates. Ob wir hier noch
mehr tun können — vielleicht im Sinne der Aus-
führung von Herrn de Senarclens —, wird die
Detailberatung zeigen müssen.

Einige wenige Bemerkungen zu einigen Voten.
Im einzelnen werde ich mir vorbehalten, in der
Detailberatung auf einige gemachte Vorschläge
zurückzukommen.

Die Bedenken des Herrn Münz wegen der Ver-
ewigung der Kontingente sind auch in den Be-
ratungen der Kommission aufgetaucht. Wir werden
bei der Detailberatung sehen, dass im Gesetz eine
Bestimmung gegen diese Verewigung aufgestellt
worden ist, damit derjenige, der neu die Einfuhr
tätigen möchte, nicht immer vor verschlossenen
Türen stehen muss. Ich möchte auch gegenüber
Herrn Münz betonen, dass die neue Fassung von
Art. 22bis auf die Rechte der Konsumenten in
genügendem Masse Rücksicht nimmt und dass eine
Gefahr, dass mutwillig in die Konsumfreiheit des
Schweizervolkes eingegriffen werden könnte, kaum
mehr besteht.

Herr Schuler hat eine Bestimmung im Gesetz
vermisst zugunsten der Senkung der Produktions-
kosten der Bergbauern. Er hat besonders auf den
Viehexport hingewiesen. Ich erinnere da an Art. 55
der Vorlage. Ich möchte ihn fragen, wie er sich eine
weitere Einflussnahme zugunsten einer Senkung der
Produktenkosten praktisch vorstellt. Das ist mir
nicht klar. Ich erwarte seine Anträge.- •

Das Problem, das Herr Schümperli berührt hat,
dass die Preisbildung nicht in eine verhängnisvolle
Spirale hineingeraten dürfe (durch die Erhöhung der
Bodenpreise), hat die Kommission rege beschäftigt.
Sie werden beim Referat über die Preisvorschriften
sehen, dass wir die Meinung haben, dass eine speku-
lative Steigerung der Bodenpreise nicht auf die
Produktenpreise überwälzt werden darf. Wir dürfen
hier beruhigende Zusicherungen abgeben.

Herr Chaudet hat die Frage nach dem Verhältnis
zum Weinstatut aufgeworfen. Diese Frage ist be-
rechtigt, und wir werden uns mit dem Problem beim
Abschnitt „Rebbau" auseinandersetzen müssen.

Herr Grendelmeier äusserte grosse Bedenken
gegen den Gesetzesentwurf, ohne sich aber zu einem
Nichteintretensantrag durchzuringen. Die Bedenken
des Herrn Grendelmeier waren vorwiegend Bedenken
des Juristen. Er hat uns aber keine Lösung gegeben,

wie wir sonst dem Bauernstand helfen können. Ich
weiss nicht, ob er sich vorstellt, dass man auf das
Gesetz verzichten sollte, womit man überhaupt auf
jeden Schutz zugunsten der Landwirtschaft ver-
zichten müsste. Ich weiss nicht, ob Herr Grendel-
meier als Stadtzürcher vielleicht zu wenig den Puls-
schlag der Landschaft spürt und zu wenig die bren-
nenden Probleme sieht, die sich hier stellen. Es kann
nicht in Frage kommen, dass wir sagen: Nur weil
sich die Frage gesetzgeberisch nicht befriedigend
lösen lässt, müssen wir den Bauernstand im Stich
lassen und dürfen wir ihm die Hilfsmassnahmeri,
die die Verfassung vorsieht, nicht zugestehen. Ich
verstehe seine Bedenken wegen der vielen Er-
messensvorschriften. Ich habe das schon im Ein-
tretensreferat gesagt. Er soll uns aber einen Weg
zeigen, wie man anders vorgehen könnte. Ich möchte
hier an ein Votum von Herrn Direktor Hornberger
vom Vorort erinnern, der in der Expertenkommis-
sion ausgeführt hat, auch ihn würden die vielen
Ermessensvorschriften nicht befriedigen, doch müsse
er zugeben, dass man bei der Lösung solcher Fragen
praktisch ganz einfach nicht darum herumkomme.

Ich teile bis zu einem gewissen Grade auch die
Bedenken des Herrn Grendelmeier wegen der vielen
Verordnungen, aber er ist ein zu guter Jurist, um
nicht zu wissen, dass sogar der Schöpfer unseres
Zivilgesetzbuches ohne viele solche Kompetenz-
delegationen an den Bundesrat zugunsten des Er-
lasses von Verordnungen nicht ausgekommen ist.
Auf Ausführungsverordnungen können wir in der
modernen Gesetzgebung nicht mehr verzichten.
Man kann nicht sagen, das Gesetz sei mit 122
Artikeln zu lange, und im gleichen Atemzug er-
klären, man habe zuviel in die Verordnungen ver-
wiesen. Das widerspricht sich. Ich glaube, man habe
den Bedenken des Herrn Grendelmeier weitgehend
Rechnung getragen, kann aber in einigen Details
vielleicht noch mehr tun. Aber wir müssen diese
Bedenken überwinden. Es geht darum, einen wich-
tigen Wirtschaftsstand unseres Landes zu retten.
Hier werden formelle Bedenken 'zurücktreten
müssen.

M. Torche, rapporteur: Je serai extrêmement
bref. Tous les orateurs qui ont pris la parole ce
matin se sont déclarés favorables à l'entrée en ma-
tière et les orateurs de la Suisse italienne et de la
Suisse romande ont donné leur accord de principe au
projet de loi. L'a plupart d'entre eux se sont tenus
à des généralités; ils ont soulevé quelques questions
de principe tandis que d'autres entraient dans les
détails. Je pense que les questions de détail seront
reprises lors de la discussion des articles. Si donc,
MM. de Courten, Janner et Chaudet se sont bornés
à des généralités, très habilement dites d'ailleurs, je
voudrais simplement faire ressortir l'idée générale
exprimée par M. Chaudet, selon laquelle, lors de
l'application de la loi, les compétences des cantons
et des organisations professionnelles devront être
respectées et cela même dans les dispositions de
caractère économique.

Notre collègue, M. Chaudet, a soulevé le problème
du statut des vins en rapport avec la loi sur l'agri-
culture. Je pense qu'il y a là un problème de mise
au point nécessaire, car on ne sait pas laquelle de ces
deux œuvres législatives sera mise en vigueur la
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première. Le statut des vins est prévu pour une
durée limitée; sera-t-il voté à titre définitif par les
Chambres, éventuellement par le peuple, au cours

• de la présente année ? Nous ne le savons pas encore.
La loi sur l'agriculture sera-t-elle définitivement mise
au point en 1951 ? Nous ne le savons pas non plus.

M. de Senarclens a fait quelques réserves en
disant notamment qu'il regrettait que la loi ne pré-
cise pas assez son champ d'application. Cette ré-
serve n'est à notre avis pas pertinente. Il est clair
qu'une loi ne doit pas entrer dans les détails; c'est
l'arrêté d'exécution qui doit en prévoir les modalités
et en préciser le champ d'application. Je pense,
d'autre part, que le problème de la définition des
zones de montagne et de plaine sera discuté à propos
.de l'article 2. Les renseignements qui seront donnés
à ce moment-là, permettront, je pense, à M. de Senar-
clens de se déclarer satisfait.

Je n'insiste pas sur le problème soulevé par
M. de Senarclens relativement à l'article 3, du mo-
ment que cette question fait l'objet d'une proposition
d'un autre membre du Conseil. M. de Senarclens
estime que deux articles en tout cas sont inaccep-
tables, les articles 22bis et 121. J'attire votre atten-
tion sur le fait que l'article 121 n'est pas de droit
impératif puisqu'il permet aux cantons de prendre
certaines dispositions sans les y obliger. C'est là, à
mon avis, du bon fédéralisme puisque la Confédéra-
tion n'impose pas aux cantons l'obligation de légi-
férer dans ce domaine.

Une remarque d'ordre général encore : II est clair
que la rédaction française du projet de loi pèche à
de nombreuses reprises. La commission s'en est bien
rendu compte, mais elle n'a pas eu le temps néces-
saire de lui apporter certaines modifications. Je
rappelle que la commission de rédaction se mettra
au travail dès que le texte définitif aura été adopté
par les Chambres. Je prie donc les représentants de
la Suisse française de bien vouloir nous faire part
des propositions, dès suggestions qu'ils auraient à
nous faire; celles-ci seront alors transmises à la com-
mission de rédaction.

M. Houriet a émis quelques réserves. Il se de-
mande si les formules retenues en vue de la protec-
tion de l'agriculture, notamment celles du second
chapitre, seront bien efficaces. Je pense pour ma
part qu'avant de douter de l'efficacité de ces mesures
il faudrait d'abord être en présence du texte définitif
qui sortira de nos délibérations. Il ne faut pas peindre
le diable sur la muraille et je voudrais d'ores et déjà
dire que l'agriculture, branche maîtresse de notre vie
économique, doit bénéficier d'une certaine protec-
tion, mais cela dans le cadre de la vie économique
du pays. L'agriculture a besoin de la compréhension
des pouvoirs publics si elle veut pouvoir jouer son
rôle. Mais il ne faut pas non plus aller trop loin dans
ces mesures de protection. Nous avons intérêt à ce
que cette loi soit approuvée non seulement par les
milieux agricoles, mais également par les autres
milieux économiques du pays. Il ne faudrait pas que
le bateau soit par trop chargé et c'est pourquoi nous
espérons que même le représentant du parti du
travail pourra se rallier au texte qui sera définitive-
ment retenu par ce Conseil.

Je me résume en disant que les questions qui ont
été soulevées ce matin seront à nouveau examinées au
cours de la discussion des articles. Personne ne s'est
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opposé à l'entrée en matière et les rapporteurs de la
commission peuvent s'estimer heureux de l'accueil
qui est fait à ce projet de loi par le Conseil national.

Le président: M. de Steiger, président de la Con-
fédération, renonce à la parole. Celle-ci n'étant plus
demandée et aucune proposition de non-entrée en
matière n'ayant été faite, je considère que l'entrée
en matière est votée.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le Conseil passe sans opposition à la discussion

des articles

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

#ST# Nachmittagssitzung vom 29. März 1951
Séance du 29 mars 1951, après-midi
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Artikelweise Beratung — Discussion des articles

Titel und Ingress

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
(Die Änderung betrifft nur den französischen

Text)
Proposition de la commission

Titre : Loi fédérale
sur

l'amélioration de l'agriculture et le maintien
et la population paysanne

(Loi sur l'agriculture)

Préambule:
Adhérer au projet du Conseil fédéral

M. Torche, rapporteur: La commission a modi-
fié le titre, en ce sens qu'elle a remplacé le terme
«paysannerie», qui peut être interprété de diverses
façons par celui, qui lui a paru plus indiqué, de
«population paysanne». Les représentants de la
Suisse romande au sein de la commission se sont
déclarés favorables à cette formule. Nous vous
prions par conséquent de bien vouloir adopter cet
amendement.

J'aimerais profiter de l'occasion pour dire, à la
suite de l'intervention de ce matin de M. de Senar-
clens, que le texte français du projet peut recevoir
un certain nombre de modifications d'ordre rédac-
tionnel. N'oublions pas que ceux qui sont respon-
sables de la traduction doivent avant tout la faire
de façon plus ou moins littérale et qu'il est par
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première. Le statut des vins est prévu pour une
durée limitée; sera-t-il voté à titre définitif par les
Chambres, éventuellement par le peuple, au cours

• de la présente année ? Nous ne le savons pas encore.
La loi sur l'agriculture sera-t-elle définitivement mise
au point en 1951 ? Nous ne le savons pas non plus.

M. de Senarclens a fait quelques réserves en
disant notamment qu'il regrettait que la loi ne pré-
cise pas assez son champ d'application. Cette ré-
serve n'est à notre avis pas pertinente. Il est clair
qu'une loi ne doit pas entrer dans les détails; c'est
l'arrêté d'exécution qui doit en prévoir les modalités
et en préciser le champ d'application. Je pense,
d'autre part, que le problème de la définition des
zones de montagne et de plaine sera discuté à propos
.de l'article 2. Les renseignements qui seront donnés
à ce moment-là, permettront, je pense, à M. de Senar-
clens de se déclarer satisfait.

Je n'insiste pas sur le problème soulevé par
M. de Senarclens relativement à l'article 3, du mo-
ment que cette question fait l'objet d'une proposition
d'un autre membre du Conseil. M. de Senarclens
estime que deux articles en tout cas sont inaccep-
tables, les articles 22bis et 121. J'attire votre atten-
tion sur le fait que l'article 121 n'est pas de droit
impératif puisqu'il permet aux cantons de prendre
certaines dispositions sans les y obliger. C'est là, à
mon avis, du bon fédéralisme puisque la Confédéra-
tion n'impose pas aux cantons l'obligation de légi-
férer dans ce domaine.

Une remarque d'ordre général encore : II est clair
que la rédaction française du projet de loi pèche à
de nombreuses reprises. La commission s'en est bien
rendu compte, mais elle n'a pas eu le temps néces-
saire de lui apporter certaines modifications. Je
rappelle que la commission de rédaction se mettra
au travail dès que le texte définitif aura été adopté
par les Chambres. Je prie donc les représentants de
la Suisse française de bien vouloir nous faire part
des propositions, dès suggestions qu'ils auraient à
nous faire; celles-ci seront alors transmises à la com-
mission de rédaction.

M. Houriet a émis quelques réserves. Il se de-
mande si les formules retenues en vue de la protec-
tion de l'agriculture, notamment celles du second
chapitre, seront bien efficaces. Je pense pour ma
part qu'avant de douter de l'efficacité de ces mesures
il faudrait d'abord être en présence du texte définitif
qui sortira de nos délibérations. Il ne faut pas peindre
le diable sur la muraille et je voudrais d'ores et déjà
dire que l'agriculture, branche maîtresse de notre vie
économique, doit bénéficier d'une certaine protec-
tion, mais cela dans le cadre de la vie économique
du pays. L'agriculture a besoin de la compréhension
des pouvoirs publics si elle veut pouvoir jouer son
rôle. Mais il ne faut pas non plus aller trop loin dans
ces mesures de protection. Nous avons intérêt à ce
que cette loi soit approuvée non seulement par les
milieux agricoles, mais également par les autres
milieux économiques du pays. Il ne faudrait pas que
le bateau soit par trop chargé et c'est pourquoi nous
espérons que même le représentant du parti du
travail pourra se rallier au texte qui sera définitive-
ment retenu par ce Conseil.

Je me résume en disant que les questions qui ont
été soulevées ce matin seront à nouveau examinées au
cours de la discussion des articles. Personne ne s'est

Nationalrat - Conseil national 1951

opposé à l'entrée en matière et les rapporteurs de la
commission peuvent s'estimer heureux de l'accueil
qui est fait à ce projet de loi par le Conseil national.

Le président: M. de Steiger, président de la Con-
fédération, renonce à la parole. Celle-ci n'étant plus
demandée et aucune proposition de non-entrée en
matière n'ayant été faite, je considère que l'entrée
en matière est votée.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le Conseil passe sans opposition à la discussion

des articles

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

#ST# Nachmittagssitzung vom 29. März 1951
Séance du 29 mars 1951, après-midi

Vorsitz - Présidence: M. Pini
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Fortsetzung - Suite
Siehe Seile l hiervor - Voir page 1 ci-devant

Artikelweise Beratung — Discussion des articles

Titel und Ingress

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
(Die Änderung betrifft nur den französischen

Text)
Proposition de la commission

Titre : Loi fédérale
sur

l'amélioration de l'agriculture et le maintien
et la population paysanne

(Loi sur l'agriculture)

Préambule:
Adhérer au projet du Conseil fédéral

M. Torche, rapporteur: La commission a modi-
fié le titre, en ce sens qu'elle a remplacé le terme
«paysannerie», qui peut être interprété de diverses
façons par celui, qui lui a paru plus indiqué, de
«population paysanne». Les représentants de la
Suisse romande au sein de la commission se sont
déclarés favorables à cette formule. Nous vous
prions par conséquent de bien vouloir adopter cet
amendement.

J'aimerais profiter de l'occasion pour dire, à la
suite de l'intervention de ce matin de M. de Senar-
clens, que le texte français du projet peut recevoir
un certain nombre de modifications d'ordre rédac-
tionnel. N'oublions pas que ceux qui sont respon-
sables de la traduction doivent avant tout la faire
de façon plus ou moins littérale et qu'il est par
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conséquent très difficile d'arriver à un texte corres-
pondant exactement au texte originaire avec les
caractéristiques propres de la langue. Il ne faut donc
pas s'étonner si le texte français peut faire l'objet
de nombreuses modifications. C'est pourquoi je prie
les représentants de la Suisse romande de bien
vouloir faire toutes les suggestions ou propositions
qu'ils jugent utiles sur le plan formel ou rédaction-
nel, dans l'idée que la commission de rédaction
tiendra compte de leurs vœux.

Angenommen - Adoptés

Einleitung
Art. 1

Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre préliminaire
Article premier

Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Obrecht, Berichterstatter : Sie sehen, dass in
Art. l die Umschreibung des Geltungsbereichs des
Gesetzes dem Bundesrat überlassen ist. Es mag un-
befriedigend erscheinen, dass man den Geltungs-
bereich eines Gesetzes nicht in diesem selbst um-
schreiben kann, sondern der Vollzugsbehörde über-
lassen muss. So klar auf den ersten Blick die Gren-
zen des Wirtschaftszweiges Landwirtschaft zu lie-
gen scheinen, auf so viele Grenzfälle stösst man, so-
bald man in Einzelheiten geht. Die ersten Entwürfe
sahen eine Umschreibung des Geltungsbereichs vor.

. Es gelang aber auch ihnen nicht eine vollständige
Umschreibung, so dass in der gemischten Experten-
kommission der heutigen Fassung der Vorzug gege-
ben wurde, die die nähere Abgrenzung des Gel-
tungsbereichs dem Bundesrat überlässt. Diese Lö-
sung hat den Vorteil, elastischer zu sein, aber den
Nachteil, dass die wichtige Frage des Geltungsbe-
reichs nicht von vornherein abschliessend beant-
wortet werden kann. Indessen ist dieses Vorgehen
in der Bundesgesetzgebung nicht neu. Schon in
ändern Bundesgesetzen kam man nicht darum
herum, den Geltungsbereich im Gesetz nur allge-
mein zu umschreiben und die nähere Festlegung
einer bundesrätlichen Verordnung zu überlassen. So
ist man zum Beispiel vorgegangen im Bundesgesetz
über die Entschuldung landwirtschaftlicher Betrie-
be, im Bundesgesetz über die berufliche Ausbildung
und einer Anzahl Sozialgesetzen, zum Beispiel im
Bundesgesetz über die Beschäftigung der jugend-
lichen und weiblichen Personen in den Gewerben.

Selbstverständlich kann bei einer Regelung
durch bundesrätliche Verordnung nur über die
Grenzfälle des Geltungsbereichs Unklarheit herr-
schen. Dass zur Landwirtschaft Ackerbau, Obst-,
Wein-, Gemüsebau, Viehhaltung, Viehzucht, Klein-
tierzucht und Milchwirtschaft gehören, ist ohne
weiteres klar. Dazu gehört auch die Waldwirtschaft,
soweit der Wald mit einem landwirtschaftlichen
Betrieb verbunden ist. Schliesslich'ist es klar, dass
ein Landwirtschaftsbetrieb, der einer industriellen
Unternehmung angeschlossen ist, dem Gesetz unter-
stellt wird, ebenso ein gemischter Betrieb, wie zum

^Beispiel Gastwirtschaft, verbunden mit Landwirt-
schaftsbetrieb, soweit die landwirtschaftliche Tätig-
keit reicht.

Nicht leicht wird in verschiedenen Grenzfällen
die Abgrenzung zwischen Landwirtschafts- und
Gewerbebetrieb sein. Hier wird man ohne weite-
res dazu gelangen, die Landkäsereien dem Gesetz
zu unterstellen, während man anderseits die aus-
gesprochenen Handelsgärtnereien im Gegensatz
zum landwirtschaftlichen Gemüsebau vom Gesetz
ausnehmen wird. Nicht ohne weiteres einleuchtend
ist, dass auch Berufsfischerei und Fischzucht, die
die ersten Entwürfe ausdrücklich dem Gesetz unter-
stellten, in das Gesetz gehören sollen. Hier handelt
es sich eher um Betriebe gewerblicher Natur. Der
Bunsesrat sollte nach Auffassung der Kommission
hier in der Umschreibung des Geltungsbereichs nicht
allzu weit gehen.

Diese wenigen Beispiele zeigen, wie schwer an
den Grenzen des Geltungsbereichs die Umschrei-
bung wird. Die Kommission ist der Auffassung, dass
der bundesrätliche Antrag, die nähere Umschrei-
bung des Geltungsbereichs der Verordnung zu
überlassen, einer abschliessenden oder beispiels-
weisen Aufzählung der vom Gesetz erfassten Be-
triebszweige vorzuziehen sei.

Angenommen - Adopté

An. 2
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Obrecht, Berichterstatter: Art. 2 enthält den
Grundsatz, dass in der Ausführung des Gesetzes
auf die erschwerten Produktions- und Lebensbedin-
gungen in den Berggebieten besondere Rücksicht
zu nehmen sei. Der Gedanke, die Landwirtschaft
im Gebirge, die unter besonderen Schwierigkeiten
zu kämpfen hat, in besonderem Masse zu fördern
und zu unterstützen, geht durch das ganze Gesetz
hindurch. Man darf in diesem Zusammenhang an
die Motion Baumberger erinnern, die den Anstoss
dazu gegeben haben mag, die besonderen Verhält-
nisse in den Gebirgsgegenden auch durch besondere
Förderungsmassnahmen zu berücksichtigen. Indes-
sen wurden schon vor der Motion Baumberger in
verschiedenen Bundesgesetzen die Berggebiete in
besonderem Masse berücksichtigt. Ich erinnere nur
an die Primarschulgesetzgebung und an die Kran-
kenversicherung.

Worin soll im einzelnen nach dem Landwirt-
schaftsgesetz die besondere Berücksichtigung der
Berggebiete bestehen? Nach den einzelnen Vor-
schriften des Gesetzes sollen zum Beispiel die Berg-
gebiete bessere Subventionsansätze erhalten können.
Nach Art. 103, Abs. 2, kann zum Beispiel gegenüber
finanziell stark belasteten Kantonen, namentlich
mit ausgedehnten Berggebieten, von der Regel ab-
gewichen werden, dass ein Bundesbeitrag nur ge-
währt wird, wenn der beteiligte Kanton einen min-
destens gleich hohen Beitrag verabfolgt. Ferner sind
für die Berggebiete höhere Anbauprämien für Füt-
tergetreide in Aussicht genommen, ferner Fracht-
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beitrage an den Transport von Nutz- und Zuchtvieh
aus abgelegenen Berggebieten, eine bessere Unter-
stützung der Viehzuchtgenossenschaften und der
Viehversicherung in Berggebieten und eine beson-
dere Berücksichtigung der Berggegenden im Vieh-
export. - Hinzuweisen ist auch auf Art. 121, der die
Berggebiete dadurch besserstellen will, dass er die
Kantone ermächtigt, das Sammeln von Beeren,
Pilzen und Krautern vorwiegend der einheimischen
Bevölkerung vorzubehalten. Vorwiegend zugunsten
der Bergbevölkerung wird sich auch die neue Bun-
desleistung auswirken, die die Kommission für die
Unfallversicherung vorschlagen wird.

Die Kommission hat sich vor allem um die Um-
schreibung der Berggebiete interessiert, die nach
Art. 2 dem Bundesrat vorbehalten bleibt. Zurzeit
besteht eine sehr subtile Abgrenzung der Bergge-
biete im landwirtschaftlichen Produktionskataster,
der seinerzeit auf Grund des Bundesgesetzes vom
1. April 1938 über die Sicherstellung der Landes-
versorgüng geschaffen wurde. Diese „Standard-
grenze" des landwirtschaftlichen Produktionskata-
sters ist nach verschiedenen Faktoren erhoben wor-
den, zum Beispiel nach der Dauer der Vegetation,
nach dem Umfang der durchschnittlichen jährlichen
Niederschläge, der Anbaumöglichkit für die ein-
zelnen Kulturarten, der Verkehrslage und den Mög-
lichkeiten der maschinellen Bewirtschaftung. Diese
im Produktionskataster vorgenommene Ausschei-
dung der Berggebiete ist auf Grund eines BRB vom
30. September 1949 für die verschiedenen gesetz-
lichen Erlasse anwendbar erklärt worden, in denen
eine besondere Berücksichtigung der Berggebiete
vorgesehen ist. Heute ist diese Standardgrenze des
landwirtschaftlichen Produktionskatasters für fol-
gende zurzeit geltende Erlasse massgebend: Bun-
desbeschluss vom 22. Juni 1949 über die Ausrich-
tung von Familienzulagen an landwirtschaftliche
Arbeitnehmer und Gebirgsbauern, Verordnung des
Bundesrates vom 1. März 1951 betreffend die Aus-
richtung von Anbauprämien für Futtergetreide,
Bundesratsbeschluss vom 27. Februar 1951 über
die Festsetzung der Bundesbeiträge für die Vieh-
versicherung.

In der Kommission wurde der Auffassung Aus-
druck gegeben, die Abgrenzung der Berggebiete
durch den landwirtschaftlichen Produktionskata-
ster sei für den Vollzug des Landwirtschaftsgesetzes
fast zu subtil vorgenommen worden. Diese Abgren-
zung weise, wie ein welscher Kollege sagte, „trop
de dentelles" auf. Auch Herr Gadient hat heute
morgen auf diese Wünsche hingewiesen, die in der
Kommission geltend gemacht worden sind. Sie
möchte in der Tat den Wunsch aussprechen, die
Abgrenzung der Berggebiete möge für die Durch-
führung des Landwirtschaftsgesetzes etwas gross-
zügiger vorgenommen werden. Speziell im Hinblick
auf einen geordneten Vollzug scheint es zweck-
mässig, die Grenze von Berg- und Flachlandbetrieb
wenn immer möglich nicht mitten durch ein Ge-
meindegebiet hindurchzuziehen. Der Bundesrat hat
in seinem Beschluss vom 30. September 1949 auch
ausdrücklich eine von der Berggrenze des Produk-
tionskatasters abweichende Umschreibung der Ge-
birgsgegenden vorbehalten. Wir nehmen an, dass
der Bundesrat schon damals daran gedacht hat,
dass beim Vollzug gewisser Massnahnlen nicht

schlechthin auf den Produktionskataster abgestellt
werden kann, sondern dass man eine etwas gross-
zügigere Abgrenzung vornehmen muss.

M. Torche, rapporteur: Permettez-moi quelques
remarques au sujet de cet article.

Les termes «conditions difficiles de production
et de vie» ont fait l'objet de discussions; la commis-
sion s'est demandée s'il n'était pas préférable de les
remplacer simplement par «conditions spéciales».
Elle y a renoncé après avoir reçu tous les renseigne-
ments nécessaires.

En revanche, la commission a désiré recevoir
des précisions au sujet de la délimitation des régions
de montagne. Le Département fédéral de l'écono-
mie publique, division dé l'agriculture, lui a fait un
rapport à ce sujet. Je me permets de vous faire con-
naître ces précisions, qui se rapportent à l'article 2,
que nous discutons en cet instant, ainsi qu'aux
articles 31 et 103 du projet de loi.

La distinction entre zone de plaine et zone de
montagne doit être déterminée par les conditions
naturelles. Les investigations très poussées qui
ont eu lieu au cours de ces dernières années et des
considérations d'ordre économique ont finalement
montré où devait passer la limite de la zone de
montagne. On voulait se servir de cette limite-type
principalement pour différencier l'aide accordée en
vue de l'extension des cultures.

Dans les^ régions que la ligne de démarcation
allait traverser, la situation a été examinée en pré-
sence des représentants des cantons et des communes.
Les exploitations ont été attribuées soit à la zone
de plaine, soit à la zone de montagne, selon les con-
ditions qui y prévalaient et compte tenu de leur
affectation économique, de sorte que la délimitation
est très nette. Dans la mesure du possible, on a fait
coïncider la ligne de démarcation avec les frontières
communales, mais il a fallu se résigner à couper
nombre de communes dont le territoire s'étendait
sur les deux zones.

Le classement des exploitations a été déterminé
pour l'essentiel par les facteurs suivants: a) durée
de la période de végétation, qui dépend principale-
ment de l'exposition (versant ensoleillé ou non), de
l'altitude, des risques de gelées tardives ou précoces;
b) moyenne des précipitations annuelles; b) possi-
bilités en matière de cultures (céréales d'hiver ou de
printemps, arbres fruitiers; d) moyens de commu-
nication, éloignement par rapport à la gare, routes
et chemins, distance de l'exploitation au village
(chemins à parcourir jusqu'à la fromagerie, jusqu'à
l'école, possibilités de gain accessoire, etc.); e) possi-
bilités en ce qui concerne l'emploi des machines
(configuration des terres cultivables).

La ligne de démarcation retenue a été communi-
quée aux gouvernements cantonaux en 1949; si
cette ligne se révélait manifestement préjudiciable,
des recours pouvaient être dressés; la commission
désignée à cet effet a examiné les requêtes qui lui
ont été adressées.

Il semble bien que la démarcation retenue a fait
l'objet de certaines critiques du fait que des terri-
toires de certaines communes ont été partagés. Au
sein de la commission, l'idée de la création d'une
zone intermédiaire entre la zone de plaine et la zone
de montagne a été évoquée. L'ordonnance d'exécu-
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